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Was die Erwartungen in die Politik 
einer neuen Regierung Brandt/Scheel 
betrifft, hat der DGB in seinen acht 
„Prüfsteinen“ mit am deutlichsten ge-
macht. Jeder weiß, daß die Gewerk-
schaften einen großen Anteil daran 
haben, daß die Arbeiter und Ange-
stellten zur Wahl mobilisiert wurden 
und die SPD zur stärksten Partei iin 
Bundestag werden konnte. Die Ge-
werkschaften haben also ein wohl-
begründetes Recht, daß ihre Forderun-
gen Bestandteil des neuen Regie-
rungsprogramms werden. Schon drückt 

die FDP darauf, wie in der verflossenen dreijährigen Regierungsperiode, die 
Ausdehnung der paritätischen Mitbestimmung weiter zu verzögern oder sie zu 
verwässern. Nicht anders ist es mit anderen „Prüistein'-Forderungen, wie nach 
wirksamen Maßnahmen gegen Preiswucher, gegen Bodenspekulation oder für 
eine Steuerreform im Interesse der Arbeitenden. Alles dieses droht schon im 
Koalitionsgespräch zwischen SPD und FDP unterzugehen.

OTV: Erwartungen um 15 Prozent
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ie Wahl ist vorbei. Die CDU/CSU ist parlamentarisch abgeschlagen. Das 
1^ war wichtig. Jetzt rückt die Frage in den Vordergrund: Wie geht es weiter?

1

Und was soll gar aus dem „Prüfstein“ Nr. 5 werden, nach dem Großunterneh-
men in Gemeineigentum über führt werden sollen? Die „Prüfsteine“ des DGB 
werden nur dann realisiert werden können, wenn die Gewerkschaften selb-
ständig und unabhängig ihre Forderungen außerhalb des Parlaments gegen-
über der Regierung vertreten. Das gilt auch gegenüber der SPD, deren rechte 
Führung auf vielfältige Weise mit dem herrschenden System verzahnt ist.
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Ohne den notwendigen Druck aus den Betrieben und den Gewerkschaften 
selbst wird diese Regierung in den wirtschaftlichen und sozialen Fragen, die die 
Arbeiter und Angestellten angehen, nicht nur auf der Stelle treten, sondern 
mehr auf der Seite des Unternehmertums stehen. Bei der jetzt begonnenen 
Lohnbewegung, von der etwa 8 Millionen abhängig Beschäftigte erfaßt sind, 
wird sich das bereits bestätigen. j o 1
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NACHRICHTEN
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK !

Die Ankündigung Brandts, in Kürze durch Bahr den Grundvertrag in der 
Hauptstadt der DDR unterzeichnen zu lassen, die Aufnahme der DDR in die 
UNESCO, die anrollende Anerkennungswelle der DDR, die Aufnahme beider 
deutscher Staaten in die UNO, die Vorbereitungsgespräche in Helsinki für eine 
Europäische Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit — das alles sind 
Ereignisse, die mit der allgemeinen positiven politischen Entscheidung am 
19. November 1972 in der Bundesrepublik Zusammenhängen. Ganz anders aber 
sieht es-in der Innenpolitik aus. Die SPD hat den Wählern versprochen, „die 
Politik der Reformen“ forlzusetzen. In der dreijährigen Regierungszeit des 
Kabinetts Brandt/Scheel gab es zwar kleine sozialpolitische Verbesserungen, 
aber von Reformen im Sinne progressiver Veränderungen der Gesellschafts-
ordnung kann keine Rede sein.
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Wahlausgang löst nicht automatisch die Probleme 
DGB-„Prüfsteine“ durch Aktionen verwirklichen

gen und Handlungen gewertet wer-
den.

Nord- 
DGB 

Kominu-

. uße 
sie

Nicht umsonst haben die sozialdemo-
kratischen Spitzenpolitiker auch im 
Wahlkampf immer wieder den Sy-
stemschwur geleistet, die „marktwirt-
schaftliche Ordnung“ nicht anzutasten. 
Die sozialdemokratischen Wähler in 
der Arbeiterschaft haben eine der-
artige Versicherung niemals verlangt; 
das waren andere Leute. Von dieser 
Grundposition der SPD-Führung, die 
kapitalistische „Ordnung" und Herr-
schaftsstruktur nicht anzutasten, müs-
sen alle politischen Absichtserklärun-

Der DGB und seine Funktionäre haben 
in dieser Situation das Recht der Ge-
werkschaften und ihrer Mitglieder zu 
politischer Parteinahme und Aktivität 
betont sowie das Festhalten am Prin-
zip der Einheitsgewerkschaft bekräf-
tigt. Zweifellos dürfte diese Problema-
tik noch eine Zeitlang die inner-
gewerkschaftliche Diskussion beschäf-
tigen (Siehe auch „Einheit der Ge-
werkschaften", Seite 5).

Für die IG Metall nannte Hans Preiss 
darüber hinaus diese Forderungen: 
Abbau von Rüstungsausgaben, Entla-
stung der öffentlichen Haushalte, Um-
verteilung der Steuerlast zugunsten 
der unteren Einkommen und Ein-
schränkung steuerlicher Vergünstigun-
gen für Unternehmer und Großverdie-
ner.

Indessen bedeutet die Rückkehr von 
SPD und FDP in die Regierungsver-
antwortung auch unter dem Aspekt 
des deutlichen Stimmengewinns für 
beide Parteien ebensowenig wie 1969 
einen Machtwechsel. Die wirtschaftliche 
Macht und damit der entscheidende 
politische Einfluß liegt unverändert bei 
den Monopolgiganten und den etwa 
hundert Milliardären und Supermana-
gern, die die generelle Marschrichtung 
überwachen.

Als einzige von allen Parteien, die 
sich in den Wahlkampf eingeschaltet 
haben, hat die Deutsche Kommunisti-
sche Partei eine konsequente Konzep-
tion zur Zurückdrängung und Über-
windung der reaktionären Kräfte in 
Wirtschaft und Politik dargelegt. Ohne 
Zweifel hat ihre Aktivität mitgehol-
fen, in der Bevölkerung die arbeiter-
feindlichen Positionen von Barzel und 
Strauß und ihrer CDU/CSU zu enthül-
len und viele Menschen von der 
Stimmabgabe gegen diese Parteien zu 
überzeugen.

Wie niemals zuvor haben sich der 
DGB und seine Gewerkschaften an der 
Meinungsbildung zur Wahlentschei-
dung beteiligt. Die acht „Prüfsteine" 
haben als Katalog der Erwartungen 
der Gewerkschaften und aller abhän-

Der politische Alltag hat wieder be-
gonnen. Der DGB und die Gewerk-
schaften haben Erklärungen zum 
Wahlausgang abgegeben, und die er-
sten Tendenzen künftiger Bonner Poli-
tik werden sichtbar. Sie sind unter 
dem Aspekt der gewerkschaftlichen 
Forderungen keineswegs erfreulich.Der Wahlkampf ist seitens der CDU/ 

CSU mit größter sozialer Demagogie 
und politischer Untergangsprophetie 
geführt worden. Es zeigte sich sehr 
bald, daß die Partei von Barzel und 
Strauß sich als Sammelbecken und In-
teressenvertretung der reaktionärsten 
Kreise der bundesdeutschen Kapitali-
sten versteht. Die Attacken gegen eine 
europäische Entspannung und Frie-
densordnung, wie sie mit den Verträ-
gen von Moskau und Warschau und 
dem Abkommen zwischen BRD und 
DDR eingeleitet wurde, und das anti-
kommunistische Geschrei von einer 
„sozialistischen Gefahr" für die Bun-
desrepublik haben vielen 
verdeutlicht, daß CDU und CSU auf 
den kalten Krieg setzen und eine 
wirklichkeitsfremde, geradezu volks-
feindliche Konzeption vertreten.

In diesem Zusammenhang stellt das 
Präsidium der DKP in einer Erklä-
rung zum Ausgang der Bundestags-
wahl fest: „Das Stimmenergebnis der 
DKP spiegelt den politischen Einfluß 
unserer Partei nicht wider und ist in-
soweit unbefriedigend . . . Dennoch 
können wir feststellen, daß sich der 
Wahlkampf gelohnt hat." Er habe für 
die DKP „bessere Ausgangspunkte für 
den weiteren Kampf um die sozialen, 
wirtschaftlichen und demokratischen 
Rechte des arbeitenden Volkes 
setzt".

Die Bundestagswahl vom 19. November 1972 hat als wesentlichstes Resultat 
die Verhinderung der Rückkehr von CDU und CSU in die Regierung gebracht; 
die bisherige SPD/FDP-Koalition ist gestärkt aus der Wahl hervorgegangen. 
Den 224 Abgeordneten der CDU/CSU stehen künftig im Bundestag 230 der 
SPD und 42 der FDP gegenüber. Dabei waren das starke Engagement der Ge-
werkschaften und der Arbeiterschaft für eine Friedens- und Entspannungspolitik 
und ihre Reformerwartungen, die sie in eine Brandt/Scheel-Regierung setzen, 
wesentliche Faktoren, die den Wahlausgang bestimmten.

In diesem Wahlkampf ist auch ein 
weiteres Mal deutlich geworden, daß 
die FDP so liberal, wie sie zu sein 
vorgibt, nicht ist, sondern sich als 
großbürgerlicher Interessenwächter in 
Staat und Gesellschaft versteht. Der 
„Vernunft''-Slogan der FDP im Wahl-
kampf war gewissermaßen der Mantel, 
der die konkrete Konzeption verdek- 
ken sollte: Verhinderung grundlegen-
der Reformen, die möglicherweise ir-
gendwo und irgendwann einmal dem 
Kapitalismus gefährlich werden könn-
ten. Die FDP ist so etwas wie das 
organisierte und personifizierte Miß-
trauen der Kreise des herrschenden 
Kapitals, die es — nach der langen 
Periode des kalten Krieges, der dem 
Trend in der Weltpolitik nicht mehr 
gerecht wird — einmal mit der SPD 
versuchen wollen.

Obgleich daraus für die Bundesregie-
rung eine dringende Verpflichtung er-
wächst, sollten die Gewerkschaften 
illusionsfrei nach den Worten des 
IG-Metall-Vorsitzenden Loderer han-
deln, der schon eine Woche vor der 
Wahl — mit Blick auf eine mögliche 
Fortsetzung der Koalition — in Augs-
burg erklärte: „Reformen können 
letzlich nur durch gewerkschaftliche 
Aktivität vorangetrieben und verwirk-
licht werden."

gig Beschäftigten eine ,ße Rohe 
gespielt und werden sie weiterhin 
spielen. Es war bezeichnend, daß die 
CDU/CSU, aber auch FDP-Repräsen- 
tanten die Einheitsgewerkschaft hef-
tig attackierten, in Frage zu stellen 
und über den Rand der Verfassungs-
mäßigkeit hinauszudrängen suchten. 
FDP-Innenminister Weyer in 
rhein-Westfalen verlangte vom 
sogar die Entfernung der 
nisten aus seinen Reihen.

Der Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen 
verwies am 23. November auf die
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Dagegen ist es richtig und zeugt von 
der Bereitschaft, die schon vor der 
Wahl präzisierten Positionen jetzt zu 
vertreten, wenn der DGB und seine 
Gewerkschaften in ihren Stellungnah-
men die konkreten Forderungen an 
die Bundesregierung bekräftigen. So 
forderte der DGB Regierung und Par-
lament auf, die „notwendigen gesell-
schaftspolitischen Reformen, die Siche-
rung der Arbeitsplätze und ein ver-
stärktes Bemühen um wirtschaftliche 
Stabilität, Maßnahmen zur Gewähr-
leistung einer höheren Lebensqualität 
sowie mehr Demokratie und Mitbe-
stimmung in allen Bereichen" in An-
griff zu nehmen.

Der DGB sieht, nach seiner Erklärung 
vom 20. November, im Wahlergebnis 
ziemlich überschwenglich „vor allem 
eine entscheidende Festigung der De-
mokratie in unserem Lande". Das Mit-
glied des geschäftsführenden Vor-
standes der IG Metall, Hans Preiss, 
meinte am 24. November in Wilhelms-
haven, bei der Wahl sei der „kon-
zentrierte Angriff des Großkapitals 
gegen die Arbeitnehmer" abgewehrt 
worden. Offenkundig eilen hier be-
rechtigte Wünsche den Realitäten vor-
aus.



Grundvertrag ratifizieren

Die Ereignisse in Bonn bestätigen 
diese Einschätzung. Schon beteuern 
Willy Brandt und andere sozialdemo-
kratische Politiker wieder ihren „Wil-
len zur Gemeinsamkeit" mit der CDU/ 
CSU. Das würde u. a. auch Gemein-
samkeit mit Franz Josef Strauß ein-
schließen, von dem der DGB-Vorsit-
zende in Bayern, Wilhelm Rothe, am 
14. November öffentlich sagte: „Mit 
ähnlichen Angriffen gegen die Arbeit-
nehmer und ihre Gewerkschaften ha-
ben die Steigbügelhalter des National-
sozialismus wie Hugenberg und die 
Bayerische Volkspartei als Vorgänge-
rin der CSU vor 1933 die deutsche 
Demokratie gefährdet und schließlich 
zerstört."

Normalisierung zwischen BRD und DDR eingeleitet 
Impulse für Gewerkschaftsgespräche DGB - FDGB
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Das Wahlergebnis widerspiegelt die 
Hoffnungen und Erwartungen der 
Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung 
unseres Landes auf eine konsequente 
Friedenspolitik, auf soziale und demo-
kratische Reformen. Damit sie Wirk-
lichkeit werden, bedarf es der demo-
kratischen Aktion. G. S.
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Andere DGB-Gewerkschaften bekräf-
tigten ebenfalls diese Forderung an 
die Regierung, die im Parlament rein 
rechnerisch eine Mehrheit von in DGB- 
Gewerkschaften organisierten Abge-
ordneten vor sich hat. „Natürlich ist 
uns allen bewußt", stellte die OTV- 
Bezirksleitung Hessen fest, „daß die 
politischen Probleme der Arbeitneh-
mer durch den Ausgang der Wahl 
und die Fortsetzung der bisherigen 
Regierungskoalition keineswegs auto-
matisch gelöst sind."

Wer mit diesen Kräften Gemeinsam-
keit sucht, kann nicht berechtigte For-
derungen der Arbeiter und Angestell-
ten glaubhaft vertreten. Die Kritik 
des SPD-Pressesprechers Schulz vom 
28. November, wonach Jungsozialisten 
und Gewerkschafter unrealistische For-
derungen stellen und die Politik der 
SPD gefährden würden, beleuchtet 
bemerkenswerte Details, die die Ge-
werkschafter skeptisch und wachsam 
machen müssen.

Allerdings ist es allein mit der Unter-
zeichnung und späteren Ratifizierung 
nicht getan. Für die Gewerkschaften 
wird es besonders darauf ankommen, 
sich aktiv für die Verwirklichung der 
in dem Vertrag enthaltenen Bestim-
mungen einzusetzen. Dazu gehört 
Jetzt, den Kampf für die Reduzierung 
der Rüstungsausgaben aufzunehmen, 
um mehr Mittel für soziale Reformen 
im Interesse der arbeitenden Menschen 
freizubekommen.

In Kürze soll der wenige Tage vor den Bundestagswahlen paraphierte Vertrag 
über die Grundlagen der Beziehungen zwischen der BRD und der DDR von Bun-
deskanzler Willy Brandt und Ministerpräsident Willi Stoph in der Hauptstadt der 
DDR, Berlin, unterzeichnet werden. Dieser Vertrag stand am 19. November, dem 
Tag der Bundestagswahl, mit zur Abstimmung. Mit ihrem eindeutigen Votum 
gegen die Feinde der Entspannung und des Grundvertrages, der CDU/CSU, hat 
sich die Mehrheit der Bevölkerung, insbesondere die Arbeiterschaft, auch für 
den Inhalt dieses Vertrages ausgesprochen. Jetzt wird es darauf ankommen, 
daß er nicht nur bald ratifiziert, sondern auch, wie die anderen völkerrecht-
lichen Vereinbarungen, verwirklicht und mit Leben erfüllt wird.

„Prüfsteine" des DGB, „die selbstver-
ständlich über den Wahltag hinaus Be-
deutung haben". Wörtlich heißt es 
weiter: „Im Mittelpunkt steht aber 
weiterhin die Forderung nach Ver-
wirklichung der qualifizierten Mitbe-
stimmung und Demokratisierung der 
Wirtschaft. Die zunehmende wirt-
schaftliche Macht und — wie gerade 
der letzte Wahlkampf verdeutlichte — 
die daraus abgeleitete politische Macht 
der Konzerne gilt es wirksam zu be-
grenzen und einzuschränken."

Das Tauziehen in der Mitbestimmungs-
frage und der Versuch der Führung 
der SPD, den DGB in dieser Frage 
von seiner Position herunterzube-
kommen, sind weitere Zeidien dafür, 
daß die Gewerkschaften weiterhin 
zum Kampf für die Realisierung ihrer 
berechtigten Forderungen entschlossen 
sein müssen.

Nach den Verträgen von Moskau und 
Warschau, dem Westberlin-Abkom-
men der vier Mächte und dem Ver-
kehrsvertrag zwischen der BRD und 
der DDR muß der Vertrag über die 
Grundlagen der Beziehungen zwischen 
den beiden deutschen Staaten als ein 
historisches Ereignis in der Nach-
kriegszeit gewertet werden. Der Ver-
trag ist ein überzeugender Beweis, daß 
die friedlichen Kräfte in der Bundes-
republik in der Lage sind, gegen den 
Widerstand der reaktionärsten Ver-
treter des Großkapitals Zug um Zug 
eine Politik der friedlichen Koexistenz 
zwischen den beiden Staaten mit völ-
lig unterschiedlicher Gesellschaftsord-
nung durchzusetzen.

Blättert man in Protokollen von Ge-
werkschaftstagen früherer Jahre, ist 
nachzulesen, daß damals Delegierte, 
die lediglich die DDR bei ihrem legi-
timen Namen nannten, bereits verteu-
felt wurden. Wenn heute dies der Ver-
gangenheit angehört, hat das unter-
schiedliche Ursachen: Einmal ist es ein 
Ausdruck dafür, daß sich das Kräfte-
verhältnis in der Welt zugunsten des 
Fortschritts geändert hat. Zum andern 
wird damit deutlich, daß der Kampf 
der fortschrittlichen Kräfte in der Bun-
desrepublik, insbesondere der Kom-
munisten, erfolgreich war. Darauf kön-
nen auch alle Gewerkschafter stolz 
sein. Die Regierung Brandt/Scheel 
selbst hat durch ihre realistischere 
Einschätzung der Lage ihren positiven 
Beitrag dazu geleistet.

Wie schon in der Vergangenheit, 
könnten jetzt die sich anbahnenden 
Beziehungen noch viel besser genutzt 
werden, die in der DDR und anderen 
sozialistischen Staaten auf der Grund-
lage der Macht der Arbeiterklasse er-
reichten sozialen Errungenschaften — 
von der Schwangerschaftsunterbre-
chung über die Mitbestimmung bis zu 
gleichen Bildungschancen — auch für 
die Arbeiter und Angestellten in der 
Bundesrepublik durchzusetzen.

Werner Petschick
3

5

Nicht zuletzt bleibt zu hoffen, daß 
von dem Vertrag auch positive Im-. 
pulse auf die im Oktober 1972 aufge-
nommenen Gespräche zwischen den 
Bundesvorständen des DGB und des 
FDGB ausstrahlen. Jedoch kann es 
nicht Aufgabe der nur den Arbeiter-
interessen verpflichteten Gewerk-
schaften sein, sich als Erfüllungs-
gehilfe der Bundesregierung zu betäti-
gen.
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In einer Zeit, wo alle heute im Bun-
destag vertretenen Parteien noch in 
den Schützengräben des kalten Krie-
ges verharrten und einen blindwüti-
gen Antikommunismus betrieben, ha-
ben sich kommunistische und viele 
sozialdemokratische Gewerkschafter 
schon für normale Beziehungen und 
für die Annahme der zahlreichen dies-
bezüglichen Vorschläge der DDR be-
müht. Sie wurden verleumdet und un-
terdrückt und nicht wenige haben we-
gen ihres Eintretens für die heute im 
Vertrag enthaltenen Prinzipien Ver-
folgungen und Gefängnisstrafen in 
Kauf nehmen müssen.

In dem Vertrag ist festgelegt: DDR 
und BRD „entwickeln normale gut-
nachbarliche Beziehungen auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung". 
Sie lassen sich von den Prinzipien der 
UNO-Charta und des Völkerrechts lei-
ten, sie verzichten bei Streitfragen auf 
Drohung mit oder Anwendung von 
Gewalt und bekräftigen di$ „Un-
verletzlichkeit der zwischen ihnen 
bestehenden Grenze jetzt und in Zu-
kunft".
Der auch von den Gewerkschaften be-
grüßte Vertrag öffnet den Weg zu 
gutnachbarlichen Beziehungen zwi-
schen den beiden Staaten zum Wohle 
der Interessen der Mehrheit der Be-
völkerung, wie das der IG Metall-Vor-
sitzende Eugen Loderer feststellte. Für 
eine Politik der guten Nachbarschaft 
zur DDR haben sich fortschrittliche 
Gewerkschafter der Bundesrepublik 
schon seit Jahrzehnten eingesetzt.



Einheit der Gewerkschaften
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Interview mit NACHRICHTEN-Herausgeber Heinz Lukrawka 
Gegen FDP-Weyers Einmischung in die Gewerkschaften

NACHRICHTEN: Kollege Lukrawka, 
was ist deine Meinung zu den Angrif-
fen des FDP-Ministers Weyer gegen 
aktive Gewerkschafter?

Gewerkschafter 
gegen Weyer-Angriffe

Der erweiterte Landesbezirksvorstand 
der Deutschen Joumalisten-Union (dju) 
in der IG Druck und Papier in Nord-
rhein-Westfalen hat auf seiner Tagung 
am 11. November 1972 in Dortmund 
die Angriffe des nordrhein-westfäli-
schen Innenministers Weyer auf Kom-
munisten im DGB „auf das schärfste 
zurückgewiesen". In einer Entschlie-
ßung wird erklärt: Dem Vorstand sei 
bekannt, „daß in der dju eine Reihe 
von DKP-Mitgliedern auf den verschie-
denen Ebenen tätig ist". Die Kommu-
nisten hätten sich in der Vergangen-
heit „als vorbildliche Gewerkschafter 
erwiesen und damit das Vertrauen 
ihrer Kollegen, die sie in die verschie-
denen Organe hineingewählt haben, 
verdient".

NACHRICHTEN: Und was sind die 
Tatsachen?

NACHRICHTEN: Wie kann Weyers 
Angriff am besten abgewehrt werden?

Heinz Lukrawka: Indem wir unsere 
Aktivität verstärken und alle Ge-
werkschafter, gleich ob Sozialdemo-
kraten, Kommunisten, Christen oder . 
Parteilose, ihre Kraft gemeinsam ein-
setzen, die zahlreichen Gewerkschafts-
beschlüsse in die Tat umzusetzen. So 
stärken wir zugleich die Unabhängig-
keit und die Einheit der Gewerkschaf-
ten. Nach meiner Meinung ist bei-
spielsweise ein verstärktes Engage-
ment für die volle Durchsetzung der 
gewerkschaftlichen Lohnforderungen in 
der Eisen- und Stahlindustrie die beste 
Antwort an Herrn Weyer und seine 
Unternehmerfreunde.

werkschafter 
wird erneut 
mobilisiert.

NACHRICHTEN: Wie ist die Hal-
tung des Vorstandes deiner Gewerk-
schaft, der IG Metall, zu den Mitglie-
dern der DKP?

NACHRICHTEN: Warum richten sich 
Weyers Angriffe insbesondere gegen 
Mitglieder der DKP?

4

Der FDP-Innenminister von Nordrhein-Westfalen, Willi Weyer, hat sich Anfang 
November, wenige Tage vor der Bundestagswahl, in brüsker Weise in die 
innergewerkschaftlichen Angelegenheiten eingemischt. In einer Reihe mit der 
Hauspostille von Franz Josef Strauß, dem „Bayemkurier", verlangte er, das 
verfassungswidrige Berufsverbot der Ministerpräsidenten der Länder auf die 
Gewerkschaften auszudehnen. Er forderte vom DGB, aktive Gewerkschafter, 
insbesondere DKP-Mitglied er, auszuschließen. Zu diesem Vorfall haben wir 
Heinz Lukrawka, IG-Metall-Funktionär, Betriebsratsvorsitzender eines großen 
Hüttenbetriebes und Mitherausgeber der NACHRICHTEN, nach seiner Mei-
nung gefragt.

und 
stattfand. Zur gleichen Zeit 

aber sind zahlreiche ehemalige Partei-
freunde von Herrn Weyer zur CDU/ 
CSU übergelaufen.

Heinz Lukrawka: Dieses Ansinnen hat 
nicht nur im Betriebsrat und bei mei-
nen IG-Metall-Kollegen, sondern auch 
in der Belegschaft Empörung und 
energische Proteste ausgelöst. Das ist 
ein Angriff auf die Einheit der Ge-
werkschaften, mit dem die konsequen-
ten Vertreter der Arbeiter und Ange-
stellten mundtot gemacht werden sol-
len. Er liegt auf der gleichen Linie 
wie ein kürzlich ergangenes reaktio-
näres Bundesarbeitsgerichtsurteil, das 
jede öffentliche Kritik an den Unter-
nehmern und am kapitalistischen Sy-
stem unterdrücken will. Herr Weyer 
leistet damit den Unternehmern 
Schützenhilfe, die sich davon auch er-
hoffen, die einheitliche gewerkschaft-
liche Front zur Durchsetzung der jetzt 
gerade aktuellen Lohnforderung mei-
ner Gewerkschaft zu spalten und zu 
schwächen.

Als eine „Einmischung in innere ge-
werkschaftliche Angelegenheiten und 
eine Schwächung der Kampfkraft der 
Gewerkschaften" bezeichnete der Ver-
trauensleutevorstand des Werkes 
Hüttenheim der August-Thyssen-Hütte 
Süd in Duisburg die Angriffe Weyers.

Heinz Lukrawka: Indem die aktivsten 
Interessenvertreter der Belegschaften 
aus den Gewerkschaften herausge-
drängt werden sollen. Damit würde 
zwangsläufig die Einheit der Gewerk-
schaften bedroht sowie ihre Unab-
hängigkeit von Unternehmern, Par-
teien und Regierungen in Frage ge-
stellt. Weyer und seine Unternehmer-
freunde wünschen sich offensichtlich 
nur noch solche Gewerkschafter, die 
sich zu dem als „soziale Marktwirt-
schaft" deklarierten Profitsystem be-
kennen. Die 1945 entstandenen Ein-
heitsgewerkschaften sind dem Groß-
kapital schon von Anfang an ein Dom 
im Auge. Diese Einheit nach der De-
vise „teile und herrsche" zu zerstören, 
dient Weyers Ansinnen, aktive Ge- 

auszuschließen. Dazu 
der Antikommunismus

NACHRICHTEN: Inwiefern bedroht 
Weyers Forderung die Einheit der Ge-
werkschaften?

Heinz Lukrawka: Die kommunistischen 
Arbeiter und Angestellten sind Teil 
der Gewerkschaften. So wie ich, sind 
viele Tausende von DKP-Mitglicdern, 
entsprechend der vom Parteitag be-
schlossenen Grundprinzipien, für die 
Verwirklichung der den Arbeiterinter-
essen dienenden Gewerkschaftsbe-
schlüsse aktiv. Wozu insbesondere 
das DGB-Grundsalzprogramm, das Ak-
tionsprogramm und die acht „Prüf-
steine" zählen.

Heinz Lukrawka: Mir ist noch in guter 
Erinnerung, daß der verstorbene IG- 
Metall-Vorsitzende Otto Brenner an-
läßlich des letzten Gewerkschaftstages 
im vergangenen Jahr erklärte, die Mit-
glieder der DKP hätten als Gewerk-
schafter die gleichen Rechte und Pflich-
ten wie alle, und die IG Metall sei 
bemüht, das gleiche Verhältnis zur 
DKP zu haben, wie zu allen anderen 
demokratischen Parteien. Und erst 
kürzlich hat das Vorstandsmitglied 
Georg Benz erklärt, die Mitglieder 
der DKP gehörten zu den aktivsten 
Gewerkschaftern.

Heinz Lukrawka: Das habe ich im Zu-
sammenhang mit dem Ansinnen von 
Weyer mit Bedauern zur Kenntnis ge-
nommen. Offensichtlich ist der DGB- 
Bundesvorstand vor dem gewerk-
schaftsfeindlichen Antikommunismus 
Weyers zurückgewichen. In einer 
DGB-Presseerklarung vom 9. Novem-
ber wird der DKP eine Haltung un-
terstellt, die dem DGB-Grundsatz-
programm und sogar dem Grund-
gesetz der Bundesrepublik wider-
spricht. Diese ansonsten nur von der 
Springer-Presse verbreitete Verleum-
dung stimmt mit den Tatsachen nicht 
überein.

Heinz Lukrawka: Das ist ganz einfach 
deshalb so, weil die DKP-Mitglieder 
zu den aktivsten Gewerkschaftern ge-
hören. Es fällt mir zwar schwer, von 
meiner Person zu sprechen, aber bei 
den Betriebsrätewahlen im Frühjahr 
haben mich 89 Prozent aller Beleg-
schaftsangehörigen gewählt, obwohl 
nicht unbekannt ist, daß ich Mitglied 
der DKP bin. Und vielleicht ist es auch 
ganz interessant zu wissen, daß in den 
letzten Apriltagen dieses Jahres in 
einem Betrieb, wo ein kommunisti-
scher Gewerkschafter Betriebsratsvor-
sitzender ist, der erste Streik in der 
Bundesrepublik zur Verteidigung der 
Regierung Brandt/Scheel gegen den 
Mißtrauensantrag von Barzel 
Strauß

•NACHRICHTEN: Der DGB-Bundesvor-
stand hat sich dem nicht voll 
geschlossen. Wie ist deine Meinung 
dazu?



Kein Frieden

Konferenzen
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Es ist inzwischen mehr als fraglich ge-
worden, ob und wann das Abkommen 
verwirklicht wird. Denn neben dem 
Versuch, den Frieden in Vietnam von 
neuen Verhandlungen und immer wie-
der neuen Bedingungen abhängig zu 
machen, steigerten die USA von Tag 
zu Tag ihre Luftangriffe, über 10 000 
Menschen starben seit dem Tag der 
vereinbarten Waffenruhe durch den 
amerikanischen Bombenterror.

Alle diese Vereinbarungen datieren 
wenige Tage vor der amerikanischen 
Präsidentschaftswahl. In der Zwischen-

Der Sprecher des SPD-Parteivorstan- 
des, Jochen Schulz, ist da anderer 
Meinung — jedenfalls nach der Bun-
destagswahl, wo die SPD ihre Ge-
werkschaftsstimmen im Sack hat. In 
einem Jargon, den der Vorsitzende 
der ÖTV, Kluncker, als beleidigend 
und infam bezeichnet, hat Schulz den 
Gewerkschaften vorgeworfen, „aus der 
nicht nur von ihnen angeschlagenen 
Quelle des Sieges Forderungen für 
sich und ihre Heerhaufen“ herleiten 
zu wollen.

In der Funktionärszeitschrift des DGB, 
„Die Quelle", November 1972, hat der 
Sekretär des DGB-Bundesvorstandes, 
Dr. Bernd Otto, einen Bericht über das 
erste offizielle Zusammentreffen der 
Vorstände des FDGB und des DGB 
veröffentlicht. Dr. Otto, der selbst an 
dem Treffen teilgenommen hat, be-
müht sich im allgemeinen in seinem 
Bericht um Sachlichkeit, auch was die 
Darstellung der Aufgaben des FDGB 
in der sozialistischen DDR angeht.

Daraus wird ersichtlich, daß es gerade 
jetzt mehr denn je darauf ankommt, 
auch bei uns die Solidaritäts- und 
Hilfsaktionen für Vietnam zu verstär-
ken. Am 16. Dezember finden in zahl-
reichen Städten Haus- und Straßen-
sammlungen zugunsten der Vietnam- 
Hilfe statt. „Frieden und Unabhängig-
keit für Vietnam jetzt!" Darauf kommt 
es nun an. H. Bader

in den letzten Monaten so stark, daß 
sich die USA ihm nicht mehr entziehen 
können. Befremdend ist, daß die von 
Friedensnobelpreisträger Brandt ge-
führte Regierung der Bundesrepublik 
zum Völkermord der USA in Vietnam 
hartnäckig schweigt.

Dr. Otto rät dem FDGB in seinem 
Artikel, von altgewohnten „Positionen 
und Denkschemata" Abschied zu neh-
men. Das allerdings wäre dem Kolle-
gen Dr. Otto anzuraten. sr
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Zum ersten Male sitzen in Helsinki 
Diplomaten aus der Bundesrepublik 
und der DDR gleichberechtigt an einem 
Verhandlungstisch nebeneinander. Das 
ist ein sichtbarer Ausdruck der auf 
Entspannung ausgerichteten Politik in 
Europa. Entspannung aber und Sicher-
heit sind die Voraussetzungen für 
eine friedliche Zusammenarbeit der 
Völker Gesamteuropas. Das hat schon 
im Sommer dieses Jahres in Brüssel 
eine Konferenz von Gewerkschaftern, 
Wissenschaftlern und Publizisten un-
terstrichen. Sie schlug u. a. vor, eine 
europäische Gewerkschaftskonferenz 
abzuhalten, um der europäischen Si-
cherheitskonferenz die gewerkschaft-
lichen Vorstellungen über europäische 
Zusammenarbeit zu verdeutlichen.

daß alle Beteiligten offenkundig den 
nötigen Willen zur Verständigung mit-
gebracht haben.

.y,
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Die gewerkschaftlichen „Heerhaufen“ 
waren der SPD vor der Wahl als 
Stimmvieh — um im Jargon des SPD- 
Schulz zu sprechen — herzlich will-
kommen.

Aber allzuoft wird auch offenkundig, 
daß der Berichterstatter noch nicht auf 
gewisse überholte Formen aus der 
Zeit des kalten Krieges verzichten 
will. So schreibt Dr. Otto u. a., es sei 
„lange Jahre hinweg die erklärte Poli* 
tik der DDR-Gewerkschaften (gewe-
sen), offizielle Kontakte zur Bundes-
republik zu meiden". Dr. Otto unter-
schlägt dabei, daß noch vor gar nicht 
langer Zeit Kontaktversuche des FDGB 
mit dem DGB vom Bundesvorstand 
nicht nur brüsk zurückgewiesen, son-
dern Kollegen des FDGB in der Bun-
desrepublik von der Polizei verfolgt 
wurden und stattdessen „Kontakte" 
mit Gefängniswärtern hatten.

Ende November trafen sich in Helsinki 
200 Diplomaten aus 34 europäischen 
Staaten zur Vorbereitung der viel-
diskutierten Europäischen Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit. 
Die Konferenz hat die Aufgabe, die 
Tagesordnung für die europäische Si-
cherheitskonferenz festzulegen und 
Fragen, die den Ablauf der Konferenz 
betreffen, zu klären. Daß diese Auf-
gabe nicht ohne Geduld und Verstän-
digungsbereitschaft zu lösen ist, zeigte 
sich schon in den ersten Verhand-
lungstagen. Ebenfalls jedoch machten 
die Gespräche zum Auftakt deutlich,

Im Zusammenhang mit der Europäi-
schen Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit ist auch eine Vor-
konferenz zu nennen, die Ende Januar 
1973 zur Vorbereitung von Verhand-
lungen über die beiderseitige Trup-
penreduzierung abgehalten werden 
soll. Auch diese Konferenz bietet Mög-
lichkeiten, den Frieden in Europa und 
in der Welt sicherer zu machen. Das 
alles ist jedoch kein Grund für die 
friedliebenden Menschen, die jahre-
lang für eine solche Entwicklung ge-
kämpft haben, in ihren Anstrengungen 
nachzulassen. eg

Der Weltöffentlichkeit wird vorge-
macht, die Unterzeichnung des Viet-
nam-Abkommens sei deshalb nicht er-
folgt, weil Südvietnams Präsident 
Thieu sich beharrlich weigere und die 
Amerikaner aus „Vertragstreue" ihrem 
„besten Verbündeten“ nicht in den 
Rücken fallen dürften. In Wirklichkeit 
war Thieu jedoch von Anfang an eine 
Marionette der Amerikaner, und er 
scheint auch jetzt wieder dazu aus-
ersehen zu sein, den USA lediglich 
ein Alibi zu verschaffen. Bei allem 
wird eines deutlich: Die USA sind 
nicht mehr in der Lage, den Vietnam- 
Krieg gegen die Weltöffentlichkeit 
fortzusetzen. Der Druck wurde gerade
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Die SPD und die Gewerkschaften 
sprechen die gleiche Sprache, tönte es 
vor der Wahl aus den Mündern so-
zialdemokratischer Bundestagskandi-
daten.

zeit ist Richard Nixon erneut zum 
Präsidenten gewählt worden — ohne 
Zweifel auch deshalb, weil die Mehr-
heit der amerikanischen Bevölkerung 
von der Erwartung ausging, er werde 
trotz der Verzögerungstaktik das Viet-
nam-Abkommen schnellstens unter-
zeichnen.

Daß die Infamie des SPD-Parteivor-
standssprechers für diesen Konse-
quenzen hatte, davon haben die Ge-
werkschaften bisher noch nichts er-
fahren. Okolus

■

1

II
■ s
$ y 
•.‘\S

■i

$

Anfang Oktober wurde in Hanoi zwi-
schen der Demokratischen Republik 
Vietnam (Nordvietnam) und den USA 
ein Abkommen vereinbart, das einen 
sofortigen Waffenstillstand, den Rück-
zug der US-Truppen innerhalb von 
60 Tagen, die Bildung eines „Rates 
der nationalen Versöhnung" für Süd-
vietnam sowie die schrittweise Wie-
dervereinigung Vietnams vorsieht. 
Das Abkommen sollte ursprünglich 
am 26. Oktober in Paris unterzeichnet 
werden, auf amerikanischen Wunsch 
wurde der Zeitpunkt der Unterzeich-
nung auf den 30. Oktober hinausge-
schoben. Ab 31. Oktober sollte Waf-
fenruhe sein.



IGM vor harter Lohnrunde
Trotz unzureichender Forderung sture Unternehmerfront 
Für kurze Laufzeiten der Tarifverträge eintreten

Massenentlassung bei SKF 
für 1973 angekündigt

Trotz der unzureichenden Forderun-
gen der Mehrheit der Tarifkommis- 
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Gegen die Forderung der Unterneh-
mer nach Einführung von Lohnleit-
linien und Orientierungsdaten wandte 
sich auch das Mitglied des geschäfts-
führenden Vorstandes der IG Metall, 
Hans Preiss, auf einer Vertreterver-
sammlung in Wihelmshaven. Ein sol-
cher Pakt käme nicht in Frage, er-
klärte er.

Fadenscheinig behauptet der Verein 
der bayerischen Metallindustrie, die 
Umsätze seien im dritten Quartal nur 
noch um 2,8 Prozent gestiegen und 
die Aufträge hätten sogar um 1 Pro-

Die Unternehmer können zahlen. Das 
beweisen nicht zuletzt ihre Millionen-
wahlspenden an die CDU/CSU. Der 
Vorsitzende der IG Metall in Bayern, 
Erwin Essl, bezeichnete diese „Spen-
den" als vorenthaltenen Lohn.

Die IG Metall hat fristgerecht zum 31. Dezember 1972 die Tarifverträge für die 
Beschäftigten in der metallverarbeitenden Industrie gekündigt. Die Lohn- und 
Gehaltsforderungen der einzelnen Tarifkommissionen liegen zwischen durch-
schnittlich 10,8 Prozent in Niedersachsen und 12 Prozent in Schleswig-Holstein. 
Damit befinden sich nunmehr rund 4 Millionen Arbeiter und Angestellte im 
Bereich der IG Metall im Lohnkampf.

sionen, die vielleicht Rücksicht auf die 
SPD/FDP-Regierung nehmen wollten, 
steigern die Metallindustriellen und 
ihre Sprachrohre die Angriffe gegen 
die Gewerkschaften.
Mit dem Schlagwort von der „Geld-
wertstabilität" wollen sie Lohnleit- 
linien durchsetzen und die Arbeiter 
und Angestellten mit 5 Prozent ab-
speisen. Um ihre vom Profitstreben 
diktierten Absichten durchzusetzen, 
schrecken die Unternehmer selbst vor 
massiven Drohungen nicht zurück, 
So kündigte der Präsident des Bun-
desverbandes Deutscher Arbeitgeber 
vor bayerischen Metallindustriellen 
Konsequenzen der Unternehmer gegen 
die Lohnforderungen der Gewerkschaf-
ten an.
Hermann Josef Abs, Aufsichtsratsvor-
sitzender der Deutschen Bank, for-
derte auf dem Steuerberater-Kongreß 
Mitte November in Düsseldorf die 
Gewerkschaften auf, sie sollten ihre 
Forderungen an „jenen Größenord-
nungen" orientieren, die Ende 1971 
und Anfang 1972 bei den Tarifver-
handlungen vereinbart worden waren. 
(Damals waren die Arbeiter und An-
gestellten mit 6 bis 7 Prozent abge-
speist worden bei Laufzeiten der Ta-
rifverträge bis zu 15 Monaten).

Wenn man den bisherigen durch-
schnittlichen Effektivlohn von 7,50 DM 
zum Maßstab nimmt, der in der Eck-
lohngruppe 7 gezahlt wird, würde der 
bisherige Monatsbruttolohn von 1300 
DM auf 1400 DM ansteigen. Gleich-
zeitig würden sich aber auch die 
Steuern (in diesem Fall Klasse III/l) 
von 146,10 auf 165,10 und die Sozial-
abzüge (unter Berücksichtigung der 
Rentenbeitragserhöhung ab 1. Januar 
1973) von 182,30 auf 203 DM erhö-
hen, eine Steigerung der Gesamtab-
züge also um 39,70 DM. Statt bisher 
969,10 netto bekäme der Arbeiter 
jetzt 1029,40 DM ausgezahlt. Also von 
den 100 DM Erhöhung wären dann 
nur noch 60 DM übriggeblieben. Diese 
60 DM dem ursprünglichen Effektiv-
verdienst von 969,10 DM gegenüber-
gestellt, ergäben nur noch 6,2 Pro-
zent Lohnerhöhung. Bei der 6,4pro- 
zentigen Preissteigerung käme so für 
die Metallarbeiter in Niedersachsen 
sogar ein Reallohnsenkung heraus.

konstant 
während die 
angestiegen 
die industriellen 
aber auch

Die Metallarbeiter sind mit den von 
den Tarifkommissionen gestellten 
Lohnforderungen um rund 11 Prozent 
angesichts der Preissteigerungen — in 
diesem Jahr allein 6,4 Prozent — 
nicht zufrieden. Für sie würde das 
sogar eine Senkung des Reallohns 
bedeuten. Als Beispiel dafür mag Nie-
dersachsen dienen. Selbst bei voller 
Durchsetzung der geforderten 58 Pfen-
nig Stundenlohnerhöhung würde das 
im Monat bei 173 Arbeitsstunden 
eine Bruttolohnerhöhung von nur 
rund 100 DM im Monat ergeben.

Die Schweinfurter Kugellager-Fabriken 
(SKF), mit 37 Prozent Marktanteil 
größtes BRD-Unternehmen seiner 
Branche, kündigten für das Jahr 1973 
die Entlassung von 1000 Arbeitern 
und 250 Angestellten an. Wie die 
Konzernleitung erklärte, soll die Ren-
tabilität des Unternehmens durch 
Personalreduzierung und zusätzliche 
Rationalisierungsmaßnahmen erhöht 
werden. Wie verlautet, sollen 1973 
70 Millionen DM vor allem in den 
ausländischen Tochterbetrieb investiert 
werden, wo man die Arbeiter noch 
mit niedrigen Löhnen abspeisen kann.

Auf Anfrage von NACHRICHTEN 
vertraten maßgebliche IG-Metall-Funk- 
tionäre die Meinung, daß angesichts 
der weiter rollenden Preislawine eine 
neunmonatige Laufzeit der Lohn- und 
Gehaltstarifverträge erforderlich sei. 
Außerdem würde damit die für die 
Vorbereitung einer Lohnbewegung 
notwendige Aktivierung der Mitglied-
schaft nicht mit der Vorweihnachts-
zeit zusammenfallen. G. M.
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Für die Arbeiter und Angestellten in 
der Metallindustrie kommt es jetzt 
darauf an, die ohnehin minimalen 
Forderungen ohne jede Abstriche 
durchzusetzen. Vor allen Dingen soll-
ten die Gewerkschaften darauf ach-
ten, eine möglichst kurze Laufzeit der 
Tarifverträge durchzusetzen.

zent abgenommen. Obwohl die Ar-
beiter und Angestellten die Ebbe im 
eigenen Geldbeutel spüren, unterstel-
len die bayerischen Metallindustriel-
len weiter, daß seit März 1969 „eine 
extreme Lohnwelle über die Wirt-
schaft hinweggerollt" sei und die 
„Rentabilität der Firmen beschnitten" 
habe. In diesem Chor der Klagelieder 
darf natürlich der Vorsitzende von 
Gesamtmetall, Herbert van Hüllen, 
nicht fehlen. Er beklagte ebenfalls die 
angeblich schlechte Ertragslage der 
Metallindustrie. Diesen Gang an die 
Klagemauer bezeichnete der 2. Vorsit-
zende der IG Metall, Hans Mayr, als 
eine „Pflichtübung, die vor jeder Ta-
rifbewegung wiederkehrt".

Selbst das „Manager-Magazin" vom 
November 1972 bestätigt die von den 
Gewerkschaften wiederholt getrof-
fene Feststellung über die gestiegenen 
Unternehmergewinne. Es schreibt: 
„Weder die sommerliche Währungs-
unruhe noch die unsichere innenpoli-
tische Entwicklung im Wahlherbst 
haben die günstigen Zukunftserwar-
tungen der Unternehmer dämpfen 
können. Die gute Stimmung in der 
Wirtschaft wird noch besser." Das 
Blatt stellt fest, daß die Lohn- und 
Gehaltskosten 
seien, 
kräftig 
hätten 
preise, 
preise kräftig angezogen. Das zeige, 
daß die Unternehmer nicht nur jeden 
Kostenanstieg auf die Verbraucher 
abwälzten, sondern darüber hinaus 
bestrebt seien, ihre Gewinnspannen 
weiter zu vergrößern.

geblieben
Produktivität 

sei. Trotzdem 
Erzeuger- 

die Verbraucher-

Mit seinen Forderungen hat der Vor-
stand der IG Metall dem Verlangen 
der Mitglieder nur zum Teil entspro-
chen. Beispielsweise hatten die Be-
legschaften der Maschinenfabrik Mön- 
nighof und sechs weiterer Bochumer 
Betriebe 13 Prozent verlangt. Die IG- 
Metall-Verwaltungsstelle Rheinhau-
sen sprach sich für 12 und Wolfsburg 
für 14,9 Prozent aus. Mindestens 
15 Prozent mehr Lohn und Gehalt ver-
langten die Beschäftigten von John 
Deere-Lanz in Mannheim und die 
Vertreterversammlung der IG Metall 
Ludwigshafen. In ähnlicher Höhe be-
wegten sich die Forderungen zahl-
reicher Betriebe u. a. im Frankfurter 
Raum und in anderen IG-Metall- 
Tarifgebieten.



Reallohnsenkung schon sicher

Gutachten ’72

Das „Handelsblatt“ vom 29. November 
schreibt in einem Kommentar zu dem 
Gutachten: „Die Inflation in Deutsch-
land (gemeint ist die Bundesrepublik) 
ist eine Frage der Machtpolitik" — 
dem wäre unsererseits nichts hinzu-
zufügen. H. S.
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Mit einem geradezu provokativen Angebot von um 5,6 Prozent höheren Löhnen 
und Gehältern kamen die Unternehmervertreter der Eisen- und Stahlindustrie 
am 5. Dezember in die dritte Verhandlung. Die Verhandlungskommission der 
IG Metall hat dieses „Angebot" als unzureichend zurückgewiesen. Die Gespräche 
wurden auf de^ 18. Dezember vertagt. Damit ist die Konzeption der Unternehmer 
in der eisenschaffenden Industrie, die etwa 230 000 Arbeiter und Angestellten 
dieses Industriezweiges lohnpolitisch auf Schmalkost zu setzen, abermals bestä-
tigt worden.

Trotz dieser Tatsachen muß jedoch im-
mer wieder das Märchen von der 
Lohn-Preis-Spirale herhalten. Der Be-
völkerung wird eingeredet, als seien 
Preiserhöhungen nur abgewälzte Lohn-
kosten. Dem steht entgegen, daß die 
Preise 1967/68 auch bei der „kosten-
neutralen Lohnpolitk" — z. B. 1968 für 
Bandstahl um über 300 Prozent — 
stiegen.

Die geforderte Linear-Erhöhung um 60 
Pfennig in der Stahlindustrie bezieht 
sich auf den tariflichen Ecklohn, der 
in diesem Industriezweig bei 5,42 je 
Stunde liegt. Da aber die Effektiv-
verdienste weit darüber liegen, würde 
die Erhöhung z. B. bei einem Effektiv-
stundenlohn von 8,15 DM nur knapp 
6 Prozent betragen. Und das bei einer 
Preissteigerungsrate von zur Zeit 6,4 
Prozent. Das käme einem absoluten 
Kaufkraftverlust für die in der Stahl-
industrie Beschäftigten gleich. Eine 
leichte Reallohnerhöhung ist erst mit 
80 Pfennig die Stunde, gleich 14 bis 
15 Prozent, auf den tariflichen Ecklohn 
von 5,42 DM, gegeben.

Die Tendenz der Aufschwungphase, 
der erhöhten Produktivität bei ver-
ringerter Belegschaft, zeigt sich deut-
lich am Beispiel der Krupp-Hütten-
werke Bochum. Nach dem „Handels-
blatt" vom 9. November 1972 verrin-
gerte sich die Belegschaft vom 3. Quar-
tal 1971 bis zum 3. Quartal 1972 um 
1184 Mann bei einer gesteigerten Roh-
stahlproduktion von rund 250 000 Ton-
nen.

stenbelastung durch Lohnerhöhungen 
ist ebenfalls entgegenzuhalten: die nie 
erwähnte Verbilligung der Preise für 
Erz-, Schrott- und Halbzeugeinfuhren, 
die noch unter den Einfuhrpreisen von 
1968 liegen, und der verringerte Koks-
verbrauch je Tonne Roheisen von 536 
auf 485 Kilo allein im Zeitraum vom 
1. Januar 1971 bis 1. Januar 1972.

Die Mehrheit der Gutachter geht da-
von aus, daß die „Wiedergewinnung 
der Stabilität" eine Aufgabe von meh-
reren Jahren sein wird. Gefordert wird 
dazu außenwirtschaftliche Absicherung 
und Anhebung der Steuern, eventuell 
durch einen neuen Konjunkturzuschlag 
zur Lohn- und Einkommensteuer, aber 
diesmal ohne Rückzahlungsverpflich-
tung. Alles in allem heißt der Gut- 
achtervorschlag: Stabilisierungsstrate-
gie auf Kosten der Arbeiter und An-
gestellten.

Indessen wird das öffentliche Klagen 
der „Stahlkocher" über die angeblich 
negative Geschäftslage angesichts der 
Produktionsberichte immer unglaub-
würdiger; es beginnt schon komisch zu 
wirken. So teilte das Statistische Bun-
desamt, Außenstelle Düsseldorf, am 
6. Dezember mit, daß die Stahlerzeu-
gung in der Bundesrepublik in den er-
sten elf Monaten dieses Jahres gegen-
über dem Vorjahreszeitraum um 6,4 
Prozent auf 40,2 Millionen Tonnen 
gestiegen sei. Bis Ende Dezember sei 
ein Anstieg auf 43 Millionen Tonnen, 
das sc !en 7 Prozent mehr als 1971, zu 
erv\.• Ic-n. In der Roheisenproduktion 
liege das Produktionsergebnis um fast 
5 Rezent über dem des Vorjahres. 
Ein Grund mehr also für die Stahl- 
arbc’G., für die volle Durchsetzung 
ihrer Forderungen zu kämpfen.
Den Vorslandsvorsitzenden der Man-
nes i?. n AG, Egon Overbeck, hindert 
die nach oben gerichtete Produktions- 
entv. l.klung allerdings nicht, in der 
neuesten Hauszeilung „Rohrpost" zu 
erklären, die Lohn- und Gehaltsforde-
rungen der IG Metall würden — wie-
der einmal — Stabilität und Beschäfti-
gung bedrohen.
Die Unternehmer der Eisen- und Stahl-
industrie klagen über ihre schlechte 
Geschäftslage, die es ihnen nicht er-
laube, die 11-Prozent-Forderung der 
Arbeiter und Angestellten zu erfüllen. 
Aber selbst das Unternehmerorgan 
„Handelsblatt" mußte am 14. Oktober 
1972 eingestehen: „Die eisenschaffende 
Industrie erwartet in diesem Jahr 
einen Produktionszuwachs von min-
destens über 5 Prozent. Gleichzeitig 
hat sich auch die Kosten-Erlös-Situa-
tion verbessert."
In dem gleichen Artikel wird hervor-
gehoben, daß die Auslandsaufträge 
im dritten Quartal 1972 um rund 40 
Prozent über dem Durchschnittsniveau 
von 1971 lagen. Im Jahre 1973 sei ein 
Produktionswachstum von mindestens 
8 Prozent zu erwarten und die Lohn- 
und Gehaltskosten je Produktions-
einheit zeigten eine abwärts gerichtete 
Tendenz. Statistische Unterlagen be-
weisen, daß trotz Belegschaftsreduzie- 
rüngen die Pro-Kopf-Leistung im Zeit-
raum eines Jahres um 12 Prozent ge-
stiegen ist.
Dem ewigen Unternehmergejammer 
von einer nicht zu verkraftenden Ko- 
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Im einzelnen sollen die Ausgaben der 
öffentlichen Hand vermindert werden. 
Das heißt ja wohl: weniger Schulen, 
weniger Krankenhäuser, weniger Mit-
tel für soziale Investitionen. Auch die 
Lohnentwicklung muß nach Ansicht der 
Gutachter bei dem Bemühen um mehr 
Stabilität (Stabilität für wen?) eine 
wesentliche Rolle spielen, und die 
„Tarifpartner" werden aufgefordert, 
zu einer erfolgreichen Stabilitätspoli-
tik beizutragen.

Stahlindustriellen unmittelbar entge-
gentreten. Denn diese denken nicht 
daran, die 60-Pfennig-Forderung, die 
jetzt schon eine Reallohnsenkung be-
deutet, zu akzeptieren. In den ersten 
beiden Verhandlungen haben sie 
nicht einmal ein Angebot gemacht. 
Nun haben die Stahlarbeiter in der 
Durchsetzung der Forderung und der 
Laufzeit das letzte Wort.

H. Bramkamp

Das Gutachten zur wirtschaftlichen 
Entwicklung, das die „fünf Weisen" 
kurz nach der Bundestagswahl dem 
Bundeskanzler übergaben, hat einen 
Umfang von 400 Seiten. Ob der wis-
senschaftliche Wert des Gutachtens 
dem Umfang entspricht, wird zur Zeit 
von Experten des Bundeskanzleramtes 
und des Bundeswirtschaftsministeriums 
geprüft. Was bisher aus dem Inhalt 
bekannt wurde, läßt vermuten, daß 
sich das neue Gutachten von dem der 
vergangenen Jahre im Grunde kaum 
unterscheidet: Zur Sicherung der Sta-
bilität sollen die Steuern erhöht und 
die Löhne und Gehälter gedrosselt 
werden. Uber die Untemehmerprofite 
schweigt sich das Gutachten aus.

Selbst volle Durchsetzung der Forderung läßt Reallohn sinken 
Eisen- und Stahlkonzerne provozieren mit 5,6 Prozent

Wenn wahrgemacht werden soll, was 
der 1. Vorsitzende der IG Metall, Lo- 
derer, im Interview mit der „Süddeut-
schen Zeitung" vom 15. November 
1972 erklärte, in dem es heißt: „Eine 
Stabilisierung auf dem Rücken der 
Arbeitnehmer, das heißt auch einen 
gewerkschaftlichen Lohnverzicht, leh-
nen wir strikt ab", dann muß man 
kampfbereit der Konfrontation der
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Inzwischen hat der Deutsche Gewerk-
schaftsbund Steuererhöhungen zur 
Konjunkturdämpfung abgelehnt. Die 
gegenwärtigen Lohnforderungen, so 
stellt der DGB fest, seien maßvoll und 
darum bereits ein Stabilitätsbeitrag.



ÖTV-Erwartungen 15 Prozent
Rund 5 Millionen Beschäftigte stellen ihre Forderungen 
Tarifbewegung im öffentlichen Dienst, bei Bahn und Post

Am 11. Dezember, wenn diese Ausgabe der NACHRICHTEN gerade gedruckt 
wird, tritt die Große Tarifkommission der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr zusammen, um über die Forderungen für die Arbeiter 
und Angestellten im öffentlichen Dienst zu beschließen. Ebenso werden in die-
sen Tagen die Tarifkommissionen der Gewerkschaft der Eisenbahner Deutsch-
lands und der Deutschen Postgewerkschaft Beschlüsse zur Lohn- und Gehalts-
politik fassen. In Kürze wird auch der DGB die Forderungen für die Beamten 
formulieren. Alle diesbezüglichen Tarifverträge sind zum 31. Dezember gekün-
digt worden. Damit hat für rund 5 Millionen Arbeiter, Angestellte und Beamte 
bei Bund, Ländern und Gemeinden sowie Bundesbahn und Bundespost die 
Tarifbewegung begonnen.

RICHTEN Nr. 11/72) Der Bezirksvor-
stand stellt kritisch fest, daß „diese 
Diskussion in anderen OTV-Bezirken 
nicht in gleichem Umfange möglich 
gewesen" sei.

Detaillierte Forderungen liegen auch 
von anderen Organen der Gewerk-
schaft OTV vor. Die gewerkschaftliche 
Betriebsgruppe der Universität Bre-
men forderte in einem einstimmigen 
Beschluß 180 DM lineare Lohn- und 
Gehaltserhöhung für alle und 20 DM 
für jedes Kind. Die Betriebsgruppe der 
OTV macht eine überzeugende Rech-
nung zur Begründung ihrer Forde-
rung auf, die von je 6 Prozent Preis-
steigerung für dieses und das kom-
mende Jahr ausgeht:

Neben der direkten Besoldung der 
Beamten fordert der DGB auch die 
Anpassung besoldungsrechtlicher Ne-
benregelungen an die gesteigerten Le-
benshaltungskosten. Das bezieht sich 
u. a. auf Uberstundenbezahlung, Reise- 
und Umzugskosten sowie Beihilfen. 
Endlich müßten auch, so Schmidt, die 
seit langem anstehenden Probleme der 
Aus- und Fortbildung sowie einer Neu-
ordnung des Laufbahnrechts gelöst 
werden.

Die über 5 Millionen Beschäftigten in 
den Betrieben und Verwaltungen des 
öffentlichen Dienstes, bei Bundesbahn 
und Bundespost sind eine enorme 
Kraft, die ohne weiteres in der Lage 
ist, berechtigte Forderungen durchzu-
setzen. Dabei ist das aufeinander ab-
gestimmte gemeinsame Handeln der 
Gewerkschaften und vor allem die 
ständige Information und Beteiligung 
der Mitglieder Voraussetzung für den 
Erfolg. Sb.
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Außerdem wird die Große Tarifkom-
mission aufgefordert zu „beschließen, 
daß ab sofort alle Anstrengungen zu 
unternehmen sind, um die OTV im 
gesamten Bundesgebiet arbeitskampf-
bereit zu machen". Diese Orientierung 
dürfte von besonderem Gewicht und 
von großer Dringlichkeit sein, zu-
mal — wie bei den Unternehmern in 
der Tarifbewegung der Metallindu-
strie — bei den verantwortlichen Re-
gierungsstellen die Tendenz dahin 
geht, das „Argument" der angeblich 
leeren Kassen wieder ins Feld zu füh-
ren.

Auf einer Beamtenkundgebung in Kas-
sel hat das für die Beamtenpolitik 
verantwortliche Mitglied des ge-
schäftsführenden DGB-Bundesvorstan-
des, Gerhard Schmidt, einen soge-
nannten „Forderungskatalog" vorge-
legt. Obgleich, um „letzte wirtschaft-
liche Daten abzuwarten", noch keine 
konkreten Forderungen für die Beam-
tenbesoldung mitgeteilt wurden, er-
klärte Schmidt, die Beamtenbesoldung 
für 1973 müsse so erhöht werden, 
„daß sowohl der Preisaufstieg als auch 
der Zuwachs am mitgeschaffenen So-
zialprodukt seinen Niederschlag fin-
det".

Vom Einbau eines Sockelbetrages in 
die Lohnforderung, so heißt es in der, 
Mitteilung des Vorstandes weiter, soll 
möglichst Abstand genommen werden, 
da die Mehrheit der Mitglieder in der 
Diskussion nicht dafür gewesen sei. 
Im Falle einer Mehrheitsentscheidung 
in der Großen Tarifkommission für den 
Sockelbetrag müßten die hessischen 
Mitglieder dafür eintreten, daß dieser 
mit mindestens 70 DM angesetzt 
werde. „Dies deshalb, weil ein Sockel-
betrag, der im Ergebnis unter 50 DM 
liegt, in der Wirkung keinesfalls eine 
soziale Komponente darstellt und die 
Mehrheit unserer Mitglieder nach-
weisbar benachteiligen würde."

OTV-Vorsitzender Heinz Kluncker 
schloß in einem Interview mit dem 
Südwestfunk am 26. November die 
Möglichkeit des Streiks nicht aus, ob-
gleich er „keineswegs damit drohen" 
möchte. Kluncker bekräftigte die Auf-
fassung seiner Gewerkschaft, daß auch 
die Beamten streiken dürften und 
schon heute ein Recht auf Streik 
hätten. Auf die wirtschaftspolitischen 
Zusammenhänge eingehend, meinte 
Kluncker, die Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes seien keine konjunk-
turpolitischen Lückenbüßer und auch 
keine Sündenböcke für währungs-
politische Unterlassungen der USA, 
deren Handelsbilanzschwierigkeiten 
wesentlich zum Preisauftrieb in der 
Bundesrepublik beigetragen würden.

In die gleiche Kerbe schlägt der Be-
zirksvorstand Hessen der Gewerk-
schaft OTV in einer Erklärung zum 
Wahlausgang: „Wir werden jetzt ge-
nauso wenig wie vorher bereit sein, 
Orientierungsdaten oder Leitlinien für 
unsere gewerkschaftliche Tarifpolitik 
zu akzeptieren", heißt es darin. Mitte 
November hatte sich der Bezirksvor-
stand in einer gemeinsamen Sitzung 
mit den hessischen Mitgliedern im 
OTV-Hauptvorstand und in der Gro-
ßen Tarifkommission, den Bezirks-
sekretären und Kreisgeschäftsführern 
fast ausnahmslos mit den Forderungen 
zur anstehenden Tarifrunde befaßt. In 
der Erklärung dazu wird festgestellt: 
„Es besteht kein Zweifel darin, daß die 
Tarifauseinandersetzung im Januar 
1973 eine der schwierigsten wird, die 
die OTV bisher durchzustehen hatte."

<
Der Bezirksvorstand zieht daraus die 
Schlußfolgerung, die Tarifbewegung 
durch eine Diskussion mit den Mitglie-
dern vorzubereiten. Diese Diskussion 
über die Forderungen „soll bereits 
Ansätze für eine etwa notwendig wer-
dende Mobilisierung beinhalten". Der 
Bezirksvorstand hatte in Verwirkli-
chung des Beschlusses zur Tarifpolitik, 
der vom 9. Gewerkschaftstag Ende 
Mai gefaßt worden war, im September 
ein tarifpolitisches Diskussionspapier 
in die Organisation gegeben, das in 
der genannten Vorstandssitzung aus-
gewertet wurde. (Siehe auch NACH-
8

„Um den schleichenden Abbau unseres 
Reallohnes im Jahre 1972 auszuglei-
chen und unseren Reallohn bis Ende 
des Jahres 1973 zu halten, müssen wir 
eine Nettolohnerhöhung von 12 Pro-
zent fordern. Bei einem Durchschnitts-
nettolohn von 1000 DM (BAT VIb, 
30 Jahre, 1 Kind, verheiratet, Steuer- . 
klasse III, DM 1044 netto) sind das 
120 DM. Die Lohn- und Gehaltstarife 
werden aber auf die Bruttogehälter 
abgeschlossen. Eine Nettolohnsleige- 
rung von 120 DM erfordert eine 
Bruttolohnsteigerung von 180 DM. 
Denn von diesen 180 DM werden uns 
ca. 30 Prozent abgezogen. Diese For-
derung ist eine Minimalforderung, 
weil sie uns lediglich garantiert, daß 
wir unseren Reallohn bis Ende 73 hal-
ten. Bei dem zu erwartenden Preisauf-
trieb ist dies keine Verbesserung un-
seres Lebensstandards und keine Er-
höhung unseres Reallohns um 4 Pro-
zent, wie sie der DGB in seiner Ziel-
projektion für das Jahr 1972 fordert.'’

Das Ergebnis der Mitgliederdiskus-
sion in Hessen verdient eine ge-
nauere Betrachtung, da es für die 
Stimmung der Gewerkschafter des öf-
fentlichen Dienstes auch in anderen 
Teilen der Bundesrepublik symptoma-
tisch sein dürfte. So wird festgestellt, 
„daß der Erwartungshorizont der hes-
sischen OTV-Mitglieder bei einer 
Lohn- und Gehaltserhöhung von durch-
schnittlich 15 Prozent liegt". Die hes-
sischen Mitglieder der Großen Tarif-
kommission ■wurden jedoch beauf-
tragt, sich für den Beschluß einer For-
derung einzusetzen, „die eine Erhö-
hung der Löhne und Gehälter im 
öffentlichen Dienst um mindestens 
12 Prozent vorsieht".



DGB mit neuer Zielprojektion

aktive Lohn- und Gehaltspolitik
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Aus dem beigelegten Zahlenwerk geht 
hervor, daß der Anteil der Nettolöhne 
am' Nettosozialprodukt (Bruttosozial-
produkt minus Abschreibungen, indi-
rekte Steuern, abzüglich Subventionen) 
in den nächsten fünf Jahren um rund 
einen Prozentpunkt zurückgehen soll. 
Der schwerwiegende Mangel der dies-
jährigen Zielprojektion besteht darin, 
daß sie für die gewerkschaftliche Pra-
xis keine Hilfe gibt. Sie enthält keine 
Vorstellungen, welche Ziele der DGB 
sich für das nächste Jahr stellt. Gegen

Chemieherren: Jugend für 
Kapitalismus erziehen

unmittelbaren Einflußbereich der Ge-
werkschaften liegen.

Es dürfte kein Zweifel bestehen, daß 
die Bundesregierung in ihrem Jahres-
wirtschaftsbericht sich diese Zurück-
haltung ebensowenig auferlegen wird 
wie etwa auch die Unternehmerver-
bände in ihrer Zielprojektion.

Georg Neemann begründet die Ver-
änderung der Zielprojektion damit, 
daß der Wert und die Richtigkeit der 
Zielprojektion .von anderen fast aus-
schließlich nach den volkswirtschaft-
lichen Daten, insbesondere nach den 
Einkommensgrößen für das nächste 
Jahr, bemessen" wurden, und daß .der 
Eckwert für die Summe der Einkom-
men aus unselbständiger Arbeit von 
den Unternehmern oft willkürlich und 
bewußt tarifpolitisch aus- und fehl-
gedeutet“ wurde.

ein mittelfristiges Konzjept gibt es vom 
Prinzipiellen keine Einwände. Ein mit-
telfristiges Konzept jedoch, aus dem 
die Gewerkschaften, entsprechend der 
Situation in ihrem Wirtschaftszweig, 
keine Anregungen erhalten, ist mehr 
als fragwürdig.

Trotz der schwerwiegenden Mängel 
besteht auch jezt noch die Möglichkeit, 
aus den Globaldaten der DGB-Zielpro-
jektion ein Orientierungsdatum für die 
gewerkschaftliche Tarifpolitik für das 
nächste Jahr zu erreichen. Wenn der 
DGB von einer durchschnittlichen 4,5- 
bis 5prozentigen Reallohnsteigerung 
in den nächsten fünf Jahren ausgeht, 
dann bedeutet dies, daß in einem Jahr 
der konjunkturellen Aufwärtsentwick-
lung mindestens 5 Prozent Reallohn-
steigerung durchgesetzt werden müs-
sen, zumal das diesjährige Ziel ver-
fehlt wurde.

Die neue .Form" der Zielprojektion, 
die ihre inhaltliche Aussage wesentlich 
verändert, steht im Gegensatz zur ein-
deutigen Aussage des Beschlusses des 
8. DGB-Kongresses von München, der 
in dem vom DGB-Bundesvorstand ein-
gebrachten Antrag 297 festlegte, daß 
der DGB eine eigene Nationalbudget-
rechnung „für das folgende Jahr mit 
einem Ausblick auf die Entwicklungs-
möglichkeiten in den nachfolgenden 
vier Jahren" vorlegen solle.

Die Empfehlung, Lehrlinge, Jungar-
beiter und junge Angestellte in den 
Betrieben im Sinne einer moralischen 
und politischen Bejahung der kapitali-
stischen Gesellschaftsordnung zu er-
ziehen, hat der .Arbeitsring Chemie", 
eine Vereinigung der ChemiemonopO' 
le, an seine leitenden Mitarbeiter .ge-
richtet. Um die „gesellschaftliche Be-
ständigkeit" zu sichern, so heißt es in 
einer unter dem Titel .Jugend heute“ 
veröffentlichten Analyse, dürfte nicht 
zweifelhaft sein, .daß unsere Art zu 
leben und unsere Art zu arbeiten" an 
die nächste Generation weitergegeben 
werden müsse.

Der DGB hat nunmehr zum vierten-
mal seine Zielprojektion veröffentlicht. 
(„Welt der Arbeit" vom 24. 11. 1972) 
1971 hatte er sich das Ziel gesetzt, im 
Jahre 1972 eine Reallohnsteigerung 
von 4 Prozent zu erreichen. Dank der 
aktiven Tarifpolitik der Gewerkschaf-
ten und der Einsatzbereitschaft ihrer 
Mitglieder, heißt es in der Zielprojek-
tion, sei zwar die einkommenspoliti-
sche Zielsetzung nominal nahezu er-
reicht worden, aufgrund der überaus 
starken Preissteigerungen sei jedoch 
die angestrebte reale Zuwachsrate um 
rund 1 Prozent unterschritten worden. 
Die reale Kaufkraft der Arbeiter, An-
gestellten und Beamten habe sich um 
3,5 Prozent erhöht.

Beschluß des 8. DGB-Kongresses nicht beachtet 
Zielsetzungen erfordern

Wie aus der Einkommensstatistik der 
Landesversicherungsanstalten hervor-
geht, steigt das reale Nettoeinkom-
men der Versicherten 1972 nur noch um 
0,2 Prozent. Daraus ergibt sich, daß 
das vom DGB für dieses Jahr anvisier-
te Ziel bei weitem nidit erreicht wur-
de.

Als alarmierend werten die Chemie-
unternehmer die Tatsache, daß die 
Jugend .nicht mehr nach Änderung 
ihrer Situation, sondern nach Ände-
rung der gesamten Gesellschaft" 
strebe.

Hervorzuheben ist jedoch, daß bei der 
notwendigen Umstrukturierung der 
öffentlichen Ausgaben die Entlastung 
des Haushalts von Rüstungsausgaben 
gefordert wird. Es fällt auf, daß der 
DGB für die nächsten fünf Jahre ein 
reales Wirtschaftswachstum von durch-
schnittlich 5,5 Prozent, aber lediglich 
ein unterdurchschnittliches Wachstum 
des Nettorealeinkommens von 4,5 bis 
5 Prozent vorsieht. Des weiteren ist 
zu vermerken, daß der DGB in seiner 
Zielprojektion, die immerhin bis 1977 
reicht, grundlegende demokratische 
Umgestaltungen, wie z. B. die Über-
führung von Schlüsselindustrien in Ge-
meineigentum, die im DGB-Grundsatz- 
programm enthalten ist, nicht in seine 
wirtschaftspolitischen Überlegungen 
mit einbezieht. Ausdrücklich wird her-
vorgehoben, daß das Konzept des 
DGB „im Rahmen unserer Wirtschafts-
ordnung" realisierbar sei.

Diese Begründung scheint an den 
Haaren herbeigezogen. Seit wann ha-
ben Gewerkschaften etwas aufgege-
ben, das sie für richtig und gut hiel-
ten, nur deshalb, weil „andere" andere 
Schlußfolgerungen zogen? Der ent-
scheidende Maßstab kann doch stets 
nur sein, welche Schlüsse die eigenen 
Mitglieder ziehen.

Ob dieses optimistischen Bildes kom-
men die ersten Zweifel. Hat sich der 
Reallohn tatsächlich um 3,5 Prozent 
erhöht? In der Zielprojektion wird 
hierbei von der Nettolohn- und Ge- 
haltssumme je Beschäftigten nach Ab-
zug der Preissteigerungen, Steuern 
und Abgaben ausgegangen. Das ist 
allerdings für 1972 eine höchst frag-
würdige Methode, denn das Bild wird 
durch die Rückzahlung des Konjunk- 
turzuschlages völlig verfälscht. Im 1. 
Halbjahr 1972 stiegen dadurch die 
Nettolöhne pro Beschäftigten um 11,1 
Prozent (siehe „Informationen1, 4/1972), 
während die Bruttolöhne sich nur um 
9,5 Prozent erhöhten. In den beiden 
vergangenen Jahren lag die Steige-
rung um rund zwei Punkte unter der 
der Bruttolöhne, und das ist ein reali-
stisches Bild.
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Das Ergebnis dieser Entwicklung ist, 
daß die Gewinne stärker stiegen als 
die Löhne und Gehälter. Die Zielpro-
jektion schätzt, daß der reale Gewinn 
der Selbständigen 1972 um 6 bis 7 
Prozent steigen wird. Es entspricht den 
Prinzipien einer aktiven Lohnpolitik, 
wenn es in der Zielprojektion heißt, 
daß die Reallöhne sich stärker ent-
wickeln müssen als die Realeinkom-
men der Selbständigen. Es wird jedoch 
in der Projektion hervorgehoben, daß 
dies nur eine der wirtschaftlichen und 
sozialen Aufgaben der nächsten fünf 
Jahre sei. Es ist zumindest die Aufga-
be, die die Gewerkschaften, gestützt 
auf die Aktivität ihrer Mitglieder, 
selbst durchsetzen können, während 
Vollbeschäftigung, Wirtschaftswachs-
tum und Preisstabilität noch nicht im
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Wenn wir davon ausgehen, daß die 
Preissteigerung im nächsten Jahr wie-
derum 6 Prozent beträgt, ab 1. Januar 
1973 die Rentenversicherungsbeiträge 
um 0,5 Prozent erhöht werden und in-
folge der Lohnsteuerprogression bei 
einer 12prozentigen Nominallohner-
höhung rund 1 Prozent zusätzlich an 
Lohnsteuer abgeführt werden muß, 
dann ist eine Lohnerhöhung von 12 
bis 13 Prozent notwendig, um auch 
mittelfristig das DGB-Konzept ver-
wirklichen zu können.

Heinz Schäfer
9



Das Argument
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Statt dessen mehrten sich in der Folge-
zeit die Anzeichen für eine konjunk-
turelle Wiederbelebung; aber an der 
Jammerei hat sich nichts geändert. 
Ein Stabilitätspakt, der zwischen Re-
gierung, Unternehmerverbänden und 
Gewerkschaften abgeschlossen werden 
soll, ist groß im Gespräch.

verweist darauf, daß die Bayer-Preise 
in den letzten Jahren um 25 Prozent 
gesunken wären.

DGB bekräftigt Ablehnung 
von Lohnorientierungsdaten

HBV-Hauptvorstand
gegen Verzögerungstaktik

Landarbeiter für mehr Lohn 
und höheres Urlaubsgeld

Das Fazit lautet: Solange die Kapita-
listen privat über die Produktionsmit-
tel verfügen, die Arbeiter und Ange-
stellten von jeder Verfügungsgewalt 
ausgeschlossen sind, gibt es nur einen 
Weg, um die Lebenslage zu verbes-
sern: die aktive -Lohnpolitik der Ge-
werkschaften. H. Sch.

Der Umsatz bei Bayer stieg um 7,2 
Prozent, der Personalaufwand hinge-
gen nur um 6,9 Prozent, wobei in die-
sem noch Gewinnbestandteile versteckt 
sind. Dennoch stellt sich Bayer-Chef 
Hansen hin und erklärt, daß Bayer die 
Preise nicht in die Höhe treibe. Er
10

Nicht anders sieht es bei der BASF 
aus. Hier erhöhten sich die Gewinne 
vor Steuerabzug in dem erwähnten 
Dreivierteljahr sogar um 34 Prozent.

Dasselbe erleben wir auf dem Woh- 
nungs- und Grundstücksmarkt. Die 
Preise explodieren, ohne daß hier ein 
Zusammenhang mit den Löhnen kon-
struiert werden kann.

Aufgrund von Forderungen führender 
Politiker, vor allem der CDU/CSU, 
nach Einführung von Lohnorientie-
rungsdaten, hat der DGB erneut seine 
ablehnende Haltung bekräftigt. Die 
Ablehnung gelte auch für den Fall, 
daß gleichzeitig Orientierungsdaten 
für Preise und Unternehmergewinne 
vorgegeben würden, da nicht damit 
zu rechnen sei, daß solche Richtwerte 
eine Auswirkung auf die Preis- und 
Gewinngestaltung haben werden.

Die Gewerkschaften sollen sich ver-
pflichten, bei den Löhnen kurzzutre- 
len, und die Unternehmer würden dies 
bei den Preisen tun. Für viele Men-
schen unseres Landes, die erschreckt 
sind über die rapide Geldentwertung 
und den Raub des mühsam Ersparten, 
ist diese Losung verlockend.

Wie stets in jedem Jahr, wenn die Arbeiter und Angestellten der Metallindustrie 
zum Lohnkampf rüsten, geht ein Rauschen durch den Wald der dem Kapital 
verpflichteten Gazetten. Da wird nur noch in Schwarz gemalt.

Wer erinnert sich nicht an die Anzei-
genaktion von 62 Unternehmern, die 
vor einem Jahr unter der Überschrift: 
„Wir können nicht länger schweigen" 
eine tiefe Krise voraussagten, falls 
die Arbeiter an der Lohnfront nicht 
kurztreten. Der Export werde gefähr-
det, so hieß es.

Ein Blick in die Wirtschaftszeitungen 
beweist, wie die Profite in die Höhe 
schnellten:

Ende November veröffentlichten die 
Chemiegiganten Bayer und BASF ihre 
Bilanzen. Wie heißt es doch im „Han-
delsblatt": „Von Quartal zu Quartal 
hat in diesem Jahr der Gewinn bei 
der Bayer AG, Leverkusen, wieder 
zugenommen." Der Bruttogewinn in 
den ersten neun Monaten erhöhte 
sich 1972 gegenüber dem Vergleichs-
zeitraum des Vorjahres von 364 Mill. 
DM auf 459 Mill. DM, d. h. um sage 
und schreibe 26 Prozent.

Auf seiner Sitzung am 20. und 21. No-
vember 1972 hat der Hauptvorstand 
der Gewerkschaft Gartenbau, Land- 
und Forstwirtschaft beschlossen, den 
Landesbezirken zu empfehlen, die 
Lohntarifverträge für die 100 000 Land-
arbeiter und Melker zum nächstmög-
lichen Termin — das ist Anfang 1973 
— zu kündigen. Es wird eine Lohn-
erhöhung von 66 Pfennig je Stunde 
auf die Ecklöhne, die im Durchschnitt 
4,57 betragen, verlangt. Darüber hinaus 
-fordert die Gewerkschaft eine Anhe-
bung des Urlaubsgelds um 5 DM je 
Urlaubstag.

Die Kollegen werden gebeten, u. a. 
folgende Fragen zu beantworten: 
„Welcher Betrag fehlt Dir monatlich? 
Hältst Du eine prozentuale Erhöhung 
für notwendig?" (Hier sind die Zah-
len von 10 bis 16 Prozent angeführt, 
die angekreuzt werden können.) Eine 
andere Frage soll ermitteln, ob die 
Kollegen einen Sockelbetrag von etwa 
25 DM wöchentlich und 10 Prozent 
oder eine andere Kombination ver-
langen. Durch die letzte Frage soll 
der Umfang einer Erhöhung der Aus-
bildungsbeihilfen für Lehrlinge fest-
gestellt werden. E. C.

Der Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen 
hat die Arbeitgeberverbände de - Bank-
gewerbes aufgefordert, die Verhand-
lungen über eine Reform der Tarif-
verträge für die 290 000 Bankange-
stellten, zu denen sie sich bereits 
Mitte des Jahres verpflichtet hatten, 
unverzüglich wiederaufzunehmen. Als 
völlig unvertretbar bezeichnete die 
Gewerkschaft den Zustand, daß Zehn-
lausende von Bankangestellten heute 
noch auf die ordnungsgemäße Durch-
führung der bereits ab 1. Oktober 1972 
vereinbarten Gehaltsgruppenneurcge- 
lung warten müssen. Es sei in keinem 
Fall hinnehmbar, daß dazu auch noch 
die Mitbestimmung der Betriebsräte 
und Personalvertretungen mißachtet 
werde.

Die kürzlich stattgefundene Konfe-
renz der Betriebsräte und Delegierten 
der IG Druck und Papier Frankfurt/ 
Main beschloß, mit der Vorbereitung 
der nächsten Tarifrunde in den Be-
trieben zu beginnen. Damit die Tarif-
kommission schnell die konkreten 
Forderungen der Mitgliedschaft ken-
nenlernt, soll der Vorstand rechtzei-
tig einen Fragebogen in die Betriebe

IG Druck: Fragebogen soll 
Forderungshöhe ermitteln

Aber was würde geschehen, wenn die 
Gewerkschaften darauf eingingen? 
Würden dadurch Preiserhöhungen ver-
hindert? Die Unternehmer nehmen 
stets den Preis, den sie erzielen kön-
nen. Wenn die Arbeiter und Angestell-
ten sowie ihre Gewerkschaften dabei 
noch auf Lohnerhöhungen verzichten, 
dann wäre das um so besser für die 
Unternehmer. Dann stiegen ihre Profite 
noch mehr. Aber die Preise werden 
auf diese Weise nicht stabilisiert.

geben, der durch Ankreuzen von den 
Belegschaftsmitgliedern beantwortet 
werden kann.
Der Frankfurter Entwurf eines sol-
chen Fragebogens besagt: „Nach der 
Zielprojektion des DGB müssen die 
Löhne und Gehälter im kommenden 
Jahr real um 4 Prozent steigen. An-
gesichts der Preissteigerung, der Er-
höhung der Beiträge für Sozialver-
sicherung, Arbeitslosen- und Kran-
kenversicherung sowie der Erhöhung 
der öffentlichen Tarife (Post, Verkehr 
etc.) ist diese DGB-Forderung zu ver-
wirklichen, wenn die gegenwärtigen 
Tariflöhne und -gehälter um 12 bis 
13 Prozent erhöht werden."

In den letzten Tagen erlebten wir, wie 
die Mineralölkonzeme die Preise für 
Benzin um einen Pfennig erhöhten. 
Das sind, wenn wir den Steueranteil 
abziehen, rund 2,/s Prozent. Der Lohn-
anteil am Umsatz ist in der Mineralöl-
industrie so gering, daß allein mit 
dieser Preiserhöhung eine fast 100- 
prozentige Lohnerhöhung hätte finan-
ziert werden können, ohne daß der 
Profit nennenswert gesunken wäre.



Höhere Preise - höherer Profit
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In dem Wahlaufruf der SPD zur Bun-
destagswahl wird festgestellt, die Si-
cherung des Arbeitsplatzes und die 
Preisstabilität seien vordringliche Zie-
le der Wirtschaftspolitik der SPD. Wie 
aber diese Stabilität erreicht werden 
soll, darüber hüllt sich auch die SPD 
als alte und neue Regierungspartei in 
Schweigen. Sie verspricht lediglich, 
Preisstabilität nicht auf Kosten der 
Vollbeschäftigung erreichen zu wollen. 
Aber das ist nur ein Ausweichen in 
die Scheinalternative „Preissteigerung 
oder Arbeitslosigkeit".

Konzentration und Preisabsprachen wirken stärker 
Nur kräftige Lohnerhöhungen schaffen Ausgleich

Die Arbeiter und Angestellten und 
ihre Gewerkschaften in der Bundes-
republik haben in den vergangenen 
Jahren wiederholt die Erfahrung ma-
chen müssen, daß Zurückhaltung an 
der Lohn- und Gehaltsfront von den 
Unternehmern in keinem Fall durch 
geringere Preiserhöhungen „honoriert* 
wurde. Im Gegenteil: Trotz steigender 
Arbeitsproduktivität und sinkendem 
Lohnkostenanteil haben sie skrupel-
los die Preise nach oben getrieben, um 
sich einen Maximalprofit zu sichern. 
In der gegenwärtigen Phase unauf-
haltsamer Preissteigerungen gilt es 
daher, die Beschlüsse der Gewerk-
schaftstage zur Aktivierung der Tarif-
politik in die Praxis umzusetzen.

Die von den Gewerkschaften gefor-
derten Lohnerhöhungen dienen viel-
mehr dazu, die Preissteigerungen von 
gestern wieder aufzuholen. Dabei blei-
ben dann in der Regel die Löhne auf 
ein Jahr „gestoppt", denn für diese 
Frist werden die Tarifverträge im all-
gemeinen abgeschlossen. Die Unter-
nehmer und der Handel dagegen sind, 
was die Preise angeht, nicht gebun-
den, sondern können sie willkürlich 
erhöhen.

Zum Beweis: Der Lohnanteil an den 
Produktionskosten beträgt zur Zeit in 
der Industrie 12 bis 15 Prozent. Wenn 
die IG Metall 11 Prozent mehr Lohn for-
dert, kann sich das bei einem Lohnan-
teil von beispielsweise 12 Prozent nur 
mit 1,32 Prozent auf die Kosten aus-
wirken. Das hat für den Preis über-
haupt keine Bedeutung.
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Wer also die Preise stabilisieren will, 
muß die Ursachen der Preisinflation 
bekämpfen und das bedeutet zunächst, 
das Preisdiktat des Großkapitals durch 
ein Verbot der Preisabsprachen und 
die Durchführung öffentlicher Preis-
kontrollen zu brechen. Dazu gehört 
ferner die Verwirklichung der Ge-
werkschaftsforderung nach paritäti-
scher Mitbestimmung, um den Arbei-
tern und Angestellten Einfluß auf die 
Preis- und Profitpolitik der marktbe-
herrschenden nationalen und inter-
nationalen Konzerne und Monopole 
zu ermöglichen.

In der Metallverarbeitung, heißt es 
in dem Artikel, seien die Lohn- und 
Gehaltskosten je Erzeugnis vom zwei-
ten Halbjahr 1971 zum ersten Halb-
jahr 1972 um 1 Prozent zurückgegan-
gen, die Verkaufspreise jedoch um 2,5 
Prozent gestiegen. Da weder Über-
nachfrage noch Kostensteigerung im 
Spiel seien, zeige sich als eine wesent-
liche Ursache des Preisauftriebes wirt-
schaftliche Macht und ihr Mißbrauch. 
Das heißt aber nichts anderes, als daß 
die Ursachen der Preispolitik vor al-
lem in der Beherrschung der Wirt-
schaft durch das Großkapital liegen.

Immer dringender fordern die Gewerkschaften von der Bundesregierung Maß-
nahmen, um den Preisauftrieb und die inflationäre Entwicklung in der Bundes-
republik einzudämmen. Diese dringenden Forderungen finden sich nicht nur 
in der den Parteien vor der Bundestagswahl vorgelegten Plattform des DGB 
und der jetzt veröffentlichten neuen mittelfristigen Zielprojektion, sie fanden 
auch in den Diskussionen und Beschlüssen der vor kurzem stattgefundenen 
Gewerkschaftstage ihren Niederschlag. Das ist verständlich, denn mit der 
Steigerung des amtlich ermittelten Lebenshaltungsindexes von zur Zeit 6,4 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr ist in der Geschichte der Bundesrepublik ein 
Rekord erreicht worden. Die Gewerkschaften müssen bei den 

jetzt anlaufenden Lohnbewegungen 
davon ausgehen, daß sich auch im 
kommenden Jahr die Lebenshaltungs-
kosten aufwärts bewegen werden. Das 
wird nicht zuletzt maßgeblich sein für 
die Höhe ihrer Lohnforderungen und 
sie sollten sich davon nicht abhalten 
lassen, wenn ihnen von den Unter-
nehmern und von Regierungsseite un-
terstellt wird, sie verhielten sich nicht 
„stabilitätsgerecht". Preissteigerungen, 
die die wirtschaftliche Stabilität in 
Frage stellen, gehen nicht von den 
Löhnen aus, sondern in erster Linie 
von der Profitgier der Unternehmer.

Stabilität ist aber nur zu verwirkli-
chen, wenn die kommende Bundes-
regierung den Mut hat, der hem-
mungslosen Preispolitik des Groß-
kapitals ein Stoppzeichen zu setzen 
und ihre eigene Finanzwirtschaft so 
auszurichten, daß sie sich der Aus-
gaben entledigt, die das Volksvermö-
gen vergeuden und die Währung zer-
stören.

Eine weitere Ursache permanenter 
Geldentwertung sind auch die von 
Jahr zu Jahr wachsenden Staatsaus-
gaben und besonders die Ausgaben 
für den aufgeblähten und parasitären 
Rüstungsetat sowie die Stützung des 
durch den Vietnamkrieg ruinierten 
Dollars. Leider hat auch die sozial-
demokratisch geführte Bundesregie-
rung darauf verzichtet, mit der Ent-

Nun aber sind die steigenden Lebens-
haltungskosten ebensowenig ein Preis, 
der für die Vollbeschäftigung zu zah-
len ist, wie eine Folge der Lohnpolitik 
der Gewerkschaften. Eugen Loderer, 
Vorsitzender der IG Metall, hat die 
Ursachen der inflationistischen Preis-
ent Wicklung auf einer zentralen Funk- 
tionärskonferenz seiner Gewerkschaft 
für das Saarland in St. Ingbert deutlich 
ausgesprochen: Die Preissteigerungen 
seien eine Folge des steigenden Kon- 
zentralionsgrades der Wirtschaft in 
der Bundesrepublik und dessen wett-
bewerbsbeschränkender Wirkung. Im-
mer neue Rekorde bei den Meldungen 
über Unternehmenszusammenschlüsse, 
konzertierte Preisanhebungen auf 
Branchenebene, über Frühstückskar-
telle und verbotene Preisabsprachen, 
über Verbandsempfehlungen für End-
verbraucherpreise als Kalkulations-
ersatz, seien „lebende Wirklichkeit des 
organisierten Kapitalismus der Gegen-
wart".

Spannungspolitik konsequenterweise 
die inflationären Militärausgaben zu 
drosseln. Stattdessen hat sie durch die 
staatlich verordneten Preiserhöhungen, 
wie beispielsweise bei der Bundes-
post und Bundesbahn, der inflationä-
ren Preispolitik Auftrieb gegeben.

Fügt man diesen Argumenten Lode- 
rers die Kosten des aufgeblähten Rü-
stungsetats, die unverschämten Ge-
winne der Bodenspekulanten und die 
inflationstreibenden Wirkungen des 
kriegskranken Dollars hinzu, dann hat 
man die Verursacher der inflatio-
nären Preisentwicklung beisammen. 
Die Lohn- und Gehaltsempfänger als 
Sparer und Konsumenten sind die Be-
troffenen und Leidtragenden. Geht 
man davon aus, daß 1 Prozent Preis-
anstieg einem Kaufkraftverlust von 5 
Milliarden DM entspricht, so heißt für 
sie die bis jetzt amtlich festgestellte 
6,4prozentige Preissteigerung, daß für 
30 Milliarden DM Kaufkraft im Geld-
beutel fehlen.
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Dagegen schätzen die Wirtschafts-
institute in der Bundesrepublik für 
1972 einen Anstieg des Nettoprofits 
um rund 12 Prozent. Eine ähnliche 
Feststellung trifft übrigens auch der 
stellvertretende Leiter der Abteilung 
Wirtschaft beim Vorstand der IG Me-
tall, Walter Schmidt, in einem Artikel 
im „Gewerkschafter", der Funktionärs-
zeitschrift der IG Metall. Schmidt 
schreibt, daß in diesem Jahr die Löhne 
und Gehälter langsamer wachsen, die 
Verbraucherpreise dagegen aber 
schneller steigen. Daher nehmen auch 
die Gewinne und Vermögenseinkom-
men beschleunigt zu.
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Streikrecht für Lehrlinge

KHD-Streik brachte Erfolg

der
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Auszubildende haben gleiche Rechte wie alle Arbeiter 
Auch Ausbildungsforderungen sind legitime Kampfziele

bestehen mithin keine Bedenken, auch 
ein Streikrecht für Lehrlinge anzuer-
kennen. "

Anfang November traten die 8000 Ar-
beiter und Angestellten der beiden 
Kölner Werke von Klöckner-Hum-
boldt-Deutz gegen die drastische Kür-
zung ihres Weihnachtsgeldes und der 
Jahresendvergütung in den Ausstand. 
Statt — wie im vergangenen Jahr — 
17 Millionen wollte die Geschäfts-
führung, an deren Spitze das Mitglied 
des CDU-Wirtschaftsrates Dr. Sonne 
steht, nur insgesamt 10 Millionen DM 
zur Verfügung stellen.

Erneut wird das vom DGB-Justitiar, 
Assessor Karl Kehrmann, in einem 
Beitrag in der Augustausgabe von 
„Recht und Arbeit" begründet und 
damit das Gutachten des Rechtsgut-
achters beim DGB-Bundesvorstand, 
Dr. Gester, bekräftigt und untermauert 
(vgl. Nachrichten 5/71). Dr. Gester 
schrieb, daß „keine Bedenken" be-
stünden, „ein Streikrecht für Lehrlin-
ge anzuerkennen".

Was vor Jahren noch die Ausnahme war, ist heute zur Regel geworden: Wenn 
die Arbeiter streiken, stehen die Lehrlinge nicht mehr abseits. Bei Merck, 
VFW-Fokker, Rheinstahl, Siemens, Krupp und in anderen Konzembetrieben 
legten Lehrlinge zur Durchsetzung ihrer Forderungen die Arbeit nieder. Damit 
gewann die Frage nach dem Streikrecht für Lehrlinge zunehmend an Bedeutung. 
Auch wenn die Unternehmer Zeter und Mordio schreien: Auch Lehrlinge dür-
fen streiken.

Wie alle Jahre wieder zur gleichen Zeit, versuchten auch jetzt einige Unter-
nehmer, die Weihnachtsgratifikationen und die Jahresendvergütungen der Ar-
beiter und Angestellten zu kürzen. Das führte in einigen Betrieben zu Arbeits-
kämpfen und Protestaktionen der Belegschaften.

auch die Freiheit garantiert, den Ab-
schluß des erstrebten Tarifvertrages 
durch Arbeitskampf zu erzwingen." 
Und selbst von Unternehmerseite 
wird nicht mehr bestritten, daß Aus-
bildungsbedingungen in Tarifverträ-
gen geregelt werden können. In 
Westberlin wurde ein derartiger nur 
für Lehrlinge geltender Tarifvertrag 
bereits geschlossen, in Rheinland- 
Pfalz und im Saarland wurden Tarif-
verhandlungen von Auzubildenden ge-
führt.

Damit kommt Kehrmann zum selben 
Ergebnis wie Dr. Gester. „Da die 
Festsetzung der Vergütung Gegen-
stand eines Tarifvertrages sein kann, 
kann zur kampfweisen Durchsetzung 
dahingehender Tarifforderungen auch 
ein Streik als gewerkschaftliches 
Kampfmittel in Betracht kommen. Es

Während des Streiks wurde von zahl-
reichen Kollegen betont, daß es hier 
nicht nur um das Geld gehe; „hier 
geht es vor allen Dingen um eine

Auch die Leitung der Maschinenfabrik 
Sack in Düsseldorf wollte das Weih-
nachtsgeld um 25 Prozent kürzen. Ein 
75minütiger Streik der 200 Beleg-
schaftsmitglieder zwang die Betriebs-
leitung, Verhandlungen mit dem Be-
triebsrat aufzunehmen.

Gegen diese Absicht der Unternehmer 
kam es zu einem achttägigen Streik 
mit Demonstrationen der Belegschaf-
ten der zwei Kölner Werke. Zeitweilig 
befanden sich durch Solidaritätsak-
tionen der Arbeiter und Angestellten 
in den KHD-Betrieben Ulm, Mainz 
und Oberursel (Taunus) 15 000 Arbei-
ter und Angestellte im Arbeitskampf.

Sowohl die Lehrlinge als auch alle 
anderen Arbeiter müssen ihre Arbeits-
kraft den Unternehmern zur Verfü-
gung stellen. Daraus folgt, daß Lehr-
linge nicht nur das Recht haben, für 
bessere Lehrlingsvergütungen zu strei-
ken, sondern generell für die gesamten 
Ausbildungsbedingungen. Es „kom-
men als legitime Streikziele ... auch 
Ausbildungsforderungen in Betracht", 
unterstreicht Kehrmann ausdrücklich. 
„Raum für tarifliche (und damit er-
streikbare, H. P.) Regelungen ist in 
jedem Falle im Bereich der betrieb-
lichen Ausbildungsforderungen, die 
von den Vorschriften des Berufsbil-
dungsgesetzes und den Ausbildungs-
rahmenordnungen nur in beschränk-
tem Maße erfaßt werden."

Kehrmann weist die Behauptung der 
Unternehmer zurück, daß Ausbildungs-
verhältnisse Erziehungsverhältnisse 
seien. Dies war bestenfalls bei in „pa-
triarchalischen Zunftbezügen einge-
betteten Handwerkslehrverhältnissen" 
der Fall. „Sie können insbesondere 
die Ausbildungssituation in den Groß-
betrieben anonymer Kapitalgesell-
schaften nicht erklären." Vielmehr 
setze man hiermit die Traditionen des 
faschistischen Reichsarbeitsgerichtes 
fort. Im Kommentar zu einem der Ur-
teile dieses Gerichts heißt es: „Das 
... Urteil ist sehr zu begrüßen. Es 
steht... ganz auf dem Boden der 
heute herrschenden Auffassung vom 
Lehrverhältnis, wonach dieses in erster 
Linie Erziehungsverhältnis ist."

Wenn die Lehrlinge ihre berechtig-
ten Forderungen trotzdem noch recht 
selten durch Streiks durchzusetzen 
suchen, so liegt das nicht zuletzt auch 
am Nicht-informiert-sein vieler Lehr-
linge, aber auch am noch zu geringen 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad 
unter den Auszubildenden. Zumindest 
in Klein- und Mittelbetrieben stellt die 
geringe Zahl von Lehrlingen häufig 
ein zusätzliches Hindernis dar. Des-
halb können die Lehrlinge ihr Streik-
recht nur dann stärker als bisher 
nutzen, wenn sie in der Gewerkschaft 
mit allen Arbeitern ihre Forderungen 
gegenüber den Unternehmern vertre-
ten. Heinz Pahlke

Machtprobe". Durch den achttägigen 
Streik der Belegschaften der zwei 
Kölner Humboldt-Deutz-Werke und 
die Solidaritätsaktionen weiterer Kon-
zernbetriebe war die Geschäftsleitung 
gezwungen, den Betrag von 10 Mil-
lionen DM auf 15,5 Millionen DM her-
aufzusetzen.

Der Auffassung der Unternehmer 
widersprach selbst das Bundesarbeits-
gericht in einem Urteil am 29. Oktober 
1957, „in welchem es das Lehrverhält-
nis deshalb als Arbeitsverhältnis quali-
fiziert hat, well der Lehrling auf 
Grund des Lehrverhältnisses dem 
Arbeitgeber zur Arbeitsleistung ver-
pflichtet sei, er dadurch in persönliche 
Abhängigkeit von diesem gerate, in 
den Betrieb eingegliedert werde und 
somit eine ähnliche Stellung wie ein 
sonstiger Arbeitnehmer einnehme." 
Kehrmann kommentiert dazu: „Auf-
träge, die von Auszubildenden wahr-
genommen werden, werden regelmäßig 
in Facharbeiterlöhnen abgerechnet."

Durch entschlossenes Auftreten 
gewerkschaftlichen Vertrauensleute 
der Badischen Anilin- und Sodafabrik 
(BASF) Ludwigshafen und zahlreiche 
Entschließungen aus den einzelnen 
Abteilungen des Werkes gelang es 
dem Betriebsrat, eine Steigerung der 
Jahresendprämie für die Belegschaft 
durchzusetzen.

Bei der Beantwortung der Frage, in-
wieweit Lehrlinge berechtigt sind zu 
streiken, ist es völlig ohne Belang, 
daß Auszubildende keinen Lohn, son-
dern eine Ausbildungsvergütung erhal-
ten. Entscheidend ist hier die tarif-
vertragliche Regelungsmöglichkeit. 
■Soweit Regelungen aber durch Tarif-
vertrag rechtswirksam getroffen wer-
den können, sind sie auch erstreikbar. 
Mit der verfassungsrechtlichen Ge-
währleistung des Tarifsystems ist

12



Europäische Tarifverträge?

Kontra Conti-Vorstand

Loderer besuchte UdSSR

13

Eine Delegation der Industriegewerk-
schaft Metall unter Leitung ihres Vor-
sitzenden Eugen Loderer besuchte in 
der Zeit vom 28. Oktober bis 4. No-
vember 1972 die Sowjetunion. Diese 
erste offizielle IG-Metall-Delegation, 
die in die Sowjetunion reiste, folgte 
einer Einladung des Zentralkomitees 
der beiden sowjetisdien Gewerkschaf-
ten der Hüttenarbeiter und der Ma-
schinenbauer.

Ferner will der EMB Fragen der Har- 
mcrÜ3ierung der Lohnstruktur lösen,

Die IG-Metall-Delegation, die auch ein 
Stahlwerk und eine Maschinenfabrik 
besichtigte, lud die Zentralkomitees 
der beiden sowjetischen Metallgewerk-
schaften zu einem Gegenbesuch in der 
Bundesrepublik im nächsten Jahr ein.

In den hannoverschen Continental- 
Betrieben Vahrenwald, Stöcken und 
Limmer sind die ca. 16 000 Arbeiter 
und Angestellten nicht mehr bereit, die 
unsozialen Praktiken des Conti-Vor-
standes widerstandslos hinzunehmen. 
Auf den letzten Belegschaftsversamm-
lungen kritisierten Sprecher der Be-
legschaft die zunehmende Akkord-
hetze, Entlassungen und den Abbau so-
zialer Leistungen.

Bei einem großen Teil der Beschäftig-
ten hat sich die Erkenntnis durchge-

Bei den im März anstehenden Ver-
handlungen des EMB mit dem Philips- 
Konzern über eine einheitliche Aus-
fallvergütung bei Kurzarbeit für alle 
Philips-Betriebe innerhalb der EWG 
könnte hierfür ein Modell entwickelt 
werden. Einigkeit gibt es zwischen 
den EMB-Gewerkschaften auch in der

setzt, daß die Entscheidungen offenbar 
nicht mehr allein vom Conti-Vorstand 
getroffen werden, sondern in der Ca- 
rona-Beteiligungs GmbH, in Frankfurt, 
in der die Deutsche Bank, die Farben-
fabriken Bayer und die Münchener 
Rückversicherungsgesellschaft ihre Be-
teiligung bei Conti zusammengefaßt 
haben.
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Notwendigkeit, regionale Streiks da-
durch zu unterstützen, daß im Falle 
von Produktionsverlagerungen inner-
halb der Konzerne Überstunden ver-
weigert werden. Unterschiedliche Mei-
nungen gibt es allerdings noch hin-
sichtlich der Laufdauer der gemein-
samen Tarifverträge.

In zunehmendem Maße berichtet die 
einschlägige Presse über die Reifen-
konzentration auf dem westeuropäi-
schen Markt. Auf Anfragen in Beleg-
schaftsversammlungen und Betriebs-
ratssitzungen stellte sich der Vorstand 
jedoch taub. Die Abstriche an den 
Sozialleistungen (Kürzung der Jahres-
gratifikation; drastische Kürzung der 
Kuraufenthalte, Kürzung der Zuschüs-
se für Kantine und Küche), der Abbau 
der Belegschaft — bis jetzt weit über 
2000 — lassen die Vermutung zu, daß 
nach der vorerst geplatzten Fusion 
Phoenix-Conti ein neuer europäi-
scher Reifenriese zusammengebastelt 
werden soll, an dem Semperit, Kleber- 
Colombes, Michelin und Conti betei-
ligt sind.

Der Aufbau einer gewerkschaftlichen 
Gegenmacht zur multinationalen Ka-
pitalkonzentration im Rahmen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG) nimmt, wenn auch mit einigen 
Schwierigkeiten, erste Formen an. 
Während um die endgültige Fassung 
des Europäischen Bundes Freier Ge-
werkschaften (EBFG) noch diskutiert 
wird, haben die im Europäischen Me-
tallgewerkschaftsbund (EMB) zusam-
mengeschlossenen Metallgewerkschaf-
ten konkrete Schritte zum gemeinsa-
men Vorgehen bei Tarifverhandlun-
gen in der Bundesrepublik, den Nie-
derlanden, Belgien und Italien be-
schlossen. Das war das Resultat einer 
Exekutivausschußsitzung des EMB 
Mitte November in Brüssel.

Das gleichzeitige Auslaufen der Tarif-
verträge in den vier EWG-Ländern ist 
kein Zufall. Seit drei Jahren versu-
chen die Metallgewerkschaften inner-
halb der EWG, die Laufzeit der Ver-
träge miteinander abzustimmen. Ob-
wohl die Tarifpolitik in den nationalen 
Mctallgewerkschaften naturgemäß in 
Einzelfragen Unterschiede aufweist, 
zeichnen sich, was die tarifvertrags-
politischen Ziele betrifft, Gemeinsam-
keiten ab. So soll in den nächsten 
zwei Jahren ein einheitlicher Jahres-
urlau o von fünf Wochen durchgesetzt 
werden, aufgeteilt in einen Sommer-
ung' einen Winterurlaub.

Die Conti-Belegschaft ist nicht damit 
einverstanden, daß auf ihrem Rücken 
und auf ihre Kosten ein solches Vor-
haben durchgesetzt wird. Deshalb 
sprachen sie in Belegschaftsversamm-
lungen der drei hannoverschen Werke 
dem Vorstand das Mißtrauen aus. Auf 
den Belegschaftsversammlungen lagen 
Entschließungen zur Abstimmung vor. 
In der Resolution im Werk Limmer 
heißt es dazu: Die Belegschaft .ist be-
stürzt über die bisher getroffenen Maß-
nahmen des Vorstandes, die von der 
Unternehmensführung bis zu den so-
zialen Leistungen reichen. Wir stellen 
fest: Die Belegschaft hat zum bisheri-
gen Vorstand kein Vertrauen mehr!“ 
In den Werken Stöcken und Vahren-
wald wurden ähnlichlautende Ent-
schließungen angenommen. H. P.

Neben diesen tarifpolitischen Fragen 
erörterte der Exekutivausschuß außer-
dem Möglichkeiten für die Erweite-
rung des EMB durch die Aufnahme 
der Metallgewerkschaften Großbri-
tanniens, Dänemarks, Irlands, Nor-
wegens und Schwedens. Auch die viel-
fältigen, in der letzten Zeit intensiv 
betriebenen Beziehungen der west-
europäischen Metallgewerkschaften 
mit ihren Bruderorganisationen in den 
sozialistischen Ländern waren Bera-
tungsthema der Sitzung des Exekutiv-
ausschusses in Brüssel. sr

In den Gesprächen stellten, nach einer 
Mitteilung der IG Metall, beide Seiten 
„mit Befriedigung die positiven Ver-
änderungen in den Beziehungen zwi-
schen der UdSSR und der Bundes-
republik als Ergebnis der Unterzeich-
nung des Vertrages zwischen beiden 
Staaten fest". Außerdem trafen beide 
Gesprächsdelegationen übereinstim-
mend die Feststellung, daß die Ge-
werkschaften als Massenorganisatio-
nen der arbeitenden Menschen in allen 
Ländern einen wichtigen Beitrag zur 
Erhaltung des Friedens und zur Unter-
stützung einer Politik der Entspan-
nung und des Abbaus der Rüstungen 
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wie zum Beispiel die Vereinheitli-
chung der Lohngruppen. Einig sind 
sich die Gewerkschaften im EMB, 
innerhalb der EWG mit den multi-
nationalen Konzernen Rahmenverein-
barungen zu treffen, um mehr soziale 
Sicherheit für die Arbeiter und Ange-
stellten durch Beschäftigungs- und Ein-
kommensstabilität zu erreichen.
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Die IG Metall und die sowjetischen 
Gewerkschaften kamen überein, in 
diesem Sinne die Kontakte zwischen 
ihren Organisationen zu verstärken. 
Dabei sollen die Beziehungen auf den 
verschiedenen Ebenen über die Vor-
stände koordiniert und vorbereitet 
werden. Zweck dieser Kontakte sei, 
wie es in der IG-Metall-Mitteilung 
weiter heißt, „die Erörterung aller 
sachlichen Probleme, die für die Ar-
beitnehmer der Metallindustrie beider 
Länder von Interesse sind, sowie der 
gegenseitige Informationsaustausch 
über Arbeitsverhältnisse und die Tä-
tigkeit der Gewerkschaften".

zu leisten haben. Das seien die Vor-
aussetzungen für jeden weiteren so-
zialen Fortschritt.



Aktiv für Mitbestimmung

Jene, die sagen, die Verwirklichung 
der paritätischen Mitbestimmung sei
14

Es bedarf nicht noch weiterer Belege, 
die Ungeduld der Gewerkschaften in 
der Frage der Verwirklichung ihrer 

• Forderung nach Mitbestimmung in al-
len Bereichen von Wirtschaft und Ge-
sellschaft zu verdeutlichen. Diese For-
derungen sind detailliert auch in den 
acht „Prüfsteinen" des DGB zur Bun-
destagswahl — und zwar als Nummer 
1 — enthalten. Die Ausdehnung der 
paritätischen Mitbestimmung auf alle 
Großunternehmen, um die es in diesem 
Beitrag geht, ist ein wichtiger Teil 
der Gesamtkonzeption. Sie wird er-
gänzt durch die Forderungen nach 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz, im 
Betrieb und im gesamtwirtschaftlichen 
Bereich. Zum gewerkschaftlichen Kon-
zept für die Kontrolle und Zurückdrän- 
gung von Konzernmacht gehört ebenso 
die Überführung von Schlüsselindu-
strien und marktbeherrschenden Un-
ternehmen in Gemeineigentum.

Die Gewerkschaften werden sich jetzt 
darüber klar werden müssen, wie das 
von Eugen Loderer geforderte „Han-
deln" für die Verwirklichung der Mit- 
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Wenn Börner in diesem Zusammen-
hang bereits von „Weichenstellung" in 
der Mitbestimmungsfrage spricht, dann 
müssen in den Gewerkschaften die 
Alarmglocken der Wachsamkeit läu-
ten. Das Argument von dem Bremser 
FDP zieht nicht mehr. Die sozialdemo-
kratischen Führungskräfte in Fraktion 
und Regierung sollten aufhören, sich 
in der Mitbestimmungsfrage hinter der 
FDP zu verstecken. Das Spiel mit ver-
teilten Rollen ist von vielen Gewerk-
schaftern schon in der soeben beende-
ten Legislaturperiode durchschaut wor-
den.

Und schließlich sei noch der IG-Metall- 
Vorsitzende Eugen Loderer zitier ., der 
wenige Tage vor der Bundestagswahl 
in Dortmund unterstrich, daß an der 
Spitze des gewerkschaftlichen rorde- 
rungskatalogs an die neue Bundes-
regierung die Demokratisierung der 
Wirtschaft stehe. Die Gewerkschaften 
seien nicht mehr bereit, sich noch län-
ger hinhalten zu lassen — weder durch 
„freidemokratische Drei-Faktoren-Mo- 
delle" noch durch die Scheinlösungen 
von Prof. Biedenkopf. Die Geduld der 
Gewerkschaften sei am Ende. Es sei 
jetzt Zeit zum Handeln.

Der 9. ordentliche DGB-Bundeskongreß 
der Ende Juni 1972 in Westberlin 
stattfand, appellierte „an die Bundes-
tagsfraktionen und insbesondere an 
alle gewerkschaftlich organisierten Ab-
geordnetendes Deutschen Bundestages, 
sich eindeutig für die gewerkschaft-
liche Forderung nach Einführung der 
qualifizierten Mitbestimmung in allen 
Großunternehmen und Konzernen ein-
zusetzen. Er bekräftigt die Entschlos-
senheit des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, dieser Forderung mit allen 
dafür geeigneten Mitteln Nachdruck zu 
verleihen."

werkschaften ist und bleibt unsere For-
derung Nummer eins ... Der DGB hat 
diese Forderung nicht zurückgestellt... 
Wir werden nicht ruhen, wir werden 
die Gegner nicht in Ruhe lassen, bis 
unsere Forderungen voll und ganz er-
füllt sind." Zwei Tage vor der Bun-
destagswahl, am 17. November, be-
kräftigte Vetter auf der Jahrestagung 
der Hans-Böckler-Gesellschaft die Mit-
bestimmung als „Forderung Nummer 
eins". Und weiter: „Wir werden sie 
unverändert an den neuen Bundestag 
und die Bundesregierung stellen. Und 
wenn wir von Mitbestimmung spre-
chen, so kann dies nur eines bedeuten: 
paritätische Besetzung der Aufsichts-
räte."

Eines steht für die große Mehrheit 
der Funktionäre und Mitglieder der 
Gewerkschaften fest: eine nochmalige 
Verschiebung der Mitbestimmung auf 
die nächste Legislaturperiode des Bun-
destages — und damit in nebelhafte 
Feme — wird nicht hingenommen. 
Auch ein fauler Kompromiß nicht. In 
einem Interview mit dem Bayerischen 
Rundfunk erklärte am 22. November 
der Bundesgeschäftsführer der SPD, 
Holger Börner, er sei sicher, daß sich 
auch die Frage der Mitbestimmung im 
neuen Bundestag lösen lasse. Börner 
schöpft seinen Optimismus daraus, daß 
die FDP auf ihrem Freiburger Partei-
tag „dafür die Weichen gestellt" ha-
be.

Nach der Wahlentscheidung vom 19. 
November stehen der DGB und seine 
Gewerkschaften vor der Frage, wie 
sie ihre gesellschaftspolitische Haupt-
forderung, mit der nach dem DGB- 
Grundsatzprogramm eine demokrati-
sche Umgestaltung von Wirtschaft und 
Gesellschaft eingeleitet werden soll, 
durchsetzen wollen. Warten auf den 
„guten Onkel" in Bonn, der den Ge-
werkschaften die Mitbestimmung zum 
Geschenk machen wird, ist fehl am 
Platze.

„Die Arbeitnehmerschaft und ihre Gewerkschaften erwarten nunmehr vom 
neuen Bundestag und der Bundesregierung__ mehr Demokratie und Mitbe-
stimmung in allen Bereichen." So heißt es in der am 20. November 1972 ver-
öffentlichten Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Ausgang 
der Bundestagswahl. Die Forderung nach Mitbestimmung in Wirtschaft und 
Gesellschaft, insbesondere nach Ausdehnung der paritätischen Mitbestimmung 
auf alle Großunternehmen, steht weiter auf der Tagesordnung. Die gestärkt 
aus der Wahl hervorgegangene Regierung Brandt/Scheel wird von den Ge-
werkschaftern in die Pflicht genommen werden müssen. Die im DGB organisier-
ten Abgeordneten haben im Bundestag die Mehrheit. Aber schon beginnen 
die auch in SPD und FDP vertretenen Gegner einer wirksamen Mitbestim-
mung mit neuen Ausflüchten.

In dieser Legislaturperiode muß die Entscheidung fallen 
Wie „Prüfstein“ Nr. 1 verwirklichen? — Vorschlag für Aktionsplan

eine Frage der parlamentarischen 
Mehrheit der SPD, muß man daran er-
innern, daß die Montanmitbestimmung, 
um deren Ausweitung und Verbesse-
rung es jetzt geht, 1951 von den Ge-
werkschaften mit Streikdrohung gegen 
den Widerstand einer CDU/CSU-Re- 
gierung durchgesetzt wurde. Wenige 
Jahre später, 1955, mußte die CDU/ 
CSU ihre Pläne, die Montanmitbestim-
mung wieder zu liquidieren, unter 
dem Druck eines 24stündigen Gene-
ralstreiks in der Stahlindustrie und 
im Bergbau aufgeben und stattdessen 
ihrer Anwendung auf die Holding-Ge-
sellschaften zustimmen. Die Realisie-
rung der Mitbestimmungsforderung ist 
also in erster Linie eine Frage demo-
kratischer Aktivität außerhalb des Par-
laments. Dabei können die Mehrheits-
verhältnisse in Parlament und Regie-
rung durchaus wichtig, aber nicht allein 
ausschlaggebend sein.

Der DGB-Vorsitzende wies auf der 
Jahrestagung alle Täuschungsmanöver 
und Rechenkunststücke bei der Beset-
zung des Aufsichtsrats zurück: Jedes 
Zahlenverhältnis unterhalb der Parität 
ändere nichts an den bestehenden Ent-
scheidungsverhältnissen. Es sei gleich, 
ob die Vertreter der Arbeiter und An-
gestellten im Aufsichtsrat mit zwei ge-
gen vier oder mit fünf gegen sieben 
Stimmen unterliegen würden. „Solange 
auch nur eine Stimme an der Parität 
fehlt, haben wir keine Mitbestim-
mung." Vetter'wandte sich gegen alle 
Vorschläge, den leitenden Angestellten 
Sonderrechte im Aufsichtsrat einzu-
räumen.

Heinz Oskar Vetter versicherte im 
Namen des DGB und unter dem Bei-
fall der Delegierten: „Die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer und ihrer Ge-

Wie sieht diese Weichenstellung aus? 
Die FDP ist gegen paritätisch von Ver-
tretern der Beschäftigten und der An-
teilseigner besetzte Aufsichtsräte. In 
Freiburg empfahl sie diese Relation: 
sechs Vertreter der Aktionäre, vier 
Vertreter der Arbeiter und Angestell-
ten, zwei leitende Angestellte. Da man 
in diesem Falle die „Leitenden" der 
Unternehmerseite zurechnen muß, han-
delt es sich beim „FDP-Modell" prak-
tisch um ein 8 :4-Verhältnis für die 
Aktionäre. Es entspricht prinzipiell 
dem von Prof. Biedenkopf entwickelten 
„CDU-Modell" von 7 :5 oder genau 
der im Betriebsverfassungsgesetz vor-
gesehenen ungenügenden Drittelbetei-
ligung. Der Nutzen für die Interessen 
der Arbeiter und Angestellten ist 
gleich null.



Es geht um Alternativen
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Das Mitglied des geschäftsführenden 
Bundesvorstandes Günter Stephan be-
faßte sich mit den Führungskräften aus 
der Sicht der Gewerkschaften. Stephan 
wandte sich gegen die Sprecheraus-
schüsse, die vor allem von der CDU 
gefordert werden. Er sprach sich für ei-
ne Novellierung des § 5 des BetrVG 72 
aus, um konkreter zu formulieren, wer 
wirklich leitender Angestellter sei.

Vetter sagte: „Unsere Forderung nach 
Ausweitung der paritätischen Mitbe-
stimmung in allen Großunternehmen 
und Konzernen ist und bleibt Forde-
rung Nummer eins." Er lehnte jedes 
Zahlenverhältnis unterhalb der Parität 
ab. Er lehnte auch Sonderrechte für 
die Gruppe der leitenden Angestellten 
ab. Eine derartige Regelung für die 
Gewerkschaften sei unvertretbar.

bestimmung aussehen soll. In diesem 
Zusammenhang ist die Forderung des 
9. Gewerkschaftstages der IG Chemie- 
Papier-Keramik wichtig: „Die Zusam-
menarbeit mit allen gesellschaftlichen 
Gruppen, die unsere Mitbestimmungs-
forderungen befürworten und unter-
stützen, muß deshalb stärker als bis-
her angestrebt werden." Bekanntlich 
kommt die konsequenteste Unterstüt-
zung dieser DGB-Forderung von der 
DKP. (Siehe „Vorschläge der DKP für 
demokratische Mitbestimmung", 
NACHRICHTEN Nr. 10/1972).
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bei der vertraglichen Durchsetzung 
von Mitbestimmung zu erfassen. Da-
zu gehören z. B. auch die öffentlich- 
rechtlichen Spar- und Girokassen, die 
Bundesbahn, Bundespost, der Salzgit-
terkonzern mit seinen Unternehmen 
(etwa Howaldtswerke-Deutsche Werft), 
aber auch die zu 51 Prozent vom Bund 
und dem Land Niedersachsen kontrol-
lierten Volkswagenwerke sowie die 
PREUSSAG, Veba und zahlreiche an-
dere Unternehmen.

Mitbestimmung auf tarifvertraglichem 
Wege mit den Gewerkschaften zu ver-
einbaren.

Am 17. November 1972 fand in Düs-
seldorf die Jahrestagung der Hans- 
Böckler-Gesellschaft statt. Auf der Ta-
gung, die öffentlich war, sprachen 
DGB-Vorsitzender Heinz O. Vetter, 
das Mitglied des geschäftsführenden 
Bundesvorstandes Günter Stephan und 
Frau Prof. Pross.

Die Stunde der Wahrheit ist gekom-
men. Die Gewinner der Bundestags-
wahl werden Reformen verwirklichen 
und weniger davon reden müssen. 
Ganz obenan steht die Mitbestim-
mung. Sie kostet zudem kein Geld 
und eignet sich nicht zu Ausflüchten, 
wonach Reformen teuer sind und Geld 
dafür nicht vorhanden sei. Die Wahl-
niederlage der reaktionären Kräfte 
um die CDU/CSU hat die Bedingungen 
auch für den Kampf der Gewerkschaf-
ten um wirksame Mitbestimmung ver-
bessert. Aber auch die dem kapitali-
stischen System verpflichtete Regie-
rungskoalition aus SPD und FDP wird 
den abhängig Beschäftigten und ihren 
Gewerkschaften die Mitbestimmung 
nicht zum Geschenk machen. Sie muß 
kompromißlos erkämpft werden.

Gerd Siebert
15

Zweifellos könnte ein „Aktionsplan", 
der von allen DGB-Gewerkschaften 
getragen werden müßte, die Maßnah-
men verdeutlichen, die Marschrichtung 
festlegen und zur Aktivierung der 
Millionen Gewerksdiafter und der gro-
ßen Betriebe für die Mitbestimmungs-
forderungen beitragen. Wesentliche 
Elemente eines solchen „Aktionsplans" 
müßten u. a. sein:

1. Maßnahmen der Aufklärungs- und 
Petitionsbewegung. Der DGB und die 
Gewerkschaften informieren ihre Mit-
glieder und die Öffentlichkeit in einer 
umfassenden publizistischen Kampa-
gne über Form, Inhalt und Notwendig-
keit der Mitbestimmung. Die gewerk-
schaftlichen Vertrauensleute (in der 
IG Metall finden in den nächsten Wo-
chen Vertrauensleutewahlen statt), ge- 
werksdiaftlich organisierte Betriebs-
räte, Betriebsversammlungen und die 
Organe des DGB und der Gewerk-
schafte»'. fassen Beschlüsse über ihre 
Forderungen nach Mitbestimmung und 
richten diese an die Parteien, Frak-
tionen und Regierung. Die gewerk-
schaftlichen Führungsorgane nutzen 
jede Gelegenheit, um in Erklärungen 
und Konsultationen mit Parteien- und 
Regierungsvertretern das Verlangen 
nach Verwirklichung der Mitbestim-
mungsforderungen zu bekräftigen.

Die Gewerkschaften selbst haben in 
einigen gewerkschaftseigenen Groß-
unternehmen wie Neue Heimat und 
Bank für Gemeinwirtschaft erste Schrit-
te zur Praktizierung der qualifizierten 
Mitbestimmung getan. Die Gewerk-
schaft Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr hat in einer Reihe von 
Großstädten Mitbestimmung auf ver-
traglichem Wege in den kommunalen 
Unternehmen — Verkehr, Energie- 
und Wasserversorgung, Stadtreini-
gung, Verwaltung — durchgesetzt. In 
Kiel wurde für die Besetzung der 
Aufsichtsräte der Kommunaluntemeh- 
men echte Parität, also ohne sogenann-
ten „neutralen Mann" vereinbart.

DGB will sich um leitende Angestellte kümmern 
Jahrestagung der Hans-Böckler-Gesellschaft

Sie benutzte dabei einen unterschwel-
ligen Antikonununismus, indem sie 
von vornherein unterstellte, daß die 
Praxis in den sozialistischen Ländern 
undemokratisch sei. Der Kapitalismus 
sei unter den praktikablen Ordnungen 
das kleinere Übel. Er müsse nur de-
mokratischer gemacht werden.

Obgleich die genannten Versuche, die 
paritätische Mitbestimmung auch au-
ßerhalb der Montanindustrie zu ver-
wirklichen, noch keineswegs vollkom-
men sind, eröffnen sie doch die Mög-
lichkeit, ohne Warten auf den Gesetz-
geber entscheidende Schritte in Rich-
tung Mitbestimmung zu tun. Es ist 
jedoch wichtig, den gesamten Sektor 
des staatlichen Wirtschafts- und 
Dienstleistungseigentums, ob kommu-
nales, Länder- oder Bundeseigentum,

2. Maßnahmen der demokratischen 
Aktion. Parallel, zu der Aufklärungs-
und Petitionsbewegung und als Ver-
stärkung der Druckmittel organisieren 
der DGB und die Einzelgewerkschaften 
eine Welle öffentlicher Veranstaltun-
gen — Podiumsgespräche, Hearings, 
Diskussionen, Versammlungen, Kund-
gebungen und Protestmärsche. Diese 
Maßnahmen der demokratischen Ak-
tion werden einmal dazu führen, daß 
die Arbeiterschaft sich stärker für die 
Mitbestimmungsforderung engagiert 
und zum anderen sich der Druck auf 
Parlament und Regierung verstärkt. 
Eine derartige Bewegung könnte den 
Befürwortern der Mitbestimung im 
Bundestag, wo Mitglieder der DGB- 
Gewerkschaften die Mehrheit haben, 
den Rücken stärken und die Gegner 
schneller in die Defensive drängen.

3. Maßnahmen der Verwirklichung. 
Die Ausweitung der paritätischen Mit-
bestimmung auf alle Großunternehmen 
ist nicht Sache des Gesetzgebers allein. 
Er hat dafür, wie schon in der Montan-
industrie, die allgemeine gesetzliche 
Grundlage zu schaffen. Unabhängig 
davon können in vielen Bereichen we-
sentliche Schritte getan werden, die
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Helge Pross will Kapitalismus und 
Demokratie versöhnen und den Ge-
werkschaften schmackhaft machen, 
sich mit dem Kapitalismus abzufinden. 
Da der DGB-Vorsitzende ausdrücklich 
hervorhob, daß die von Frau Pross 
entwickelten Gedanken in die Dis-
kussion um ein neues DGB-Grund-
satzprogramm einfließen sollten, ge-
bührt gerade diesem Referat beson-
ders kritische Aufmerksamkeit. U. Sch.
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Frau Prof. Helge Pross nutzte ihren 
Vortrag, um massiv grundlegende Er-
kenntnisse der Gewerkschaften in Fra-
ge zu stellen, vor allem alle Ansätze 
einer antikapitalistischen Alternative. 
Ohne den geringsten Beweis zu er-
bringen, behauptete sie, daß die Über-
führung der Produktionsmittel in Ge-
meineigentum in eine Superbürokratie 
einmünden müsse, die sich jeder de-
mokratischen Kontrolle entziehe.



Frage der Macht nicht gelöst
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Lohnpolitik, Mitbestimmung und Vergesellschaftung
Diskussionsbeitrag zu IGM-Leitsätzen zur Vermögenspolitik

Mit der Veröffentlichung der „Leitsätze der IG Metall zur Vermögenspolitik" 
(NACHRICHTEN 11/72) hat die Anfang 1972 in unserer Zeitschrift begonnene 
Diskussion über diese Problematik neue Impulse erhalten. Die Redaktion setzt 
diese Aussprache mit einem Beitrag von Heinz Pahlke fort und bittet um wei-
tere Meinungsäußerungen.

4. Aus dieser Grundhaltung macht die 
IG Metall erhebliche Bedenken gegen 
die sogenannte überbetriebliche Er-
tragsbeteiligung geltend...

6. ... Auch die kollektive Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Prduktivvermö- 
gen über Fonds kann keine Lösung 
sein, da diese, abgesehen von anderen 
Fragen, keinen mitbestimmenden Ein-
fluß sichert...

7. ... (Die Vermögensbildung) kann ... 
die soziale Stellung der Arbeitnehmer 
(nicht) grundsätzlich verändern, etwa 
indem sie die Arbeitnehmer durch 
Vermögensbildung aus ihrer abhängi-
gen Stellung als Lohn- und Gehalts-
empfänger befreien kann. Sie kann 
gleichfalls nicht das Problem der wirt-
schaftlichen Macht lösen, das sich aus 
der privaten Verfügungsgewalt über 
Produktionsmittel ergibt.. “

den Forderungen nach aktiver Lohn-
politik, gerechterer Steuerpolitik, Mit-
bestimmung und Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel, von der Frage 
nach der Stellung der Arbeiter und 
Angestellten im Produktionsprozeß.

und zu ihrer Integration in das spät-
kapitalistische System.

HBV-Hauptvorstand 
lehnt Porst-Modell ab

„Auf keinen Fall darf eine sogenann-
te große Lösung in der Vermögens-
politik unseren tarifpolilisdien, mitbe-
stimmungspolitischen und steuerpoliti-
schen Zielen zuwiderlaufen", betonte 
Eugen Loderer vor dem Beirat der 
IG Metall. Dieser Forderung werden 
die Leitsätze der IG Metall weitge-
hend gerecht. Trotz einiger noch ver-
bleibender Illusionen wird festgestellt, 
daß die Vermögenspolitik an der Ab-
hängigkeit der Arbeiter und Angestell-
ten von den Produktionsmittelbesit-
zern nichts ändern kann, daß die Fra-
ge der Macht und der Verfügungsge-
walt über die Produktionsmittel nicht 
gelöst wird.

3. Wichtige Grundlage der Vermögens-
politik ist eine gerechte Einkommens-
und Steuerlastverteilung. Die aktive 
Lohn- und Gehaltspolitik der Gewerk-
schaften und ihre Bemühungen um 
eine soziale Steuerreform sind daher 
von erheblicher vermögenspolitischer 
Bedeutung. Vermögenspolitische Maß-
nahmen, die direkt oder indirekt die 
aktive Tarifpolitik einschränken oder 
die eine gerechte Steuerlastverteilung 
verhindern, werden aus diesem Grun-
de als ungeeignet abgelehnt.

„2. ... Die soziale Stellung des Ar-
beitnehmers kann durch vermögens-
politische Maßnahmen jedoch nicht 
grundsätzlich geändert werden. Ver-
mögenspolitik kann daher weder die 
Mitbestimmung noch den weiteren 
Ausbau des Systems der kollektiven 
Sicherheit ersetzen.

Der Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Handel, Banken und Versicherungen 
lehnte auf seiner Sitzung am 23. No-
vember 1972 in Düsseldorf das soge-
nannte „Porst-Modell" ab, das den 
Arbeitern und Angestellten Mitbestim-
mung und Eigentum bringen soll. Als 
Hauptgrund nennt der Vorstand, daß 
durch solche Modelle das gesellschafts-
politische Problem der einseitigen Ver-
mögenskonzentration nicht sozial ge-
recht gelöst werden könne. Außerdem 
stelle die Porst-Betriebsverfassung den 
Versuch dar, die gesetzlich garantier-
ten Rechte der Belegschaft und ihrer 
gewählten Betriebsräte und Jugend-
vertreter außer Kraft zu setzen.

Diese Leitsätze der IG Metall unter-
scheiden sich eindeutig von den Vor-
stellungen des DGB, der die Einrich-
tung überbetrieblicher, dezentralisierter 
Fonds zur Vermögensbildung fordert 
(vgl. NACHRICHTEN 1/72) und die 
Vermögenspolitik isoliert sieht von 
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Ex-Minister Karl Schiller erklärte: 
„Gerade der Arbeitnehmer mit einem 
gewissen Vermögen wird dann aller-
gischer auf Pläne zur Verstaatlichung 
und Vergesellschaftung reagieren." 
Und Heinz Ansmann schrieb im „Han-
delsblatt", daß es notwendig sei, „das 
Bewußtsein des kleinen Sparers als 
Miteigentümer am deutschen Produk-
tivvermögen zu entwickeln und zu fe-
stigen". Die Vermögensbildung ist ein-
deutig ein Instrument der herrschen-
den Klasse zur verstärkten Ausbeu-
tung der Arbeiter und Angestellten

Die IG Metall bekennt sich erneut zur 
aktiven Lohnpolitik, zur Umverteilung 
der Steuerlast, zur Mitbestimmung 
der Arbeiter und Angestellten und 
gegen die „private Verfügungsgewalt 
über Produktionsmittel", ohne jedoch 
die Vermögenspolitik völlig abzuleh-
nen. Ein Ausbau des 624-DM-Gesetzes 
und der Abschluß von Tarifverträgen 
mit vermögenswirksamen Leistungen 
werden von ihr weiter befürwortet. 
„Die Vermögenspolitik hat die Aufga-
be, der sozialen Ungerechtigkeit in der 
Vermögensverteilung entgegenzuwir-
ken." Diese Behauptung steht im kras-
sen Gegensatz zur Feststellung, daß 
die Vermögensbildung an der Lage 
der Arbeiter und Angestellten nichts 
ändern kann.

Der Widerstand der IG Metall gegen 
eine Vermögenspolitik zu Lasten an-
derer gewerkschaftlicher Forderungen 
besteht bereits seit Jahren. Uber die 
Gründe schreibt der Mitarbeiter der 
Abteilung Wirtschaft beim Vorstand 
der IG Metall, Karl Heinrich Pitz: 
„Erstens geht es bei dem Skandal der 
ungleichen Vermögensverteilung nicht 
darum, das Ergebnis eines Prozesses 
marginal zu korrigieren, sondern man 
muß die Ursache dieser Erscheinung 
erkennen. Die Ursache aber ist die 
ungleiche Machtverteilung. Um diese 
zu überwinden sind Demokratisie-
rungsstrategien grundsätzlich der rich-
tige Ansatzpunkt. Innerhalb der heute 
gegebenen und diskutierten Gewerk-
schaftsstrategien zielt aus diesem 
Grunde die Mitbestimmungspolitik in 
die richtige, die Vermögenspolitik in 
die falsche Richtung."

Die Popularisierung der IG-Metall- 
Leitsätze unter den Gewerkschaftern 
und allen Arbeitern und Angestellten 
wird mit dazu beitragen, sozialpartner-
schaftliche Illusionen als Instrument 
zur Beherrschung der Arbeiterklasse 
zu entlarven. Im Gegensatz zu den 
DGB-Thesen bieten die Leitsätze den 
Arbeitern und Angestellten eine echte 
Alternative. Sie stellen den Zusam-
menhang zwischen aktiver Lohnpolitik, 
Mitbestimmung und Vergesellschaf-
tung der Produktionsmittel her. Und 
daß die Forderung nach aktiver Lohn-
politik nicht nur eine Losung ist, wird 
die IG Metall schon in den nächsten 
Wochen zu beweisen haben. Die Leit-
sätze mit Leben zu erfüllen, verlangt 
verstärkte gewerkschaftliche Aktivi-
täten.

Mit den „Leitsätzen der Industrie-
gewerkschaft Metall zur Vermögens-
politik" machte die größte bundes-
deutsche Einzelgewerkschaft nach-
drücklich auf die kontroversen Auf-
fassungen der Gewerkschafter sowie 
auch der DGB-Gewerkschaften zu die-
ser Problematik aufmerksam. In den 
Leitsätzen heißt es unter anderem:

Mit besonderem Nachdruck wendet 
sich die Gewerkschaft gegen das 
Entlohnungssystem: „Der Versuch, 
jährlich .routinemäßig' den Lohnzu-
wachs der Beschäftigten autonom durch 
die Unternehmensleitung bestimmen 
zu lassen, kann nur als Angriff auf 
zentrale Funktionen der Gewerkschaf-
ten gewertet werden." (NACHRICH-
TEN werden in einer ihrer nächsten 
Ausgaben ausführlich über das „Porst- 
Modell" berichten).



Herschel - Bock als Gärtner
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Der barbarische Feldzug des deutschen 
Imperialismus gegen die Völker Euro- 
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Eine der nicht eingehaltenen Versprechungen des Regierungsprogrammes der 
sozial-liberalen Koalition von 1969 war die Schaffung eines einheitlichen Ar-
beitsgesetzbuches. Die Leitung der Regierungskommission zur Ausarbeitung 
des diesbezüglichen Gesetzentwurfs durch Prof. Herschel ist sicherlich eine der 
Ursachen dafür.

Gegner des Arbeitsgesetzbuches soll Entwurf ausarbeiten 
Gewerkschaften sollten eigene Initiativen entwickeln

$

Kein Wunder also, daß Herschel die 
generelle Durchführung von Betriebs-
versammlungen während der Arbeits-
zeit (obwohl durch das alte wie das 
neue BetrVG klar vorgesehen) ab-
lehnt, da dies „betriebswirtschaftlich 
unzweckmäßig" sei und der durch den 
Arbeitsausfall bedingte Produktions-
rückgang die Arbeitsplätze gefährde! 
(Sinnigerweise schrieb der „Gewerk-
schafter" Herschel dies im Unterneh-
merblatt „Der Betrieb", Verlag Han-
delsblatt, Nr. 62/237 ff.)

Es ist dringender denn je, daß die 
Gewerkschaften hier eigene Alterna-
tiven entwickeln und verbreiten, statt 
auf die Ergebnisse der Regierungs-
kommission zu warten. Eine Konse-
quenz, die sich aus der Forderung des 
DGB nach einem einheitlichen fort-
schrittlichen Arbeitsgesetzbuch schon 
jetzt ergibt, ist die Notwendigkeit der 
sofortigen Ablösung Herschels von sei-
nem Posten als Vorsitzender der 
Regierungskommission zur Ausarbei-
tung eines Arbeitsgesetzbuches.

Rolf Geffken

Man muß ergänzen: Nicht nur die Be-
triebsjustiz, auch und vor allem der 
Werkschutz schafft „Ordnung" in den 
Reihen der Arbeiter, und zwar — wie 
es in einem von der „Gemeinschaft 
zum Schutze der westdeutschen Wirt-
schaft" herausgegebenen Werbeblatt 
zum Aufbau von Werkschutzdiensten 
heißt — durch „Ausschaltung von 
kommunistischer Information und Agi-
tation, Erkennen und Unterbinden ille-
galer Streiks".

Kein Wunder, daß Herschel „unpartei-
ische Mitglieder in den sogenannten 
Betriebsgerichten keineswegs für un-
bedingt notwendig" hält, denn für ihn 
ist das Betriebsjustizproblem „weniger 
ein juristisches Problem als die Frage 
einer geschickten (I) psychologischen 
Taktik und eines guten Betriebspart-
nerschaftsstils". (S. 38)

Die faschistische Vergangenheit west-
deutscher Professoren ist nichts Beson-
deres. Herschel aber ist ein besonderer 
Fall; denn sein „Grundriß des Ar-
beitsrechts", der schon in der „Deut-
schen Arbeitsfront" als Schulungslek-
türe diente, ist nach dem Kriege in 
veränderter Auflage wieder erschie-
nen und bildet — zu allem Überfluß 
— die Grundlage des 1970 erschiene-
nen Leitfadens für Referenten der 
OTV-Arbeitsrechtsschulungen. Damit 
nicht genug. Herschel ist Mitglied der 
OTV und hat jahrelang als „Rechts-
fachmann" beim DGB gewirkt. Offen-
sichtlich ist seine Vergangenheit nur 
ungenügend bekannt.

•.

Es wäre ein fataler Irrtum zu glauben, 
Prof. Herschel habe nur rein zu-
fällig (im westdeutschen Arbeitsrecht 
ja nicht unbekannte) faschistische Be-
griffe verwandt. Im Jahre 1935 schrieb 
Prof. Herschel (in: DG/WR 1935, 83f.) 
zur Frcge des Fortbestands des Ar-
beitsverhältnisses bei Einberufung des 
Arbeiters zum Wehrdienst:

„Gerade n der ununterbrochenen Auf-
rechte1?, ■itung dieses Gliedschaftsver- 
hältnisscs liegt ein unverkennbarer 
ideeller Wert, und nur durch die Pfle-
ge solcher Werte können wir die Vor-
aussetzung dafür schaffen, daß ein 
verwurzeltes, bodenständiges deut-
sches Arbeitertum heranwächst... So 
wird man zugleich der nationalsoziali-
stischen Auffassung vom Wehrwesen 
gerecht: Der deutsche Mann ist Arbei-
ter und Soldat in einer Person, es gibt 
grundsätzlich nur eine Realunion zwi-
schen Arbeitern und Soldaten", die 
„unzertrennbare Einheit von ... Ham-
mer und Schwert".

' y.

Das Beispiel Herschel zeigt, daß es 
dringend angebracht ist, unter den sich 
den Gewerkschaften andienenden ju-
ristischen „Fachleuten" auf trojanische 
Pferde zu achten, auch wenn diese sich 
— wie Herschel — mit dem Glorien-
schein „alter Gewerkschafter" umge-
ben. Sein Beispiel zeigt aber auch, was 
von dem Versprechen der alten wie 
der neuen sozial-liberalen Koalition, 
ein fortschrittliches Arbeitsgesetzbuch 
zu schaffen, zu halten ist, wenn es mit 
Hilfe von Professoren „realisiert" wer-
den soll, die sich durch ihre prägnant 
arbeiter- und gewerkschaftsfeindliche 
Haltung ausgezeichnet haben und noch 
auszeichnen.

Seine Tätigkeit für die Gewerkschaften 
ist keineswegs nur deshalb verwunder-
lich, weil Herschel einer der feder-
führenden faschistischen deutschen Ar-
beitsrechtler war, sondern vor allem, 
weil er auch nach Kriegsende in un-
zähligen Broschüren und Aufsätzen 
immer wieder klargemacht hat, wo er 
steht.' Das gilt nicht nur für die Ab-
lehnung eines Arbeitsgesetzbuches 
durch ihn.

Schon vier Jahre später war die „Real-
union von Arbeiter und Soldat" bluti-
ge Wirklichkeit geworden. Aus jener 
Zeit stammt daher auch der Begriff des 
„personenrechtlichen Gemeinschafts-
verhältnisses" zwischen Arbeiter und 
Kapitalist. Herschel schreibt (in: „Deut-
sche Rechtswissenschaft" 1941; 81 ff.) 
dazu — unter ausdrücklicher Berufung 
auf den Blutjuristen Freisler, der Tau-
sende von Gewerkschaftern an den 
Galgen brachte —, daß das Arbeits-
verhältnis sich durch seine „gliedhafte 
Stellung" zur Volksgemeinschaft aus-
zeichne, und: „Gerade in diesem 
Punkt erweist sich der Krieg als un-
übertrefflicher Lehrmeister."

Herschel hat auch in einer besonderen 
Abhandlung versucht, der unternehme-
rischen „Betriebsjustiz" („Betriebs-
bußen"; Köln 1967) eine Rechtsgrund-
lage anzudichten, indem er das Direk-
tionsrecht, d. h. die Verfügungsgewalt 
des Unternehmers über Produktions-
mittel und damit über Menschen zu 
einer .Rechtsquelle" erklärte: Die Ver-
hängung der Betriebsstrafe wohne 
„der Unternehmerfunktion als einer 
ihrer Bestandteile inne". (S. 32) Der 
Grund: Bei der Betriebsjustiz gehe es 
darum, „Ordnung innerhalb einer 
menschlichen Gruppe zu wahren".

Vorsitzender der Kommission ist der 
Ministerialdirektor a. D. Professor Wil-
helm Herschel, seines Zeichens ent-
schiedener Gegner eines Arbeitsgesetz-
buches (vgl. „NACHRICHTEN" Nr. 
3/72, Seite 14/15). Seine „Argumente" 
entstammen der Mottenkiste faschisti-
scher Gemeinschaftsideologie: „Die 
schicksalhafte Aufgabe besteht darin, 
Bürger und Arbeitnehmer in eine har-
monische, ausgeglichene höhere Volks-
ordnung hineinzuintegrieren und nicht 
die übrigen Rechtsgebiete durch ein 
Sonderrecht der Arbeitnehmer zu er-
weitern."
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pas als Lehrmeister des „personen-
rechtlichen Gemeinschaftsverhältnis-
ses"! Trefflicher konnte Herschel den 
Standort auch heutiger bundesdeut-
scher Arbeitsrechtswissenschaft nicht 
klarmachen. Für ihn ist das Kriegs-
arbeitsrecht die Schule allen national-
sozialistischen Friedensarbeitsrechts. 
Trotz aller Gemeinschaftsideologie 
weiß er aber die „Gemeinschaft" auch 
völkisch einzugrenzen: „Wir müssen 
entgegen der bisherigen Lehre den 
Bereich der Betriebsgemeinschaft un-
mittelbar erweitern, ihn aber auch ver-
engen, z. B. indem wir Juden nicht 
mehr als Genossen der Betriebsge-
meinschaft anzuerkennen vermögen."
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So sieht denn auch dieser Betriebs-
partner Herschel das Recht auf Arbeit 
als „unvereinbar mit der geltenden 
Wirtschaftsordnung" an (in: Die 
Grundrechte, Hrsg. Bettermann u. a. 
Bd. III/l; Seite 330), denn andernfalls 
müßte der Staat durch Eingriffe in die 
Unternehmenssphäre, „in erheblichem 
Umfang das Prinzip der Wirtschafts-
freiheit preisgeben"!
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Protest gegen Klassenjustiz

Einseitiger BAG-Präsident

„Wie könnte sich dieses Urteil aus-
wirken? Wer gegen die Kolonialme-
thoden Portugals in Mocambique und 
den Carbora-Bassa-Staudamm prote-
stiert, darf nicht bei Siemens, AEG 
oder Voith beschäftigt sein. Wer die 
Art der Niederschlagung von Streiks 
und die Folterung in den Gefängnis-
sen Brasiliens und Argentiniens em-
pörend findet, sollte seine Meinung 
nicht öffentlich verkünden, sofern er 
bei VW oder Daimler-Benz tätig ist.

Oder, um nicht in andere Erdteile zu 
gehen: Wer die Villa seines Arbeit-
gebers im Tessin oder in Spanien, sein 
Privatflugzeug, seinen Vermögenszu- 
wachs mit dem Lohn vergleicht, den 
ein Bandarbeiter nach harter, inhu-
maner Arbeit erhält, dies als Skandal 
bezeichnet und hier etwas verändern 
möchte, müßte sich dann hüten, sein 
Vorhaben öffentlich kundzutun. Denn
18

HBV erhebt Verfassungsbeschwerde gegen BAG-Urteil 
IG Metall sagt allen Mitgliedern Schutz vor Willkür zu

Janzen sagt allen möglicherweise vom 
BAG-Urteil bedrohten IG-Metall-Mit- 
gliedern die Hilfe der Gewerkschaft 
zu. Er schreibt:

Dr. Gerhard Müller betont in seinen 
allgemeinen Ausführungen zur Eini-
gungsstelle im „Arbeitgeber", daß zu 
den tragenden Gesichtspunkten des 
Betriebsverfassungsgesetzes der „Wil-
le zur Einigung" gehöre. Konzeption 
des Gesetzes sei es, von dem „hu-
manen, menschengerechten und zu-
gleich wirtschaftlich arbeitenden Be-
trieb auszugehen". Daß es trotz dieser 
humanen Konzeption zu Konflikten im 
Betrieb kommt, erklärt Dr. Müller aus 
einer „gleichsam natürlichen Span-
nung" zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern.

Nachdem schon der 8. HBV-Gewerk- 
schaftstag im Oktober, die Deutsche 
Journalisten-Union in der IG Druck 
und Papier sowie zahlreiche Organe 
von OTV, IG Metall und anderen Ge-
werkschaften gegen dieses Urteil pro-
testierten, wandte sich namens des 
IG-Metall-Vorstandes im November- 
Heft des „Gewerkschafters" Karl-Heinz 
Janzen mit Schärfe gegen das BAG- 
Urteil. Es sei „politisch unhaltbar", 
daß nach Auffassung des höchsten 
Arbeitsgerichts für jeden ein Grund 
zu Entlassung gegeben sei, „der sich 
in seiner Freizeit und jenseits der 
Arbeitsstätte mit einer Meinung er-
kennbar identifiziert, die den .Interes-
sen' des Arbeitgebers zuwiderläuft". 
Janzen schreibt weiter:

Der Präsident des Bundesarbeitsgerichtes, Dr. Gerhard Müller, ist seit dem In-
krafttreten des Betriebsverfassungsgesetzes im Januar 1972 des öfteren wegen 
seiner unternehmerfreundlichen Interpretation wesentlicher Bestimmungen auf-
gefallen. Auch leiht er seinen juristischen Rat mit Vorliebe den Publikationen 
der Unternehmer. In Nr. 11/72 des Unternehmerorgans „Der Arbeitgeber“ be-
schäftigt Müller sich mit der Einigungsstelle (§76 BetrVG), wobei er Vorstel-
lungen entwickelt, denen scharf widersprochen werden muß.

in allen aufgezählten Fällen sind die 
Firmen in den genannten Ländern en-
gagiert, und das .Interesse' des Arbeit-
gebers würde somit beeinträchtigt."

Welche Folgen eine derartige Ausle-
gung haben könnte, läßt sich heute 
bereits vorstellen: Mit der Berufung 
auf mangelnde Qualifikationen bzw. 
politischen Extremismus lassen sich so-
wohl unliebsame Besetzungen der 
Einigungsstelle, als auch unliebsame 
Entscheidungen durch die Untemeh- 
merseite zu Fall bringen, zumal Dr. 
Müller auch noch ausdrücklich er-
wägt, ob bei „extremer" Besetzung 
der Spruch der Einigungsstelle „wegen 
Verstoßes gegen Treu und Glauben
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Aus diesen Harmonievorstellungen, 
der Maxime „eines sachlichen Aufein-
anderbezogenseins und des sachlichen 
Miteinanders", leitet Dr. Müller eine 
Reihe bedenklicher Schlußfolgerungen 
ab: Einmal deutet er bereits die Mög-
lichkeit an, durch Auslegung die Fälle, 
in denen die Einigungsstelle von Ge-
setzes wegen angerufen werden muß 
(das BVG zählt diese Fälle abschlie-
ßend auf), zu erweitern, und zwar mit 
der Begründung, daß bereits die Exi-

Dr. Müller erteilt den Unternehmern reaktionäre Ratschläge 
Zur Rolle der Einigungsstelle nach dem BetrVG im Betrieb

„Dieser Spruch ist unmöglich. Wenn 
man ihn liest, glaubt man sich ins 
Mittelalter zurückversezt, in dem noch 
Leibeigenschaft herrschte. Das BAG- 
Urteil tastet das .Arbeitgeberinteres-
se' nicht an, um so mehr wird die 
Menschenwürde beeinträchtigt. Des-
halb muß es schleunigst vom Bundes-
verfassungsgericht überprüft werden. 
Wir werden allen Mitgliedern, soll-
ten sie von dieser Einschränkung der 
Meinungsfreiheit betroffen sein, in 
jedem Falle Rechtsschutz gewähren. 
Und wir werden jede Entscheidung 
des BAG, die sich nicht an den dar-
gestellten Maßstäben des ,Lüth-Urteils' 
messen läßt, mit einer Verfassungbe-
schwerde angreifen." Sb.

stenz der Einigungsstelle den Willen 
zum Ausgleich zur Pflicht mache und 
daß daher der Ausgleich über die 
Einigungsstelle auch in anderen Fällen 
analog vorgenommen werden müsse. 
Darüber hinaus sollen sich aus der 
Verpflichtung zur Einigung Konse-
quenzen für die Besetzung der Eini-
gungsstelle ergeben können. Dr. Mül-
ler fragt ausdrücklich, ob die Beisitzer 
nicht bestimmte Qualifikationen haben 
müßten und ob nicht die Besetzung 
der Einigungsstelle mit „politisch ex-
tremen Beisitzern" zu unterbinden sei.

jedoch auf einen als „Lüth-Urteil" 
bekanntgewordenen Spruch des Bun-
desverfassungsgerichtes aus dem Jah-
re 1958, wodurch das Recht der Mei-
nungsfreiheit nach Artikel 5 Grund-
gesetz noch „ausgebaut und vertieft" 
worden sei.

Die Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen, die den Bankange-
stellten in allen Instanzen vor den 
Arbeitsgerichten vertreten hatte, erhob 
jetzt Klage gegen das Bundesarbeitsge-
richtsurteil beim Bundesverfassungs-
gericht. „Steht eigentlich das Bundes-
arbeitsgericht noch fest auf dem Bo-
den der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung? Das Bundesverfas-
sungsgericht wird uns hierauf eine 
Antwort geben müssen." Das schrieb 
in der November-Ausgabe der Zeitung 
der Gewerkschaft HBV — „Ausblick" 
— der Rechtsexperte des DGB, Günter 
Rose.

Die Gewerkschafter machen zunehmend Front gegen ein Urteil des Bundes-
arbeitsgerichts (BAG), dessen Kemsatz lautet: „Ein Arbeitnehmer darf bei der 
Ausübung des Grundrechts der freien Meinungsäußerung den Interessen des 
Arbeitgebers nicht zuwiderhandeln oder diese beeinträchtigen." Dieser Spruch, 
der kapitalistischer Klassenjustiz alle Ehre macht, bezieht sich auf einen Bank-
angestellten, der im bayerischen Landtagswahlkampf Flugblätter verteilt hatte, 
in denen die Bank, bei der er beschäftigt war, und einige Großunternehmer 
kritisiert wurden. Die Bank setzte ihn auf die Straße. (Siehe NACHRICHTEN 
Nr. 10 und 11/72).

Schließlich stellt das Mitglied des 
geschäftsführenden Vorstandes der 
IG Metall fest: „Der 2. BAG-Senat hat 
mit seinem Urteil ohne Zweifel das 
Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung eingeschränkt." Janzen verweist
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Wichtig: Ein Arbeitsprogramm
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unzulässig und damit von vornherein 
nicht in der Welt wäre". Damit würde 
aber das ausdrückliche Recht des Be-
triebsrates nach § 76 BetrVG, die Bei-
sitzer zu bestellen, völlig unterhöhlt.

Der Paragraph 70 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes weist der Jugendvertre-
tung die Aufgaben zu, „Maßnahmen, 
die den jugendlichen Arbeitnehmern 
dienen, insbesondere Fragen der Be-

Enge Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat notwendig 
Beispiel für die Arbeit einer Jugendvertretung

mitteln. Eine einseitige Ausrich-
tung auf Bürohilfsarbeiten ist zu 
vermeiden. 3. Eingliederung der 
Werkzeugmacherausbildung in die 
Lehrwerkstatt. 4. Modernisierung 
der mechanischen Lehrwerkstatt."

Je stärker, selbstbewußter und ent-
schiedener die Belegschaftsvertreter 
in der Einigungsstelle auftreten und 
je mehr sie von den Kollegen im Be-
trieb unterstützt werden, desto eher 
besteht die Chance, auch Beschlüsse 
und Entscheidungen im Interesse der 
Belegschaft durchzusetzen. Allerdings 
muß festgestellt werden, daß die Be-
legschaftsseite durch die Existenz 
eines „neutralen" Vorsitzenden und 
durch das Verfahren (zuerst wird ohne 
den Vorsitzenden abgestimmt, nach er-
neuter Beratung nimmt der Vorsitzen-
de an der Abstimmung teil) von vorn-
herein in der schwächeren Verhand-
lungsposition ist. Um so mehr kommt 
es darauf an, bewußte Kollegen in die 
Einigungsstelle zu delegieren und alle 
Angriffe auf das Recht, die Mitglieder 
zu bestimmen, . entschieden zurückzu-
weisen. Barbara Degen
12/72

„In Betrieben, in denen in der Regel mindestens fünf Arbeitnehmer beschäftigt 
sind, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (jugendliche Arbeit-
nehmer), werden Jugendvertretungen gewählt. Die Jugendverlretung nimmt 
nach Maßgabe der folgenden Vorschriften die besonderen Belange der jugend-
lichen Arbeitnehmer wahr." So heißt es in Paragraph 60 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes (BetrVG). Die Jugendvertretung ist also ein äußerst wichtiges 
Organ der betrieblichen Interessenvertretung der Arbeiterjugend. Daß dies von 
immer mehr Jugendlichen erkannt wird, zeigen die Ergebnisse der Jugend-
vertreterwahlen 1972. So teilte auf einer Pressekonferenz Georg Benz, Mitglied 
des geschäflsführenden Vorstandes der IG Metall, mit, daß die Zahl der ge-
wählten Jugendvertreter im Metallbereich von bisher 5000 auf über 7000 anstieg.

Wie eine Jugendvertretung auf einer 
solchen Grundlage arbeiten kann, sei 
am Beispiel der Jugendvertretung der 
Phoenix AG in Hamburg-Harburg 
(Chemie-Bereich) dargestellt. Am wich-
tigsten erschien den jungen Gewerk-
schaftern nach ihrer Wahl die Auf-
stellung eines Arbeits- und Förde-
rungsprogramms als Grundlage ihrer 
Tätigkeit. U. a. enthält es folgende 
wichtige Punkte:

rufsausbildung, beim Betriebsrat zu 
beantragen", darüber zu wachen, „daß 
die zugunsten der jugendlichen Ar-
beitnehmer geltenden Gesetze, Ver-
ordnungen, Unfallverhütungsvorschrif-
ten, Tarifverträge und Betriebsverein-
barungen durchgeführt werden" und 
„Anregungen von jugendlichen Arbeit-
nehmern, insbesondere in Fragen der 
Berufsbildung, entgegenzunehmen und, 
falls sie berechtigt erscheinen, beim 
Betriebsrat auf eine Erledigung hin-
zuwirken".

Als erste Maßnahme hat die Jugend-
vertretung begonnen, ein Verzeichnis 
der Verstöße gegen das Berufsbil-
dungsgesetz und die Ausbildungs-
pläne anzulegen. Dem Ausbildungs-
ausschuß des Betriebes, bestehend aus 
vier Betriebsräten und dem Vorsitzen-
den der Jugendvertretung, soll ein Pa-
pier vorgelegt werden, das sowohl 
die Erledigung aktueller Probleme 
wie auch den Entwurf einer Betriebs-
vereinbarung mit allen im Forderungs-
programm aufgeführten Punkten zum 
Inhalt hat.

■ Reform des betrieblichen Beurtei-
lungssystems dahingehend, allein 
fachliche Leistungen zu beurteilen 
und nicht mehr die „Einordnungs-
fähigkeit" und die „gute Führung".

■ In Punkt IV des Forderungspro-
gramms heißt es: „Bei der Durch-
führung der praktischen Ausbil-
dung sind dringend erforderlich: 
1. Vier Monate EDV-Ausbildung 
für die Industriekaufleute. 2. Neu-
formulierung des Ausbildungspla-
nes der Bürogehilfinnen. Die Aus-
bildungspläne müssen grundlegen-
de kaufmännische Kenntnisse ver-

„Technisch" gesehen bietet sich der 
Jugendvertretung auf der Grundlage 
des Betriebsverfassungsgesetzes eine 
ganze Palette von Möglichkeiten — 
u. a. die bereits erwähnten —, ihre 
Forderungen durchzusetzen. (Natürlich 
ist dieses Betriebsverfassungsgesetz 
unzulänglich; aber der Kampf für die 
Interessen der Lohnabhängigen er-
fordert es, auch unzureichende Ge-
setze bis zum letzten i-Tüpfelchen 
auszunutzen.) Hier sei nur auf zwei 
Materialien verwiesen, die bei keiner 
Jugendvertretung fehlen sollten und 
deren Anschaffungskosten der Unter-
nehmer zu tragen hat: Das Buch 
„Betriebsverfassungsgesetz '72“ des 
NACHRICHTEN-Verlags mit dem voll-
ständigen Wortlaut des Gesetzes und 
einer Kommentierung im Arbeiter-
interesse. Ferner ein Arbeitsheft der 
Gewerkschaftsjugend mit dem Titel: 
„Jugendvertreter und jugendliche 
Vertrauensleute". Es ist als Heft der 
Reihe „Theorie und Aktion" in der 
Europäischen Verlagsanstalt erschie-
nen und schildert ausführlich anhand 
konkreter Beispiele Möglichkeiten der 
betrieblichen Jugendarbeit.

Wolfgang Bartels
19

Ebenso wie die Verpflichtung zur ver-
trauensvollen Zusammenarbeit nach 
§ 2 Abs. 1 ist die Konzeption der 
Einigun^sstelle nach § 76 ein Aus-
druck für die Bestrebungen des Ge-
setzgebers, Konfliktfälle im Betrieb 
„integrativ" zu lösen, Klassenausein-
andersetzungen zu entschärfen und 
den Handlungsspielraum von Beleg-
schaft und Betriebsrat durch insti-
tutionalisierte Verfahren einzuschrän-
ken. Aus der Erkenntnis, daß es keine 
Harmonie zwischen Kapital und Arbeit 
gibt und geben kann, folgt, daß auch 
die Entscheidungen der Einigungs-
stelle lediglich eine Widerspiegelung 
der konkreten Machtverhältnisse in 
Betrieb und Gesellschaft sind.
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Zwei Jugendvertreter arbeiten im 
Verwaltungsstellen-Jugendausschuß 

der IG Chemie mit, weil die ge-
samte Jugendvertretung davon aus-
geht, daß ein enger Zusammenhang 
zwischen der Verbesserung der be-
trieblichen Ausbildungsverhältnisse 
und dem Kampf für ein neues Berufs-
bildungsgesetz und Jugendarbeits-
schutzgesetz und sonstige politische 
Forderungen besteht. Damit es ge-
lingt, die Lehrlinge selbst .für die 
Verwirklichung der Forderungen zu 
mobilisieren, wird das Programm auf 
den Jugendversammlungen und Sit-
zungen der Jugendvertrauensleute 
diskutiert.■ Gemeinsame Sitzungen der Ju-

gendvertretungen der Phoenix- 
und der Conti-Werke (Hannover), 
da durch die zwar vorläufig ge-
scheiterte, aber immer noch ge-
plante Fusion beider Reifenkon-
zerne eine Verschlechterung der 
Ausbildung, vor allem durch die 
Verringerung der Zahl der Aus-
bildungsplätze, zu erwarten ist.

■ Überwachung der Einhaltung des 
Berufsbildungsgesetzes und der 
Ausbildungspläne durch Betriebsrat 
und Jugendvertretung; Aufbau ei-
nes Kontrollwesens.

Natürlich bemüht sich die Jugend-
vertretung darum, die gewerkschaft-
liche Arbeit im Betrieb zu verstärken, 
damit mehr Kollegen aktiv in der Ge-
werkschaft arbeiten und der Kreis 
derer größer wird, die das Programm 
in die Praxis umsetzen. Auch die Zu-
sammenarbeit mit dem Betriebsrat 
soll verstärkt werden.
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überzeugender Erfolg der IGM

G. M.

Betriebe sind die Basis

Über 81 Prozent der Mandate bei Betriebsratswahlen 
Kommunistische Kollegen als aktive Gewerkschafter

Vertrauensleute sind die „Gewerkschaft im Betrieb“ 
Ab Januar Wahl der IG-Metall-Vertrauensleute

Von den rund 4 Millionen Arbeitern 
und Angestellten der 9578 Betriebe, 
in denen Betriebsräte gewählt wurden, 
arbeiten 71,6 Prozent in 1624 Betrie-
ben mit über 500 Beschäftigten und 
28,6 Prozent in Betrieben mit unter 500 
Belegschaftsmitgliedern.

Georg Benz hob auch die zunehmende 
Bedeutung der Gesamt- und Konzern-
betriebsräte hervor. Es sei damit zu 
rechnen, daß in der Metallindustrie 
etwa 600 Gesamtbetriebsräte gebildet 
würden und 60 bis 70 Konzernbetriebs-
räte im Laufe der kommenden Monate 
entstünden.

Auf die Frage eines Pressevertreters 
nach der Aktivität kommunistischer 
Funktionäre bei den Betriebsratswah-
len, erklärte das IG-Metall-Vorstands- 
mitglied, daß die Mitglieder der DKP 
aktive Gewerkschafter seien. Sie wür-
den ebensowenig nach dem Parteibuch 
gefragt wie alle anderen Kollegen.

In 9578 Betrieben der Metallindustrie 
und des Metallhandwerks wurden in 
diesem Jahr die betrieblichen Interes-
senvertreter der Arbeiter und Ange-
stellten gewählt, während bei der vor-
herigen Wahl im Jahre 1968 nur in 
7744 Betrieben die Kollegen den Gang 
zur Wahlurne antraten. Das bedeutet 
eine Steigerung von 23,6 Prozent. In 
diesen Betrieben sind rund vier Mil-
lionen Arbeiter und Angestellte be-
schäftigt gegenüber rund 3,5 Millionen 
im Jahre 1968, was eine Steigerung 
von 12,5 Prozent ausmacht. Die Wahl-
beteiligung betrug, wie Georg Benz 
erklärte, 78,23 Prozent.

Es waren die ersten Betriebsratswah-
len in der Bundesrepublik in diesen 
Industriezweigen nach Inkrafttreten 
des neuen Betriebsverfassungsgeset-
zes, das auch die Wahl von Interessen-
vertretungen der Belegschaften in 
kleineren Betrieben erleichtert. In den 
Betrieben der Metallwirtschaft, in de-
nen Betriebsräte gewählt wurden, sind 
90 Prozent aller Arbeiter und Ange-
stellten dieses Industriezweiges be-
schäftigt. Das kann jedoch nicht darü-
ber hinwegtäuschen, daß in der Hälfte 
aller betriebsratsfähigen Betriebe der 
Metallwirtschaft noch keine Betriebs-
räte existieren, vom Metallhandwerk 
ganz zu schweigen.

Auf einer Pressekonferenz Anfang November 1972 in Frankfurt gab IG-Metall- 
Vorstandsmitglied Georg Benz die Ergebnisse der diesjährigen Betriebsrats-
wahlen in den Metallbetrieben der Bundesrepublik bekannt. Sie sind ein über-
zeugender Beweis für die erfolgreiche praktische Arbeit der IGM und die 
wachsende Erkenntnis, daß nur gestützt auf eine starke Organisation Erfolge 
gegenüber der Macht der Unternehmer zu erreichen sind.

Das Besondere der jetzt beginnenden Wahl der Vertrauensleutekörper der 
IG Metall besteht darin, daß sie in eine Zeit fällt, da um höhere Löhne und 
Gehälter gekämpft werden muß. Aber auch der Ausgang der Bundestagswahl 
und die Durchsetzung der acht „Prüfsteine“ des DGB sowie der Grundsätze und 
Leitlinien der IG Metall zu Fragen der „Mitbestimmung" und „Vermögens-
politik" stehen zur Diskussion bzw. werden Inhalt konkreter gewerkschaftlicher 
Aufgaben sein müssen. In diesem Zusammenhang werden grundsätzliche Fragen 
der Arbeiterbewegung berührt. (Vgl. auch NACHRICHTEN Nr. 10/72.)

Auf keinen Fall darf zugelassen wer-
den, daß etwa der Antikommunismus- 
Beschluß des Parteivorstandes der SPD 
oder die Forderung Weyers von der 
FDP, Kommunisten von gewerkschaft-
lichen Funktionen auszuschließen, oder 
gar die antisozialistische Hetze der 
CDU/CSU Einfluß auf die Auswahl 
der Vertrauensleute nehmen.

In den Gewerkschaften wird zu Recht 
den Vertrauensleuten, ihrer Funktion 
und Tätigkeit in den Betrieben immer 
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Monopole, Parlamente und Regierun-
gen sind heute im Spätkapitalismus 
in einem einheitlichen Herrschafts-
system untereinander verbunden. Es 
ist kein Geheimnis, daß sie große An-
strengungen unternehmen, die Ge-
werkschaften in dieses System hinein-
zuziehen, um die ganze Arbeiterschaft 
besser disziplinieren zu können.

len zu den Vertrauensleutekörpern 
gründlich vorzubereiten und demo-
kratisch durchzuführen. Offen und ka-
meradschaftlich gilt es die Arbeit der 
Gewerkschaft im Betrieb zu überprü-
fen und jene Kolleginnen und Kolle-
gen zu wählen, die sich am besten bei 
der Interessenvertretung bewährt ha-
ben.

Maßstab sei ihre Aktivität in der Ge-
werkschaft und ihr Eintreten für die 
Interessen ihrer Kollegen. Und Fritz 
Strothmann, Vorstandsmitglied der 
IG Metall, ergänzte, daß „jeder Mensch 
mit kommunistischer Gesinnung sei-
nen Platz in der IG Metall hat, wenn 
er sich im Rahmen der gewerkschaftli-
chen Satzung" bewege.

legen, davon 3554 Arbeiterinnen 
und 2211 Angestellte. 15,71 Prozent 
der neuen ^Betriebsräte waren bei der 
Wahl nicht gewerkschaftlich organi-
siert. Wie Georg Benz mitteilte, gingen 
jedoch jetzt bei den IGM-Verwaltungs- 
stellen zahlreiche Aufnahmeanträge 
dieser Kollegen ein — Beweis dafür, 
daß die Erkenntnis wächst, daß nur 
gestützt auf eine starke Organisation 
die betrieblichen Forderungen durch-
gesetzt werden können.

51,56 Prozent aller gewählten Be-
triebsratsmitglieder sind zwischen 31 
und 45 Jahre alt; 18 bis 30 Jahre sind 
12,25 Prozent, 50 bis 60 Jahre sind 
32,55 Prozent und über 60 Jahre 3,6 
Prozent.

Die Belegschaften der Betriebe mit 
Betriebsrat sind zu 46,5 Prozent in 
der IG Metall organisiert. Sie, aber 
auch der größte Teil der noch nicht 
gewerkschaftlich organisierten Kolle-
gen, vertrauen den IGM-Mitgliedem 
und gaben ihnen bei der Betriebsrats-
wahl ihre Stimme. Von den insge-
samt 65 408 gewählten Betriebsrats-
mitgliedern, so erklärte Georg Benz, 
sind 81,36 Prozent Mitglied der IG 
Metall. Die Zahl der Sitze für Mit-
glieder der Deutschen Angestellten- 
Gewerkschaft sank dagegen von 3,4 
auf 2,5 Prozent. Ähnlich erging es den 
Christlichen Gewerkschaften, deren 
Mandate von 0,60 auf 0,47 Prozent zu-
rückgingen.

Die Arbeiterschaft mit ihren Ge-
werkschaften muß sich aber, von ihrer 
Interessenlage ausgehend, als selb-
ständige Kraft, als Gegenmacht zur 
Monopolherrschaft verstehen. Die Or-
ganisierung dieser Gegenmacht be-
ginnt dort, wo die Monopolinteressen 
und die der Arbeiter und Angestell-
ten unmittelbar aufeinanderprallen: im 
Betrieb, an allen Stätten der kapita-
listischen Ausbeutung. Darum ist es 
so außerordentlich wichtig, die Wah-

Als besonders erfreulich stellte das 
Vorstandsmitglied der IG Metall die 
Tatsache heraus, daß die Zahl der 
ausländischen Betriebsratskollegen 
von 150 im Jahre 1968 auf 1445 im 
Jahre 1972 angestiegen sei. Audi der 
Anteil der Frauen habe sich erhöht. 
Gegenwärtig vertreten 5765 Frauen 
die Interessen ihrer Belegschaftskol- 
20
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Für die Mieter neuer öffentlich geför-
derter Wohnungen sind aber nicht nur 
diese gepfefferten Anfangsmieten das 
schlimmste. Sie sitzen in ihren Woh-
nungen im wahrsten Sinne des Wor-

tes auf einer „Mietpreisrakete". Die 
Förderungsbedingungen für den Woh-
nungsbau sind nämlich in allen Bun-
desländern, mit Ausnahme des Saar-
landes, so geändert und verschlechtert 
worden, daß nach den Vorausberech-
nungen des Mieterbundes in „10 bis 
15 Jahren... die Sozialmieten der 
1970 bis 1972 geförderten Wohnungen 
einschließlich der bis dahin gestie-
genen Bewirtschaftungskosten 8 bis 
12 DM je qm" betragen werden.

den
Ar-

i

größere Aufmerksamkeit geschenkt. 
So hat der 10. ordentliche Gewerk-
schaftstag der IG Metall 1971 in einer 
besonderen Entschließung ausdrücklich 
festgestellt, daß die Vertrauensleute 
und gewerkschaftlich organisierten Be-
triebsratsmitglieder die aktiven Trä-
ger der Gewerkschaftsarbeit in den 
Betrieben der Metallwirtschaft sind.

Es sei noch einmal daran erinnert, daß 
es nützlich für die Tätigkeit der Ge-
werkschaften im Betrieb ist, das heißt 
für die Vertrauensleute und Betriebs-
räte, Arbeitsprogramme aufzustellen, 
um eine zielstrebige Gewerkschafts-
tätigkeit entfalten zu können. Obwohl 
die Vertrauensleutetätigkeit in den 
letzten Jahren Fortschritte gemacht 
hat, bleibt noch viel zu tun übrig.

Sollen im Wohnungsbau und auch auf 
dem Wohnungsmarkt die Grundsätze 
eines Sozialstaates Geltung erhalten, 
muß der Profitwirtschaft energisch zu 
Leibe gerückt werden, und zwar mit 
Bodenpreis- und Mietstopp, demokra-
tischer Kontrolle durch die Gewerk-
schaften und Betriebsräte, Überführung 
des großen Boden- und kapitalisti-
schen Wohnungsbesitzes in kommuna-
les oder gemeinwirtschaftliches öffent-
liches Eigentum. Ferner sind nötig: 
Bereitstellung öffentlicher Mittel für 
den Wohnungsbau zu Bedingungen, 
die echte Sozialmieten ermöglichen 
und die Verpflichtung der Banken und 
anderer Darlehensgeber, ihre Mittel 
zu annehmbaren Bedingungen dem 
Wohnungsbau zur Verfügung zu stel-
len sowie die Schaffung von kommu-
nalen Wohnungsvermittlungsstellen.

A. Böpple
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Weder das Mietrechtsänderungs- noch 
das Städtebauförderungsgesetz haben 
sich als taugliche Mittel erwiesen. Und 
selbst die verschärften Mietwucher-
bestimmungen erweisen sich als wir-
kungslos. In der Ausgabe vom 30. Ok-
tober 1972 kam die Zeitschrift „Der 
Spiegel" zu der Feststellung: „Nach 
25 Jahren sozialer Marktwirtschaft 
steigen Mieten, Baukosten und Grund-
stüdespreise stärker denn je ... Wie 
in kaum einem anderen Wirtschafts-
zweig stiegen in Westdeutschlands 
Bauindustrie 1971 die Profite — bei 
manchen Firmen um 100 Prozent..."
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Doch die Mieten steigen nidit nur für 
die Neubauwohnungen immer höher. 
Nach der Statistik des Bundeswirt-
schafts- und Finanzministeriums sind 
die gesamten Wohnungsmieten im 
Durdischnitt von 1960 bis August d. J. 
um 84,1 Prozent gestiegen. Diese 
Durchschnittszahl verniedlicht jedoch

Die Bundesregierung muß vordringlich den Sozialstaat 
im Wohnungsbau, Bodenrecht und Mietrecht verwirklichen

Jeder Dualismus etwa zwischen Ver-
trauensleuten und Betriebsrat ist völ-
lig fehl am Platze. Je besser die Zu-
sammenarbeit mit der örtlichen Ge-
werkschaftsleitung, den Vertrauens-
leuten und dem Betriebsrat ist, desto 
mehr wird für die Arbeiter und An-
gestellten herauskommen. Und darauf 
kommt es an. J. L.

In der Wahlplaltform des Deutschen Gewerkschaftsbundes, und zwar im „Prüf-
stein" Nr. 5, wird eine stärkere Förderung des sozialen Wohnungsbaus und ein 
soziales Bodenrecht gefordert. Was in der Bundesrepublik heute als „sozialer 
Wohnungsbau" bezeichnet wird, hat mit dem ursprünglichen Sinn dieser Wohl-
fahrtseinrichtung nichts mehr gemein. Zu Recht stellte der Münchner Ober-
bürgermeister Georg Kronawitter fest, daß der soziale Wohnungsbau in der 
Bundesrepublik „praktisch tot" sei.

Das Netz der Vertrauensleute kann 
bedeutend ausgeweitet werden, be-
sonders unter den ausländischen Kol-
legen, aber auch unter den Frauen und 
jugendlichen Arbeitern. Ihre Tätigkeit 
vollzieht sich auf der Grundlage der 
Gewerkschaftsbeschlüsse und beson-
ders des Aktionsprogramms des DGB 
sowie im Zusammenhang mit den je-
weiligen Tarifbewegungen, der lang-
fristigen Schulungsarbeit und 
schon erwähnten betrieblichen 
beitsprogrammen.

die tatsächliche Mietenexplosion in 
den städtischen Ballungszentren. Hier 
sind Mietpreissteigerungen um weit 
mehr als 100 Prozent seit der Beseiti-
gung der Mietpreis- und Bauland-
preisbindungen durch die CDU/CSU- 
Regierung Anfang der sechziger Jahre 
keine Seltenheit, sondern die Regel. 
Für die wenigsten Mieter wird die 
Mietverteuerung durch einen Mietzu-
schuß nach dem 
geglichen.

für diese unsozialen 
auf dem Wohnungs-

bekannt. Eine kleine

Auch auf dem 9. Gewerkschaftstag 
der IG Chemie-Papier-Keramik wurde 
ausführlich zur Vertrauensleutearbeit 
Stellung genommen. Da die Aktivität 
der Gewerkschaft im Betrieb weitge-
hend von den Aufgaben und der 
Arbeit dieser direkten Vertreter der 
Gewerkschaften abhängt, haben die 
Delegierten eine Satzungsänderung 
beschlossen, um künftig die Mitglie-
der der Tarifkommission durch die 
Vertrauensleuteversammlungen wäh-
len zu können. Das bringt den ganzen 
Verlauf der Lohn- und Gehaltsbewe-
gungen schon näher an die Basis und 
kann sich nur vorteilhaft auswirken.

Mieter auf „Mietpreisrakete“

Die Ursachen 
Entwicklungen 
markt sind bekannt. Eine 
Schicht reicher Bodenbesitzer, Makler 
und Spekulanten sowie Banken, Ver- 
sicherungs- und andere Konzemgrup- 
pen, die ihr Geld im Wohnungsbau 
profitabel anlegen, Bauunternehmer 
und kapitalistische Wohnungsbau-
gesellschaften und Wohnhausbesitzer 
— sie alle bereichern sich schamlos 
auf Kosten der Mieter. Auch die Bon-
ner SPD/FDP-Koalition hat diesen Um-
verteilungsprozeß zugunsten der Rei-
chen keineswegs gestoppt.

Die Bodenpreise machen etwa ein 
Drittel der Herstellungskosten im 
Wohnungsbau aus. über die nach oben 
schnellenden Grundstückspreise sind 
bisher mehr als 100 Milliarden DM in 
die Taschen der großen Grundbesitzer 
gewandert. So wenig das Städtebau-
förderungsgesetz dem Steigen der 
Grundstückspreise Einhalt geboten hat, 
sind auch die Reformvorschläge der 
Bodenrechtskommission der SPD hier-
für kein geeignetes Mittel.

Schon 1969 erklärte der Bundeswoh-
nungsbauminister Lauritzen vor dem 
Wohnungs- und Städtebaukongreß der 
SPD in München: „Mieten im öffent-
lich geförderten Wohnungsbau von 
3,50 DM je qm wird man nicht mehr 
als sozial bezeichnen können." In-
zwischen liegen aber die Richtsätze 
für den öffentlich geförderten Woh-
nungsbau in fast allen Bundesländern 
bei 4 DM je qm Wohnfläche. Nach den 
Feststellungen des Mieterbundpräsi-
denten Nevermann sind diese Sätze 
in der Praxis bereits um etwa eine DM 
überschritten.
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Auch in der Industriegewerkschaft 
Druck und Papier ist die Diskussion 
im Gange, Funktion und Aufgabe der 
Vertrauensleute gründlicher zu durch-
denken, damit dieses wichtigste Or-
gan der Gewerkschaft im Betrieb noch 
wirkungsvoller eingesetzt werden 
kann.
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Frauenrenten zu niedrig

aus-
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Zu Beginn des jetzt zu Ende gehenden Jahres zahlte die Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten 2,2 Millionen Versidiertenrenten an Frauen, die 
unter dem Betrag von 300 DM lagen. Das sind mehr als drei Viertel der 2,9 
Millionen Frauenrenten. 1,4 Millionen Frauenrenten lagen sogar unter 200 DM 
im Monat. Von den rund 3 Millionen Männerrenten blieben zur gleichen Zeit 
530 000, das sind 17,5 Prozent, unter 300 DM.

Für Gleichberechtigung der Frauen auch im Rentenwesen 
DGB-Forderungen müssen noch verwirklicht werden

Mit dem neuen Rentengesetz ist den 
nichtberufstätigen Frauen das Recht 
der Selbstversicherung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung wiedergege-
ben worden, das sie bis zur 1957 durch-
geführten CDU/CSU-Rentenreform hat-

Frauen-Gleichberechtigung 
noch in weiter Ferne

Es wurde beschlossen, im EBFG eine 
Arbeitsgruppe Frauen zu bilden, die 
Vorschläge für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung erarbeiten soll.

Uber 40 führende Gewerkschafterinnen 
aus den sechs EWG-Staaten diskutier-
ten Mitte Oktober auf einer Tagung 
in Brüssel mit Vertretern der Direk-
tion Soziales der Europäischen Ge-
meinschaften und des Europäischen 
Bundes Freier Gewerkschaften (EBFG) 
über die Probleme der berufstätigen 
Frauen. Maria Weber, stellvertretende 
DGB-Vorsitzende, betonte, obwohl im 
Vertrag von Rom im Artikel 119 eine 
eindeutige Regelung für die Beseiti-
gung der Lohndiskriminierung der 
Frauen getroffen worden ist, sei man 
von der Verwirklichung noch weit ent-
fernt.

Ferner forderte der Bunceskcngreß 
die Aufhebung von Differenzierungen 
zwischen Männern und Frauen bei An-
rechnung von pauschalen Beitrags-
werten und die Übernahme der Bei-
tragszahlungen während der Kinder-
erziehung für einen angemessenen 
Zeitraum durch den Staat.

Die Berechnung nach Mindesteinkom-
men wird nämlich nur dann, wenn 
25 Jahre Pflichtbeitrags- und Ersatz-
zeiten erfüllt sind, und nur für die 
Pflichtbeitragszeiten durchgeführt. Die 
Jahre, in denen Frauen wegen ihrer 
Verpflichtung als Hausfrau und Mutter 
nicht berufstätig waren, sich aber 
selbst versicherten, zählen weder bei 
den 25 Jahren mit, nodi wird für 
diese Zeiten die Berechnung nach Min-
desteinkommen durchgeführt, wenn die 
25 Pflichtbeitrags- und Ersatzzeiten 
erfüllt sein sollten.

Um die enttäuschten Frauen zu beru-
higen, haben viele Wahlredner der 
Bundestagsparteien behauptet, die in 
dem neuen Rentengesetz enthaltene 
Bestimmung über die* Berechnung von 
Renten nadi Mindesteinkommen käme 
vor allem den Frauen zugute. Das ist 
Schwindel! Die meisten Frauen wer-
den keine Erhöhung ihrer Rente auf 
diesem Wege erhalten. Das ergibt sich 
schon aus der Tatsache, daß nur etwa 
570 000 Renten durch die Berechnung 
nach Mindesteinkommen verbessert 
werden; also ungefähr 20 Prozent 
aller Versicherten- und Witwenrenten 
unter 300 DM im Monat.

In der Diskussion wurde überein-
stimmend festgestellt, daß die Sorgen 
und Nöte der erwerbstätigen Frauen 
in den kapitalistischen Ländern Euro-
pas sehr ähnlidi seien. Das beträfe 
vor allem Fragen der Bildung und 
Berufsausbildung der Mädchen und des 
Zugangs zu allen Arbeitsplätzen und 
Positionen, die auch von Frauen aus-
gefüllt werden können.

ten. Auch sie können sich bis einschließ-
lich 1956 nachversichern, nur sind die 
Beiträge jetzt wesentlich höher als 
1956. Damals klebten Frauen einen 
Wochenbeitrag von 50 Pfennig. Heute 
kostet der Mindestbeitrag 17 DM im 
Monat und ab Januar 1973 18 DM. 
Wer aber eine einigermaßen 
reichende Rente erwerben will, muß 
weit höhere Beiträge entrichten. Wel-
cher Arbeitnehmerhaushalt aber kann 
zusätzlich höhere Beiträge für die 
Rentenversicherung der nicht berufs-
tätigen Frau und Mutter aufbringen? 
Zwar sieht das neue Rentengesetz für 
ältere Selbständige vor, daß eine Stif-
tung für sie die Beiträge zur Renten-
versicherung zahlen kann. Für ältere 
Frauen gibt es das nicht (sh. „Renten-
gesetz für Unternehmer?" NACH-
RICHTEN Nr. 11/72).

Im DGB-Beschluß wird außerdem der 
Ausbau der „eigenständigen Renten-
versicherung" für alle Frauen gefor-
dert. Dazu wird präzisiert, daß wäh-
rend der Zeiten der Kindererziehung 
im Rahmen des Familienlaslenaus- 
gleichs aus öffentlichen Mitteln für 
die Mütter eine Beitragsleistung in 
Höhe von mindestens 75 Prozent, bes-
ser noch 100 Prozent, des Durchschnitts-
einkommens übernommen werden soll. 
Zusätzlich zu den im Beschluß des 
8. DGB-Kongresses vorgesehenen Maß-
nahmen sollten sich die Gewerkschaf-
ten für eine Verbesserung des neuen 
Rentengesetzes, soweit es die Frauen 
betrifft, in zwei Punkten einsetzen: 
1. Soweit Frauen infolge ihrer Ver-
pflichtungen als Hausfrau und Mutter 
nicht berufstätig sein konnten und 
freiwillige Beiträge für sie entrichtet 
wurden, sollten diese Zeiten berück-
sichtigt werden. 2. Für ältere allein-
stehende Frauen sollte die jetzt nur 
für ältere Selbständige gebildete Stif-
tung unter den gleichen Bedingungen 
ebenfalls Beiträge zur Rentenversiche-
rung entrichten oder nachentrichlen, 
um ihnen eine zum Leben ausreichende 
Rente zu sichern. A. B.
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Auch bei den bisher nur prozentualen 
Anpassungen sind die Frauen benach-
teiligt. Die niedrigen Renten werden 
dabei immer nur am wenigsten an-
gehoben. Daran ändert auch das Vor-
ziehen der 15. Rentenanpassung um 
ein halbes Jahr und der bisher höch-
ste Anpassungssatz von 9,5 Prozent 
nichts. Für den weitaus größten Teil 
der Frauen, die eine Versicherten-
oder Witwenrente beziehen, wäre das 
durch die CDU/CSU-Mehrheit in der 
letzten Sitzungswoche des Bundes-
tages zunichte gemachte Vorhaben der 
SPD/FDP-Regierung günstiger gewe-
sen: Die Zahlung eines einheitlichen 
Sockelbetrages in Höhe von 20 DM 
für alle Rentner ab 1. Juli. Um so 
schändlicher ist es, daß die CDU/CSU 
auch die einzige gezielte Vergünsti-
gung zugunsten der Frauen, das Baby-
jahr, in dem Rentengesetzentwurf 
der Bundesregierung zu Fall brachte.

Der 8. ordentliche Bundeskongreß des 
DGB 1969 in München hat in einem 
einstimmig angenommenen Beschluß 
zur Rentenversicherung der Frau ge-
fordert, die Benachteiligungen, die un-
ser heutiges Versicherungsrecht für 
versicherte Frauen noch immer enthält, 
zu beseitigen. Um dieses Ziel zu er-
reichen, sieht der Beschluß eine Reihe 
konkreter Maßnahmen vor. So u. a. 
Härteausgleich für Zeiten, in denen die 
Frauen ungleich entlohnt wurden und 
das Recht auf Wiedereinzahlung der 
durch Heiratserstattung zurückerhalte-
nen Arbeitnehmerbeitragsanteilo Da-
mit sollen dann auch die in der Ver-
sicherung verbliebenen Arbeitgeber-
beitragsanteile wieder aufleöon.

Das große Gefälle zwischen Frauen- 
und Männerrenten ist die Folge der 
allgemeinen Benachteiligung der 
Frauen in der spätkapitalistischen Ge-
sellschaft der Bundesrepublik. Sie fin-
det ihren Ausdruck in der fehlenden 
Chancengleichheit in Bildung und Be-
ruf, Unterbezahlung der Frauenarbeit 
sowie völlig ungenügender staatlicher 
Hilfe, um berufstätige Frauen und 
Mütter zu entlasten: Es gibt zu wenig 
Kinderkrippen und Kindergärten, 
keine Ganztagsschulen, keine Mög-
lichkeiten, die Kinder der Berufstäti-
gen mit preiswerten warmen Mahl-
zeiten zu versorgen. Zusätzlich wer-
den die Frauen auch noch in der Ren-
tenversicherung diskriminiert; soweit 
bei der Rentenberechnung pauschale 
Beitragswerte zugrunde zu legen sind, 
bleiben diese für Frauen geringer als 
für Männer.
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Laden an der Ecke verschwindet
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Die wichtigste Grundlage der raschen 
Expansion der Waren- und Versand-
hauskonzerne ist ihre enge Verflech-
tung mit dem Finanzkapital. So sind 
die größten Warenhauskonzerne eng 
mit den drei Monopolbanken — Deut-
sche Bank, Commerzbank und Dresd-
ner Bank — verflochten. Das gleiche 
gilt für die Versandhauskonzerne, die 
zu einem großen Teil auch von aus-
ländischem Kapital beeinflußt werden.

Es gibt keinen Zweifel, der Einzel-
handel gehört zu den Wirtschaftsberei-
chen in der Bundesrepublik mit den

dien Jahresbezüge eines Vorstands-
mitgliedes einer Aktiengesellschaft 
betrugen z. B. bei 34 Wirtschaftszwei-
gen 157 920 DM. In den Einzelhandels-
konzernen erhielt dagegen ein Vor-
standsmitglied im Durchschnitt 500 420 
DM. Ähnlich ist das Verhältnis bei 
den Jahresbezügen der Aufsichtsrats-
mitglieder.

Die verstärkte Ausbeutung der im 
Einzelhandel Beschäftigten wird da-
durch erleichtert, daß bedauerlicher-
weise zu viele von ihnen die Notwen-
digkeit, sich in der Gewerkschaft zu 
organisieren, noch nicht erkannt ha-
ben.

Eine zusätzliche Ausbeutungsmöglich-
keit ergibt sich für die Warenhaus-
konzerne durch den Einsatz von in 
der Regel ungelernten Teilzeitbeschäf-
tigten. Hier ist bei niedrigem Ver-
dienst die Arbeitsleistung besonders 
hoch, weil die Teilzeitkräfte vornehm-
lich in Zeiten großen Kaufandranges 
beschäftigt werden.

In welchem Maße die forcierte Ratio-
nalisierung bei den Einzelhandelskon-

sr
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Der Kampf um eine Verbesserung der 
Löhne und Arbeitsbedingungen in den 
Einzelhandelskonzernen kann aber nur 
mit einer starken Gewerkschaft und 
in Solidarität mit den Gewerkschaf-
tern aus dem industriellen Wirt-
schaftsbereich erfolgreich geführt wer-
den. Es gibt erfreuliche Zeichen da-
für, daß diese Erkenntnis bei den Ar-
beitern und Angestellten im Einzel-
handel im Wachsen begriffen ist.

Vor dem zweiten Weltkrieg waren in Deutschland die kleinen Einzelhandels-
betriebe vorherrschend. Nur 0,3 Prozent mit einer Umsatzbeteiligung von 
27,7 Prozent zählten zu den Großbetrieben. Anfang der sechziger Jahre begann 
ein fühlbarer Rückgang der kleinen und mittleren Einzelhandelsbetriebe. Betrug 
1960 ihr Anteil (bis zu 250 000 DM Jahresumsatz) noch 88,3 Prozent mit einer 
Beteiligung am Gesamtumsatz von 35,2 Prozent, so hießen die Zahlen 1968 
77,6 und 21,6 Prozent.

Die von den Einzelhandelskonzernen 
ausgeschütteten Dividenden, die bis 
zu 25 Prozent betragen, sind die höch-
sten in der Bundesrepublik. Sowohl 
bei der Karstadt AG als auch bei der 
Kaufhof AG erhöhten sich die ausge-
wiesenen Reingewinne innerhalb von 
zehn Jahren auf mehr als das Dop-
pelte. Insgesamt hat Karstadt von 1960 
bis 1970 413,7 Millionen DM und 
Kaufhof 371 Millionen DM Dividende 
ausgeschüttet.

Eine annähernde Einschätzung für die 
zunehmende Ausbeutung der Arbeiter 
und Angestellten ist auch den Jahres-
umsätzen je Beschäftigten zu entneh-
men. So erhöhte sich beispielsweise 
bei der Karstadt AG der Umsatz je 
Beschäftigten von 40 979 DM im Jahre 
1960 auf 69 191 DM im Jahre 1965 
und 1970 auf 82 818 DM. Während 
nach den Geschäftsberichten des 
Quelle-Konzerns 1960 der Umsatz je 
Beschäftigten 55 567 DM betrug, er-
höhte er sich 1965 auf 96 154 DM und 
1970 auf 115 143 DM.

Der Ausbeutungsgrad der im Einzel-
handel beschäftigten Arbeiter und 
Angestellten übertrifft vielfach den 
der in der Industrie Tätigen. Diese 
erhöhte Ausbeutung ergibt sich vor 
allem aus der Tatsache, daß die im 
Einzelhandel Beschäftigten zu den 
Arbeitern und Angestellten gehören, 
die im allgemeinen die niedrigsten 
Löhne und Gehälter erhalten, nicht 
zuletzt dadurch bedingt, daß gerade 
hier ein hoher Anteil von Frauen be-
schäftigt ist, deren Löhne und Gehäl-
ter bei gleicher Arbeit noch in der 
Regel unter denen ihrer männlichen 
Kollegen liegen, sowie durch steigen-
de Arbeitsleistung.

Machtkonzentration im Einzelhandel weitet sich aus 
Hoher Profit für Waren- und Versandhauskonzerne

zu einer höheren Arbeitsleistung 
zwingt, wird durch eine Gegenüber-
stellung der Zahl der Beschäftigten 
und der Vergrößerung der Verkaufs-
fläche offensichtlich. Bei der Kaufhof 
AG stieg die Zahl der Beschäftigten 
von 1960 bis 1969 um 24 Prozent an, 
während die Verkaufsfläche in der 
gleichen Zeit um 76 Prozent zunahm.Die Folge dieser Entwicklung ist eine 

enorme Steigerung des Profits der 
Waren- und Versandhauskonzerne 
durch die verschärfte Ausbeutung der 
Arbeiter und Angestellten. Die Um-
sätze der Einzelhandelskonzerne ha-
ben sich von 1960 bis 1970 nahezu 
verdreifacht, während in der gleichen 
Zeit die des gesamten Einzelhandels 
nur um das Doppelte gestiegen sind.

Die hohen Profite und der enorme 
Reichtum, den die Konzernherren an-
sammeln konnten, sind keinesfalls 
das Ergebnis des modernen Manage-
ments oder der besonderen Tüchtig-
keit der Finanziers der Waren- und 
Versandhauskonzerne. In einer Ana-
lyse über die »Monopolisierung im 
Einzelhandel der Bundesrepublik", 
1972 veröffentlicht vom Institut für zernen die Arbeiter und Angestellten 
Internationale Politik und Wirtschaft, 
der auch das Zahlenmaterial entnom-
men ist, heißt es: „Neben der ver-
stärkten Ausnutzung wissenschaftlich- 
technischer Neuerungen durch die 
Monopole des Einzelhandels sowie 
dem schnelleren Kapitalumschlag im 
Einzelhandel (es findet eine außer-
ordentlich rasche Amortisation des 
investierten Kapitals statt) hat vor 
allem die Ausbeutung in den großen 
Einzelhandelsunternehmen ein noch 
nie dagewesenes Ausmaß erreicht. 
Hauptursache der überdurchschnittlich 
hohen Profite in den Konzernen des 
Einzelhandels der BRD ist also die 
zunehmende Ausbeutung der dort tä-
tigen Arbeiter und Angestellten."
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Die Einzelhandelskonzerne nehmen 
jedoch nicht nur in bezug auf die aus-
geschütteten Dividenden eine Spitzen-
stellung unter den großen Konzernen 
in der Bundesrepublik ein, sondern 
auch hinsichtlich der Höhe der von 
ihnen gezahlten Vorstands- und Auf-
sichtsratsbezüge. Die durchschnittli- 
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Das wird deutlich, wenn man die 
Jahresbezüge der Vorstands- und Auf-
sichtsratsmitglieder mit dem Einkom-
men der Arbeiter und Angestellten 
vergleicht. So verdiente 1970 ein 
Handelsangestellter bei der Karstadt 
AG im Durchschnitt 11 186 DM pro 
Jahr. Ein Vorstandsmitglied dagegen 
bezog 541 328 DM und ein Aufsichts-
ratsmitglied 53 466 DM. Bei der Kauf-
hof AG lauten die Zahlen: 10 046 DM 
Jahreseinkommen für den Handels-
angestellten, 605 000 DM bzw. 49 769 
DM für die Vorstandsmitglieder und 
Aufsichtsräte.
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niedrigsten Löhnen und Gehältern 
auf der einen und den höchsten Divi-
denden sowie Vorsta'nds- und Auf-
sichtsratsbezügen auf der anderen 
Seite.

1950 waren die sich nun immer stär-
ker bildenden Einzelhandelskonzerne 
erst mit 36,3 Prozent gegenüber 63,7 
Prozent der kleinen und mittleren 
Einzelhändler am Gesamtumsatz des 
Einzelhandels beteiligt. 20 Jahre spä-
ter erreichten sie einen Anteil von 
70,8 Prozent. Die kleinen und mittleren 
Einzelhändler gingen auf 29,9 Prozent 
zurück. Im Zuge dieser Konzentration 
entwickelten sich neue Großbetriebs-
formen im Einzelhandel wie Super-
märkte, Einkaufszentren, Selbstbedie-
nungsgeschäfte und sogenannte frei-
willige Handelsketten.
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Aktiv beim Umweltschutz
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Staatsorgane auf diesem Gebiet.
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FDGB als Initiator und Kontrolleur in Umweltfragen 
Wie die Gewerkschaften in der DDR mitwirken

genommen, daß die Umweltprobleme 
bereits im Stadium der Vorbereitung 
der Vorhaben berücksichtigt werden.

Naturgemäß liegt der Schwerpunkt 
der gewerkschaftlichen Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes in 
den Betrieben. In allen Betrieben der 
DDR sind Arbeitsschutzkommissionen 
der Gewerkschaften tätig, die eng mit 
den Arbeitsschutzinspektionen der Ge-
werkschaften in den Territorien Zu-

sammenarbeiten. Diese Organe haben 
vom Standpunkt des Arbeitsschutzes 
die Aufgabe, wesentliche Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
durchsetzen zu helfen, z. B. indem sie 
die Kontrolle über die ständige Funk-
tionsfähigkeit technischer Anlagen, die 
einen gefährdungsfreien Raumluftzu-
stand und Lärmminderungen an den 
Arbeitsplätzen gewährleisten, durch-
führen. Sie kontrollieren immer wir-
kungsvoller, daß die arbeitshygieni-
schen Normative beachtet werden, um 
eine Gefährdung der Gesundheit der 
Werktätigen zu verhindern.

Die Gewerkschaften der DDR leisten 
sowohl im gesamtstaatlichen Rahmen 
als auch in den Wohngebieten der 
Städte und Gemeinden eine umfang-
reiche und aktive Arbeit auf dem Ge-
biet des Umweltschutzes. Zu dieser 
Tätigkeit des FDGB ist auch die Mit-
arbeit in den zuständigen Gremien zu 
rechnen, die sich mit der Stadt-, 
Wohn- und Industriebauplanung be-
schäftigen. Dabei wird darauf Einfluß 
24

Am 5. November 1970 hat das Präsi-
dium des Bundesvorstandes des FDGB 
in einem Beschluß exakte gewerk-
schaftliche Maßnahmen für die Ver-
besserung des Umweltschutzes festge-
legt. Dort heißt es: „Die Kreisvor-
stände des FDGB .. . unterstützen die 
Zusammenarbeit mit den Vertretern 
der Arbeits- und Kommunalhygiene 
und fördern alle Maßnahmen und Vor-
schläge zur wirkungsvollen und weit-
gehenden Beseitigung bzw. Verhinde-
rung von Belästigungen wie Rauch-
gase, Staub, Abwässer etc. Besondere 
Beachtung ist dabei den Wohn- und

Die Einführung moderner Produktions-
verfahren sowie der Einsatz umwelt-
freundlicher Rohstoffe und Energie-
träger sehen eine weitere Senkung 
des Staubauswurfes bis 1975 um ca. 
60 Prozent vor. Bei der Realisierung 
dieses Programmes kommt es zu einer 
immer engeren Zusammenarbeit der 
Leuna-Werke mit den örtlichen Orga-
nen. Vertreter des Kombinates arbei-
ten in Gremien des Bezirkes mit, die 
sich z. B. mit der Reinhaltung der 
Saale und der Rückstandsverbrennung 
beschäftigen. Uber alle geplanten und 
realisierten Maßnahmen des Kom-
binates auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes erfolgt eine regelmäßige Be-
richterstattung vor dem Stadtparla-
ment und in Gewerkschaftsversamm-
lungen, um die Kontrolle darüber zu 
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Eine hohe Verantwortung für die Ver-
wirklichung des Umweltschutzes tragen 
in der DDR die örtlichen Volksver-
tretungen und ihre Räte. Sie sind für 
die Gestaltung des Umweltschutzes 
im Territorium verantwortlich. Die 
sich daraus ergebenden Aufgaben wer-
den in die für die Territorien ver-
bindlichen Volkswirtschaftspläne auf-
genommen und sind somit fester Be-

Zu den vielen Tätigkeiten, die der FDGB der DDR bei der Vertretung der 
Interessen der Werktätigen ausübt, gehören auch Initiativen und Kontrollmaß-
nahmen in Fragen des Umweltschutzes. Im Artikel 15 der Verfassung der DDR 
werden der Schutz der Natur, die rationelle Nutzung und der Schutz des Bo-
dens, die Reinhaltung der Gewässer und der Luft sowie die Erhaltung der 
Pflanzen- und Tierarten und der landschaftlichen Schönheiten zur Pflicht des 
Staates, der Gesellschaft und jeden Bürgers erklärt. Im Mai 1970 wurde mit 
dem Landeskulturgesetz durch die Volkskammer eine einheitliche staatliche 
Ordnung für die planmäßige Gestaltung der natürlichen Umwelt in Kraft gesetzt.

Besser informiert durch
standteil der Tätigkeit der örtlichen NACHRICHTEN

Zur Lösung der komplizierten Auf-
gaben in den industriellen Ballungs-
gebieten wurden in vielen Großbetrie-
ben und Kombinaten der DDR Stufen-
programme erarbeitet, die unter maß-
geblicher Beteiligung der Werktätigen 
und ihrer Gewerkschaften verwirk-
licht werden. So gibt es bereits seit 
1967 ein solches Programm im VEB 
Leuna-Werke „Walter Ulbricht". Die 
mit der Realisierung dieses Program-
mes eingeleiteten Maßnahmen führten 
beispielsweise zur Senkung des hohen 
Staubauswurfes der Leuna-Werke. Bis 
Ende 1971 konnte im Vergleich zu 
1970 eine Reduzierung der Staub-
emission aus den Kraftwerken dieses 
Kombinates um ca. 20 Prozent erzielt 
werden.

In der DDR haben die Gewerkschaften 
insbesondere während der Gewerk-
schaftswahlen ihre Aufklärungstätig-
keit auf diesem Gebiet verstärkt. Die 
Probleme des Umweltschutzes waren 
Bestandteil der Rechenschaftslegung in 
den Wahlversammlungen der Ge-
werkschaften in vielen Betrieben und 
Kombinaten. Auf weiteren Gewerk-
schaftsversammlungen und in Schu-
lungen über Probleme des Arbeits-
schutzes und der Arbeitshygiene stan-
den sie ebenfalls zur Diskussion. Das 
führte dazu, daß z. B. in der DDR auf 
Initiative der Werktätigen viele kon-
krete, der Verbesserung der Umwelt-
bedingungen dienende Maßnahmen in 
die Betriebskollektivverträge, in Ver-
träge vieler Arbeitskollektive und in 
die Pläne der Betriebsgewerkschafts-
leitungen zur Verbesserung der Ar-
beits- und Lebensbedingungen auf-
genommen wurden.

Für die zentrale staatliche Leitung und 
Planung aller Grundprobleme des Um-
weltschutzes ist der Minitserrat ver-
antwortlich. Unter Federführung eines 
Stellvertreters des Vorsitzenden des 
Ministerrates, des Ministers für Um-
weltschutz und Wasserwirtschaft, wur-
de bei der Regierung der DDR ein Bei-
rat für Umweltschutz gebildet. Ihm 
gehören leitende Vertreter der Staats-
organe, Wissenschaftler, Wirtschafts-
funktionäre und Vertreter gesellschaft-
licher Organisationen an. Auch der 
FDGB ist in diesem Beirat mit Sitz 
und Stimme vertreten.

Erholungsgebieten zu schenken. Die 
Kreisvorstände des FDGB sichern, daß 
durch die Vorstände und Gewerk-
schaftsleitungen ein wirksames System 
der gesellschaftlichen Kontrolle bei 
der Entwicklung der sozialistischen 
Lebensweise geschaffen wird, das 
schon bei der Planung beginnt."

Durch ihre Befugnisse, z. B. bei der 
Schaffung von Erholungsgebieten, 
Wasserschutz- und Lärmschutzgebie-
ten, durch ihr Recht, die Durchführung 
landeskultureller Maßnahmen in den 
Betrieben zu fordern, sowie durch die 
Koordinierung aller landeskulturellen 
Aufgaben im Territorium sind den 
örtlichen Staatsorganen große Mög-
lichkeiten und Grundlagen zur Gestal-
tung sozialistischer Arbeits- und Le-
bensverhältnisse in den Städten und 
Gemeinden gegeben. Für die Ver-
wirklichung der Aufgaben des Um-
weltschutzes werden in der DDR um-
fangreiche Mittel bereitgestellt, die für 
Investitionen, für technische Anlagen 
sowie für die wissenschaftliche For-
schung bestimmt sind.

In der Entschließung des 8. FDGB- 
Kongresses wird gesagt: „Die Ge-
werkschaften wirken gemeinsam mit 
den verantwortlichen Staats- und 
Wirtschaftsorganen an der Entwick-
lung solcher Arbeitsbedingungen in 
den Betrieben und am Schutz der Um-
welt mit, die der Gesundheit und dem 
Wohlbefinden der Werktätigen för-
derlich sind."



Entwicklung des Luftverkehrs
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Kraftwerke der Zukunft 
werden in Kasachstan getestet

Unterirdisches
Eisenerz-Kombinat

Laufend neue
Einkaufsmöglichkeiten

40 000 Polikliniken, mehr als 26 000 
Krankenhäuser sowie Tausende Sana-
torien und Genesungsheime stehen 
heute den sowjetischen Werktätigen 
in allen Teilen des Landes zur Ver-
fügung. Der Bau zahlreicher neuer, 
großer Spezialkliniken und allgemei-
ner Krankenhäuser mit 337 000 Betten 
und Polikliniken sowie die Vervoll-
kommnung der Ausrüstungen des Ge-
sundheitswesens mit modernsten me-
dizinischen Geräten und Instrumenten 
werden in den nächsten Jahren zur 
weiteren Verbesserung der medizini-
schen Betreuung der Bevölkerung bei-
tragen. 6,4 Milliarden Rubel stehen 
dafür bis 1975 zur Verfügung.

Ein Viertel aller Ärzte der Welt 
In der UdSSR

Bereits diese wenigen Beispiele zei-
gen, daß im Sozialismus, in einer sich 
planmäßig entwickelnden Wirtschaft, 
der Umweltschutz optimal durchgesetzt 
werden kann. Von den Gewerkschaf-
ten erfordert das eine vielfältige und 
sachkundige Wahrnehmung ihrer Mit- 
bestimmungs- und Mitwirkungsrechte 
auch auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes. H. K.
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In der DDR gibt es zur Reinhaltung 
der Luft viele Initiativen. Zum Bei-
spiel wurden alle neuerrichteten Kraft-
werke mit Anlagen ausgestattet, die 
97 bis 99 Prozent des Staubes aus den 
Abgasen zurückhalten. Zur wirkungs-
volleren Bekämpfung von Schadstof-
fen in der Luft wurde beim For-
schungsrat der DDR eine Kommission 
„Lufthygiene am Arbeitsplatz" gebil-
det, in der der FDGB aktiv mitarbei-
tet. Diese Kommission hat in diesem 
spezifischen Bereich u. a. die Aufgabe, 
die wirtschaftlichen Mittel zu planen 
und zu bilanzieren sowie die Tätigkeit 
der staatlichen und gesellschaftlichen 
Gremien wirkungsvoll zu koordinie-
ren.

Ein weiterer Großbau des Fünfjahr-
plans steht in der Sowjetunion vor 
der Vollendung: Die rund 600 Kilo-
meter lange Ferngasleitung Waldai— 
Riga. Die neue Verbindung, die in den 
Ausläufern der Waldai-Höhe beginnt, 
wird die lettische Hauptstadt Riga so-
wie Pskow, Pordiow, Staraja Russa 
und andere Städte sowie „am Wege 
liegende" landwirtschaftliche Betriebe 
mit Erdgas versorgen, das durch das 
Pipelinesystem „Nordlicht" gen We-
sten strömt.

gewährleisten. Die Gewerkschaften ar-
beiten außerdem bei der Verwirkli-
chung von Komplexverträgen, die zwi-
schen Betrieben und den Städten und 
Gemeinden abgeschlossen werden, mit. 
Durch diese Verträge werden die be-
trieblichen Beziehungen zu den örtli-
chen Organen geregelt und nach Schwer-
punkten die gemeinsame Verantwor-
tung bei der Gestaltung, Pflege und 
dem Schutz der Natur festgelegt. In 
Erfüllung des Komplexvertrages, der 
z. B. zwischen dem Braunkohlekombi-
nat Regis und 19 Städten und Gemein-
den seines Einzugsbereichs abgeschlos-
sen wurde, sind u. a. brachliegende 
Halden mit speziellen Pappelsorten 
aufgeforstet, Brachland systematisch in 
Nutzland verwandelt und lufthygie-
nische Meßstellen installiert worden.

Diese Kommission führte bereits eine 
Reihe von Untersuchungen in wichti-
gen Großbetrieben der DDR durch. 
Weiterhin stellte sie Kostenberechnun-
gen zur weiteren Sanierung schad-
stoffbelasteter Arbeitsplätze und für 
die Installierung neuer lufttechnischer 
Anlagen und Ausrüstungen zur Siche-
rung einer normativ gerechten Luft-
hygiene in den Arbeitsräumen und 
an den Arbeitsplätzen an.

Für die Gesundheit der sowjetischen 
Werktätigen in den Industriebetrie-
ben sorgen heute 1500 medizinisch-
sanitäre Abteilungen, 12 700 Gesund-
heitsposten in den Werkhallen und 
32 300 andere mit Ärzten oder ärzt-
lichem Hilfspersonal besetzte medi-
zinische Einrichtungen. 10 Millionen 
Werktätige der Sowjetunion werden 
alljährlich gründlich vorbeugend un-
tersucht.

Jeden zweiten Tag öffneten in den 
vergangenen acht Monaten neue Ge-
schäfte für die Moskauer Bevölkerung 
ihre Türen. Die Zahl der Einkaufs-
stätten für Lebensmittel und für Kon-
sumgüter in der sowjetischen Haupt-
stadt erhöhte sich seit Anfang des 
Jahres um mehr als 130 große und 
kleine Läden, Warenhäuser und 
Markthallen in allen Stadtbezirken. 
Unter ihnen befinden sich, vor allem 
in den Neubaugebieten der Stadt, 
zahlreiche große Selbstbedienungs-
geschäfte, die sich bei den Moskauern 
wachsender Beliebtheit erfreuen. Um 
rund 1000 Geschäfte wird sich das 
Handelsnetz der UdSSR-Metropole bis 
1975 erweitern.

Die Rolle und der Anteil des Flug-
zeuges im Transport-System der 
UdSSR erhöht sich von Jahr zu Jahr. 
Bereits heute bewältigt die „Aero-
flot" rund 30 Prozent des Luftfracht-
verkehrs in der Welt. Durch das ein-
heitliche System des Luftverkehrs 
sind im Unionsmaßstab 3500 Städte 
und Ortschaften per Flugzeug mitein-
ander verbunden. Zum Ende des lau-

Das erste unterirdische Eisenerz-Kom-
binat der Sowjetunion entsteht zur 
Zeit im Industriegebiet von Kriwoi 
Rog in der Ukraine. Die Verwirk-
lichung des Projekts, das von Spezia-
listen aus Kriwoi Rog erarbeitet wurde, 
begann jetzt mit der Anlage der tau-
send Meter tiefen Schächte. Das künf-
tige Kombinat, das aus dem unter-
irdischen Komplex und einer Erzauf-
bereitungsfabrik bestehen wird, soll 
jährlich 15 Millionen Tonnen Erz för-
dern und verarbeiten. Als Hauptlie-
ferant für den 5000-Kubikmeter-Hoch- 
ofenriesen, der gegenwärtig im Lenin- 
Hüttenwerk von Kriwoi Rog wächst, 
wird das Untertage-Kombinat Erze 
mit einem Eisengehalt von 67 Prozent 
fördern.

Der FDGB achtet darauf, daß die so-
zialistische Rationalisierung darauf 
gerichtet ist, die körperlich schweren 
Arbeiten zu verringern, schrittweise 
die Belastung der Arbeiter durch Ab-
gase, Geräusche und extreme Tempe-
raturen zu mindern, den Anteil der 
rein manuellen Arbeit zu senken usw. 
Das erfordert das Wirksamwerden des 
ganzen Wissens und Könnens der 
Werktätigen. Dabei tragen neben den 
staatlichen Leitern auch die Gewerk-
schaften eine entscheidende Verant-
wortung. Sie wirken darauf ein, daß 
bei der Durchsetzung der sozialisti-
schen Rationalisierung der Arbeits-
und Umweltschutz berücksichtigt wird.

Ein 700 000-Kilowatt-Kraftwerk und 
ein Stausee mit einem Fassungsver-
mögen von 11 Milliarden Kubikmeter 
Wasser sollen am sibirischen Fluß 
Tom gebaut werden. Das Projekt, das 
zur weiteren Erschließung der natür-
lichen Energieressourcen des 840 Kilo-
meter langen Zuflusses des Ob beitra-
gen soll, wird gegenwärtig im For-
schungsinstitut für Energetik der Ka-
sachischen SSR getestet. Es ist eines 
der zahlreichen Modelle von Kraft-
werken und Bewässerungsanlagen der 
Zukunft, die hier in Alma-Ata wissen-
schaftlich geprüft werden.

fenden Fünfjahrplans wird das Strek- 
kennetz der Aeroflot etwa 820 000 
Kilometer betragen, davon rund 
300 000 Kilometer im Ausland. Mit 
11 Millionen Tonnen Fracht in fünf 
Jahren wird sich der Frachttransport 
im Luftverkehr um 61 Prozent er-
höhen.

Mehr als ein Viertel aller Ärzte der 
Welt arbeitet heute in der Sowjet-
union. 699 000 Mediziner aller Fach-
richtungen — das sind mehr als in 
den USA, der BRD, und Frankreich 
zusammengenommen, sind in den so-
wjetischen Krankenhäusern, Poli-
kliniken und anderen Einrichtungen 
des Gesundheitswesens tätig. Ihre 
Zahl erhöht sich im laufenden Fünf-
jahrplan bis 1975 um weitere 171 000.
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Ferngasleitung „Nordlicht“ 
vor der Fertigstellung



Solidarität mit Chile PERSONALIEN
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8. WGB-Kongreß in Warna
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Streiks der Unternehmer — das ist 
schon etwas Neues. Aber dazu brauch-
ten sie die Arbeiter in diesen Betrie-
ben. Mit Hilfe ihrer Gewerkschaften 
und der Unidad-Popular (Volkseinheit) 
gelang es, die Sabotage der Unter-
nehmer zu durchkreuzen. Die Arbeiter 
haben in den Betrieben weitergear-
beitet. Lediglich bei den Kraftwagen-
transportunternehmen gelang es der 
Reaktion zeitweise, eine größere Ak-
tion in Szene zu setzen.

Tagung des Internationalen 
Metallgewerkschaftsbundes

Populär. Das ist deshalb möglich, weil 
die Armee und die Miliz sich bei den 
Unruhestiftungen der Kapitalisten und 
Großgrundbesitzer auf die Seite der 
Regierung Allende gestellt haben.

Anfang November 1972 gründeten die 
Vertreter von 33 Einzelgewerkschaften 
aus 16 kapitalistischen Ländern unse-
res Kontinents — darunter auch 20 De-
legierte des DGB — in Kopenhagen 
die Europäische Regionalorganisation 
des Internationalen Bundes der Pri-
vatangestellten. Der Gründungskongreß 
beschloß, ein Aktionsprogramm zu er-
arbeiten, in dem insbesondere Proble-
me der multinationalen Konzerne und 
der Auswirkungen von Rationalisie-
rung und Automation auf die Ange-
stellten aufgegriffen werden sollen.

Regionalorganisation der 
Privatangestellten gegründet

Für besonders wichtig wird die Bil-
dung von Betriebsräten für die Vertre-
tung der Interessen der nichtweißen 
Arbeiter gehalten, die auf der Grund-
lage der geltenden Gesetze möglich 
sei.

„Metall" fordert, daß die deutsche Ent-
wicklungshilfe für Chile erhöht wird. 
Die Bundesrepublik müsse mehr chile-
nisches Kupfer kaufen. In der Bundes-
republik dürfe es keine Beschlagnah-
men von chilenischem Eigentum zu-
gunsten von USA-Konzernen geben.

In den Sommermonaten und im Früh-
herbst dieses Jahres hat das chile-
nische Unternehmertum mit aktiver 
USA-Hilfe und den reaktionären 
Kräften der christlich-demokratischen 
Partei in Chile versucht, das gesamte 
wirtschaftliche Leben des Landes durch 
Streiks der Mittel- und Kleinbetriebe 
lahmzulegen. Die Großbetriebe wie 
z. B. die Kupferminen sind bekanntlich 
verstaatlicht.

dem vertieften auch die Rassentren-
nung." Dennoch geht die Empfehlung 
dahin, „die Folgen der Apartheid im 
Gewerkschaftsleben dadurch schritt-
weise abzubauen, daß man unter dem 
Schutz weißer oder Mischlingsgewerk-
schaften unter Ausnutzung deren ma-
terieller, personeller und technischer 
Mittel zunächst eine starke Organisa-
tion schwarzer Arbeiter aufbaut, wie 
es bereits von der Bekleidungsarbei-
ter-Gewerkschaft praktiziert werde."

Die Thönnessen-Kommission spricht 
sich in ihrem Bericht gegen die Grün-
dung unabhängiger Gewerkschaften 
schwarzer Arbeiter aus. „Sie wider-
sprächen nicht nur", heißt es im „Me-
tall-Pressedienst" vom 30. November, 
„dem von der internationalen Gewerk-
schaftsbewegung vertretenen Prinzip 
der Einheit der Arbeiterklasse, son-
26

Walter Haas, Bundesjugendsekretär 
des DGB, wurde durch die vom Bun-
desministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit neu berufenen Mit-
glieder zum Vorsitzenden des Bundes-
jugendkuratoriums gewählt. Das Ku-
ratorium, dem 20 Experten der Ju-
gendpolitik aus Jugendverbänden, Ju-
gendhilfeinstitutionen und Wissen-
schaft angehören, berät die Bundes-
regierung in grundsätzlichen Fragen 
der Jugendhilfe.

Willi Richter, langjähriger Vorsitzen-
der des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des, verstarb in Frankfurt am 27. No-
vember 1972 nach schwerer Krankheit 
im Alter von 78 Jahren. Der Verstor-
bene trat bereits 1913 dem Deutschen 
Metallarbeiter-Verband bei. Nach Ver-
folgung und Verhaftung durch das 
Naziregime war er nach 1945 maßgeb-
lich am Aufbau der Einheitsgewerk-
schaft beteiligt. Beim Gründungskon-
greß des DGB 1949 wurde er in den 
geschäftsführenden Bundesvorstand 
und 1956 zum Vorsitzenden des DGB 
gewählt. Dieses Amt hatte er bis 1962 
inne. Sein Name ist eng verbunden 
mit dem Aufbau der Bank für Ge-
meinwirtschaft und der Büchergilde 
Gutenberg.

In der Regierung Chiles sind jetzt 
Sozialisten, Kommunisten, andere 
Linke und Liberale vertreten. Auch 
die Armee des Landes hat ihre Ver-
treter in der Regierung, der Unidad-

Das Zentralkomitee beschäftigte sich 
u. a. mit Problemen der Gewerk-
schaftsarbeit in Südafrika. Grundlage 
dafür bildete der Bericht einer Kom-
mission, die im März 1972 unter Lei-
tung des stellvertretenden IMB-Gene- 
ralsekretärs Dr. Werner Thönnessen 
Südafrika besucht hatte. Die Kom-
mission hält grundsätzlich die Bildung 
großer, rassisch integrierter Industrie-
gewerkschaften für notwendig. Dieses 
Ziel sei jedoch kurzfristig nicht zu 
verwirklichen, zumal auch maßgeb-
liche südafrikanische Gewerkschaften 
nicht dafür seien.

In der Gewerkschaftszeitung „Metall" 
hat Hans Matthöfer zu diesen Ent-
wicklungen in Chile Stellung genom-
men. Er weist darauf hin, daß „die 
chilenische Regierung unter dem so-
zialistischen Präsidenten Allende 
Hilfe braucht". Er schreibt weiter, 
diese Regierung versuche mit ver-
fassungsmäßigen und demokratischen 
Mitteln die dringend erforderlichen 
Umgestaltungen der chilenischen Wirt-
schaft herbeizuführen und werde von 
den Kräften der Reaktion erbittert 
bekämpft. Industrieländer und Banken 
sperrten die notwendigen Kredite.

Franz Valentiner, ehemaliger Vorsit-
zender der damaligen Gewerkschaft 
Holz (heute: "und Kunststoff") im 
DGB, verstarb am 24. November 1972 
im Alter von 76 Jahren in Hamburg. 
Valentiner gehörte zu den Gründern 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und zu den Mitgliedern des ersten 
DGB-Bundesvorstandes unter Hans 
Böckler.

Im Weltgewerkschaftsbund sind 154 
Millionen der insgesamt 260 Millionen 
Gewerkschaftsmitglieder, die es in der 
Welt gibt, organisiert. Der IBFG zählt 
51 Millionen. Die Generalratstagung 
verabschiedete eine Solidaritätserklä-
rung mit dem Volk Vietnams, einen 
Appell zur Unterstützung Chiles in 
dessen Kampf gegen das Komplott des 
internationalen Monopolkapitals und 
bekräftigte die Solidarität des WGB 
mit den arabischen Völkern.

In der rumänischen Hauptstadt Buka-
rest fand Anfang November die 22. 
Generalratstagung des Weltgewerk-
schaftsbundes (WGB) statt. Der Gene-
ralrat beschloß, den 8. Weltgewerk-
schaftskongreß zum 15. Oktober 1973 
nach Warna, der bulgarischen Schwarz-
meerstadt, einzuberufen. WGB-Gene- 
ralsekretär Pierre Gensous erklärte in 
seinem Schlußwort, alle Gewerk-
schaftsorganisationen und Gewerk-
schaftsbünde der Welt, insbesondere 
der Internationale Bund Freier Ge-
werkschaften (IBFG) und der Welt-
verband der Arbeit (WVA), seien ohne 
jegliche Vorbedingungen zur Teilnah-
me eingeladen.

In San Francisco (USA) begann am 
29. November die jährliche Tagung des 
Zentralkomitees des Internationalen 
Metallgewerkschaftsbundes (IMB), der 
dem Internationalen Bund Freier Ge-
werkschaften (IBFG) angeschlossen ist. 
An der Tagung nahm auch eine Dele-
gation der IG Metall der Bundesrepu-
blik unter Leitung des Vorsitzenden 
Eugen Loderer teil.
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Auch die Bestellungen für unsere Bü-
cher nehmen ständig zu. Jetzt endlich 
ist „Gewerkschaften in der DDR' fer-
tig. Sollten Sie es bereits bestellt ha-
ben, so geht es Ihnen in den nächsten 
Tagen zu. Neue Buchprojekte sind in 
Vorbereitung. Sie wissen ja, wir ver-
folgen mit der Herausgabe neuer Bü-
cher kein Profitinteresse. Wir hoffen, 
Ihnen damit — und nicht zuletzt mit

Wie sehr diese Schrift ins Schwarze 
getroffen hat, zeigt u. a., daß sich die 
großbürgerliche Zeitung „Handelsblatt' 
in zwei Ausgaben ausführlich mit den

Mitbestimmung hätte Stillegung 
verhindert

In diesem Sinne wollen wir auch im 
neuen Jahr, für das wir Ihnen viel 
Erfolg und gute Gesundheit wünschen,

NACHRICHTEN — Argumente für 
Ihre Arbeit in Betrieb und Gewerk-
schaft zu geben, für die Durchsetzung 
der Interessen und Forderungen der 
Arbeiter und Angestellten.

i

Die „Siemens-Familie' ist nicht nur 
ein wertvolles Buch für jeden „Sie-
mens-Mitarbeiter“, sondern wird von 
allen Betriebs- und Gewerkschafts-
funktionären, die im täglichen Kampf 
gegen das Großkapital stehen, als 
klassenmäßige Orientierungs- und Ar- 
gumentalionshilfe begrüßt. j o 1

Die große Siemensfamilie — Report über 125 Jahre Ausbeu-
tung, Arbeitsgruppe beim Bezirksvorstand der DKP-Südbayern, 
München; 100 Seiten, 2,— DM.

Untersuchungen und Darlegungen der 
Autoren beschäftigen mußte. Ver-
steht sich, daß diese Zeitung gegen 
das Buch wettert und die Arbeiter 
und Angestellten abhalten will, es zu 
lesen.

„Wenn wir mehr Mitbestimmung ge-
habt hätten", erklärte der Betriebs-
ratsvorsitzende Wilhelm Binder zu der 
für Mitte November beschlossenen 
Stillegung der Mercedes-Schuhfabrik 
in Stuttgart-Bad Cannstatt, „wäre es 
nicht soweit gekommen." Betroffen 
sind 250 Arbeiter und Angestellte, 
darunter 55 Prozent Frauen. 108 Be-
schäftigte sind über 50 Jahre alt. Für 
sie dürfte es fast unmöglich sein, einen 
neuen Arbeitsplatz zu finden. Im Ge-
gensatz zu der Begründung der Be-
triebsleitung mit „Strukturwandel", 
erklärte die Ortsverwaltung der Ge-
werkschaft Leder, mangelnde unter-
nehmerische Fähigkeiten seien schuld. 
„Die Herren haben ihre Sachen ins 
trockene gebracht", war ihr Kommen-
tar.

• -•
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Wie am Jahresende allgemein üb-
lich, so zogen auch wir Bilanz. Ins-
besondere ging es um die Verbreitung 
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Den Verfassern geht es darum, die 
heuchlerische Fassade, Siemens diene 
dem Fortschritt, fördere seine Mit-
arbeiter, wolle Ausgleich und Gerech-
tigkeit, zu beseitigen. Es wird nach-
gewiesen, daß der Mammutkonzern 
Wissenschaft und Technik im ersten 
und zweiten Weltkrieg für die Ent-
wicklung der Militärmaschinerien 
nutzte und den Militärs zur Verfügung 
stellte. Der Siemens-Konzern war 
selbst durch seine leitenden Persön-
lichkeiten in den Kommandozentralen 
des faschistischen Hitlerreiches vertre-
ten und beteiligte sich direkt an der 
Ausplünderung der von den faschi-
stischen Armeen eroberten Gebiete.

Lange haben wir in Verlag und Re-
daktion hin und her überlegt, was wir 
tun können, um NACHRICHTEN noch 
interessanter zu gestalten, nicht nur 
im Inhalt, sondern auch in der äuße-
ren Gestaltung. Jetzt endlich ist es so-
weit. Mit Hilfe der Druckerei, die uns 
verschiedene Entwürfe machte, er-
scheint die Zeitschrift ab Nummer 
1/73 mH neuem Gesicht. Es war gar 
nicht so einfach, innerhalb der Redak-
tion Übereinstimmung zu erzielen. 
Nun aber hoffen wir, doch das Rich-
tige für unsere Leser gefunden zu ha-
ben. Vielleicht schreiben Sie uns ein-
mal in einer Mußestunde Ihre Mei-
nung.

von NACHRICHTEN. Mit Ihrer Hilfe 
hat sich der Kreis unserer Leser ver-
größert. Dafür herzlichen Dank, übri-
gens, für zwei neue Abonnenten er-
halten Sie vom Verlag ein gutes Buch, 
z. B. einen Band der „Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung'. Es 
müßte nur auf den Bestellungen ver-
merkt werden, durch wen der Leser 
geworben wurde.

I
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Wir hallen es mH dem verstorbenen 
Arbeiterführer August Bebel, der ein-
mal gesagt hat: „Wenn dich deine 
Feinde loben, so hast du etwas falsch 
gemacht.“ Da aber die Unternehmer, 
die jetzt gegen die berechtigten Lohn- 
und Gehallsforderungen der Arbeiter 
und Angestellten vieler Industrie-
zweige Front bezogen haben, vor un-
serer Produktion warnen, fühlen wir 
uns in unserer Arbeit bestätigt.

Daß uns dies bisher zum größten 
Teil gelungen ist, bestätigen uns un-
sere Leser immer wieder. Sogar aus 
Norwegen erreichte uns die Anfrage 
eines Arbeilerbuchverlages, ob wir 
die Lizenz zur Übersetzung unserer 
Schrift „Marxismus leichtgemachl', 
herausgegeben von Heinz Seeger, ins 
Norwegische vergeben würden.

Auch heute ist Siemens sehr eng mH 
den imperialistischen Armeen ver-
zahnt. Mitten im Rüstungsgeschäft 
stehend, liefert der Konzern den im-
mer größer werdenden Anteil der 
elektronischen Ausrüstung für alle 
modernen Waffensysleme.

Ausbeulung der Arbeiter und Ange-
stellten mH raffiniertesten Methoden 
durchführt und gleichzeitig die ge-
machten riesigen Gewinne verschleiert. 
Bei dieser Entschleierung der Profite 
hat sicher auch das vom NACHRICH- 
TEN-Verlag herausgegebene Buch 
„Entschleierte Profite — Bilanzlesen 
leichtgemacht' gute Dienste geleistet.

8 
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Diese Schrift entschleiert den kapi-
talistischen, das heißt den ausbeute-
rischen Charakter des Siemens-Impe-
riums, das über 300 000 Arbeiter und 
Angestellte beschäftigt Der BRD 
größter und modernster Industrie- 
Konzern hat alle politischen Herr-
schaftssysteme der kapitalistischen 
Ordnung, das Kaiserreich, die Weima-
rer Republik, das Hitler reich und nun 
die Bundesrepublik genutzt, um seine 
„Betriebszwecke“ — sprich Profit-
maximierung — zu erreichen.

Aber auch von anderer Seite ist das 
Interesse an unserer Arbeit nicht ge-
ring. Wir meinen hier besonders die 
Arbeitgeberverbände. Durch einen 
glücklichen Umstand flatterte uns 
kürzlich die Mitteilung ihres „Indu- 
slriewarndienstes“ auf den Tisch. Ins-
besondere hat es ihnen der Kommen-
tar zum neuen Betriebsverfassungs-
gesetz von Gerd Siebert, in dem be-
sonders die Rechte der Belegschaften 
und ihrer betrieblichen und gewerk-
schaftlichen Interessenvertreter deut-
lich gemacht werden, angetan: „Die 
Personalführungen sollten über den 
Charakter dieses Kommentars infor-
miert werden ... Die .NACHRICH-
TEN'-Verlags-Gesellschaft ist vom ehe-
maligen Vorsitzenden der Gewerk-
schaft Holz im DGB, Heinz Seeger, ge-
gründet worden', steht da zu lesen.

Detailliert wird in der Schrift nach-
gewiesen, wie dieser Konzern die
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Ziel für 1972 nicht erreicht
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■ 15. Oktober
Beginn des 8. Weltgewerkschafts- 
kongresses in Warna, Bulgarien.

NACHRICHTEN-Verlags- 
Gesellschatt mbH. 
Frankfurt am Main

■ 31. März
Zu diesem Termin laufen die Tarif-
verträge in der Drudeindustrie der 
Bundesrepublik ab.

■ April und Mai
Personalratswahlen im öffentlichen 
Dienst, bei Bundesbahn und Bun-
despost.

Europäischen
Gewerkschaften

Verlag und Redaktion hoffen, daß Sie 
für diese Preiserhöhung Verständnis 
haben und auch in Zukunft unserer 
und Ihrer Zeitschrift Aufmerksamkeit 
schenken.

Das erklärte Eugen Loderer, Vorsit-
zender der IG Metall, um, wie er be-
tonte, Mißverständnisse auszuräumen.

NACHRICHTEN
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIKlen Nettoverdienste weiter fortgesetzt, 

das im „Sozialbudgel" für die Zeit 
seit 1950 nachgewiesen wird. In den 
Jahren 1950 bis 1955 ist der reale 
Nettoverdienst je Arbeitnehmer jah-
resdurchschnittlich noch um 6,1 Pro-
zent gestiegen. In den Jahren 1955 
bis 1960 war die jahresdurchschnitt-
liche Zunahme der realen Nettover-
dienste je Arbeiter und Angestellten 
dann bereits auf 4,6 Prozent gefallen, 
erhöhte sich' in den Jahren 1960 bis 
1965 wieder auf 5,3 Prozent, um dann 
in den Jahren 1965 bis 1970 auf 3,8 
Prozent abzusinken.

von NACHRICHTEN hat einen Um-
fang von 28 Seiten. Das alles verur-
sacht zusätzliche Kosten, ist aber poli-
tisch notwendig.

1972 waren den NACHRICHTEN ne-
ben den viermal regelmäßig erschei-
nenden „Informationen“ einige Son-
derbeilagen und -seilen beigefügt. Wir 
möchten an dieser Stelle nur an die 
28seitige Dokumentation „Bessere Le-
bensqualität als Aufgabe“ erinnern 
und an die zahlreichen Beilagen zu 
den sieben stattgefundenen Gewerk-
schaftskongressen.

afts- und So- 
____  In der NACH 
mit vierteljährlicher 
zur Wl risch aftsent 
rbelterklaase' (März 

Abon-

Der Bericht der Bundesregierung „So-
zialbudget 1972", der vor einiger Zeit 
veröffentlicht wurde, legt ein weiteres 
Absinken der Steigerungsraten der 
realen Löhne und Gehälter für die 
nächsten Jahre zu Grunde. Aber schon 
die Entwicklung dieses Jahres hat ge-
zeigt, daß die Wirklichkeit weit nega-
tiver aussieht.

Für Anfang nächsten Jahres plant der 
Verlag die Herausgabe einer umfang-
reichen Dokumentation über den 
9. ordentlichen DGB-Kongreß und die 
anderen Gewerkschaftstage — für un-
sere Leser natürlich im Abonnements-
preis enthalten. Auch diese Ausgabe

Und jetzt also — für 1972 bis 1976 — ein 
weiterer Rückgang der Steigerungsrate 
des realen Nettoverdienstes je abhän-
gig Beschäftigten auf im Durchschnitt 
3,5 Prozent! Dabei wird bei der Er-
mittlung dieser Rate im „Sozial-
budget" sogar noch von offensichtlich 
zu günstigen Voraussetzungen aus-
gegangen. Denn es wird gemäß der 
Zielprojektion der Bundesregierung 
angenommen, daß die Preise des pri-
vaten Verbrauchs jährlich nur um 2,5 
bis 3 Prozent steigen. A. S.

■ 31. März und 30. April
Zu diesen Terminen laufen die 
Lohn- und Gehaltstarifverträge für 
die Beschäftigten in der chemischen 
Industrie der Bundesrepublik ab.

„Das gewerkschaftliche Instrument der 
Einkommensverteilung ist die aktive 
Tarifpolilik, nicht die passive Vermö-
genspolitik. Gewerkschaften sind kein 
Verein von Kleinkapitalisten, sondern 
eine Solidargemeinschaft von Lohn-
abhängigen.“

■ 3. bis 7. September
9. ordentlicher Gewerkschaftstag 
der Gewerkschaft Holz und Kunst-
stoff in Freiburg.

Liebe NACHRICHTEN-Leser,
im Laufe des Jahres 1972 hat sich die 
NACHRICHTEN-Verlags-GmbH stets 
bemüht, die Preiserhöhungen, die ins-
besondere durch gestiegene Druck-
kosten und Porlogebühren entstanden 
sind, in Ihrem Interesse aufzufangen. 
Nun aber wissen wir — trotz aller 
Sparmaßnahmen — nicht mehr weiter 
und sehen uns zu unserem größten 
Bedauern gezwungen, den Abonne-
mentspreis für NACHR1CHTEN von 
17 auf 20 DM jährlich und den Preis 
für das Einzelheit auf 1,75 DM zu erhö-
hen. Wie bisher üblich, entstehen un-
seren Abonnenten keine zusätzlichen 
Kosten für die „Informationen“.

Da wir uns nicht— wie die Unterneh-
mer- und Regenbogenpresse — auf fi-
nanzkräftige Gönner stützen können, 
sind wir auf die Solidarität unserer 
Leser angewiesen. Wir haben uns da-
her erlaubt, dieser Ausgabe eine 
Spendenzahlkarle beizulegen. Jeder 
auch noch so kleine Betrag würde uns 
helfen, NACHRICHTEN 
noch besser zu gestalten.

Wir wünschen Ihnen, liebe Leser, 
geruhsame Feiertage und ein erfolg-
reiches, friedliches 1973.

Redaktion und Verlag

■ 26. bis 30. März
Weltschiffbaukonferenz des Inter-
nationalen Metallarbeiterbundes 
(1MB) in Japan.

■ 8. und 9. Februar
Neugründung des 
Bundes Freier 1 
(EBFG) in Brüssel.

Obwohl bei der vorausberechneten Zu-
nahme der Belastung der Arbeitsver-
dienste im „Sozialbudget" u. a. davon 
ausgegangen wird, daß ab 1. 1. 1973 
der Beitragsanteil für Arbeiter und 
Angestellte in der Rentenversicherung 
von jetzt 8,5 auf 9 Prozent, der für die 
Krankenversicherung von 4,1 Prozent 
in den Jahren 1970/71 auf 4,4 Prozent 
im Jahr 1976 und der durchschnittliche 
Abzug an Lohn- und Kirchensteuer 
von 12,5 Prozent 1970 auf 15,8 Pro-
zent 1976 steigt, wird in dem Zahlen-
werk dennoch damit gerechnet, daß der 
reale Nettoverdienst je Arbeitnehmer 
in den Jahren 1972 bis 1976 um jah-
resdurchschnittlich 3 bis 4 Prozent 
wächst. Damit würde bereits das Ab-
sinken der Steigerungsraten der rea- 
28

Di« NACHRICHTEN zur Wirtschafts- und So 
jtialpolltlk erscheinen monatlich...................*
RICHTEN-Verlags-GmbH 
Beilage .Informationen 
Wicklung und Lage der Arbeiterklasse' 
Juni. September Dezember - nur für 
nenteh).
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